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Vorwort 

Warum ein neues deutsches Lexikon zur internationalen Politik? Gibt es doch das ver-
dienstvolle, in vielfacher Auflage vorliegende „Handwörterbuch Internationale Politik", 
herausgegeben von Wichard Woyke, sowie den grundlegenden, von Andreas Boeckh 
herausgegebenen Band „Internationale Beziehungen" in der Serie „Pipers Wörterbuch 
zur Politik". 
Diese beiden Werke sind repräsentative Darstellungen des Wissensstandes zu den inter-
nationalen Beziehungen im deutschen Sprachraum. 
Das vorliegende Lexikon hat zwei andere Schwerpunkte: Zum einen sind die Mehrzahl 
der Autoren der Stichwörter der, wie sie einst hieß, „kritischen Friedensforschung" oder 
allgemeiner der kritischen Theorie verpflichtet - jenem Wissenschaftszweig, der sich 
nicht vorrangig der Politikberatung oder der zweckfreien Erkenntnis verpflichtet sieht, 
sondern der die Frage nach den gesellschaftlichen Wurzeln internationaler Macht und 
nach Möglichkeiten zur Schaffung einer verbesserten Weltordnung stellt. 
Zum anderen schlägt sich in der Auswahl der Autoren zu einem guten Teil das Profil 
des Fachbereichs Politische Wissenschaft (ehem. Otto-Suhr-Institut) der Freien Uni-
versität Berlin nieder, mit knapp 5000 eingeschriebenen Studierenden und 30 Hoch-
schullehrern die größte politikwissenschaftliche Einrichtung in Deutschland, mit der 
auch viele der nicht (mehr) in Berlin ansässigen Autoren des Lexikons weiter in Verbin-
dung stehen. 

Der analytische Anspruch dieses Lexikons ist begrenzt. Er richtet sich einführend vor 
allem an Studierende, mit der Anregung, diese sollten nachschlagen und lesen, um dann 
weiter zu lesen. Deswegen wurde Wert auf weiterführende Literaturhinweise gelegt. 
Inhaltlich ist das Profil dieses Lexikons vor allem durch die folgenden Akzente gekenn-
zeichnet: 
- in der Theoriediskussion durch die Aufnahme neuer Ansätze wie des feministischen 
und des postmodemen Diskurses über internationale Politik, sowie neuerer Leitvorstel-
lungen wie der „internationalen Zivilgesellschaft"; 
- die Verwendung einer politologischen Herangehensweise, d.h. dem wiederholten 
Rückbezug auf Fragen von Herrschaft und Macht, der Einführung der Sicht „von unten" 
(„low politics") neben den angestammten „high politics"; 
- die breite Berücksichtigung ökologischer Aspekte; 
- die historische Aufbereitung von Stichworten; 
- mit Blick auf vergleichbare englische Werke eine stärker didaktisch orientierte Präsen-
tation; 
- in den Quellenbezügen und den Literaturhinweisen wurde versucht, ein 
„internationales" Lexikon zu erarbeiten, welches eine Orientierung lediglich am Diskurs 
im deutschsprachigen Raum vermeidet. 
Diese Vorgaben wurden umgesetzt, indem die Herausgeber einen Prozeß der gemein-
samen Lexikon-Entwicklung zu eröffnen suchten: Über die .Arbeitsgemeinschaft für 
Friedens- und Konfliktforschung" wurden neben den an der Freien Universität tätigen 
Fachkolleginnen und -kollegen weitere Wissenschaftler aus dem Bereich der Friedens-
forschung angeschrieben. Anhand einer Vorschlagsliste der Herausgeber wurden den 
Stichworten Autoren zugeordnet, und die Autoren wurden um Vorschläge für mögliche 
weitere Stichworte gebeten. Die nächsten Arbeitsschritte bestanden darin, daß die vor-
läufige Stichwortliste von den angesprochenen Autoren kommentiert und ergänzt wurde. 
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Die so entstandene Gesamtliste der Stichworte wurde von Herausgebern in gemeinsa-
men und wiederholten Besprechungen mit Ruth Stanley, MA, Dipl.-Pol. Nii Addy, 
Dipl.-Pol. Marcus Gryglewski und Dr. Arend Wellmann überarbeitet. In diesem Kreis 
wurden die eingehenden Manuskripte in einer ersten Runde gemeinsam besprochen, be-
vor sie von den Herausgebern redigiert wurden und in einem Meinungsaustausch mit 
den Autoren zu ihrer endgültigen Form gelangten. Die Beiträge wurden von den Auto-
ren dabei in ihrer endgültigen Fassung in der Regel im Frühjahr 1996 verfaßt. 
In der Arbeit erlebten die Herausgeber manche unerwartete Überraschung. Johan Gal-
tung zum Beispiel, dem Fachbereich Politische Wissenschaft der Freien Universität 
Berlin langjährig als Honorarprofessor verbunden, faßte sein bekanntes Konzept von 
„struktureller Gewalt" völlig neu. Wolfgang Fritz Haug, um ein weiteres Beispiel anzu-
führen, legt nach der „Wende" sehr nachdenklich verfertigte Beiträge dazu vor, wie mit 
dem Werk von Karl Marx heute umzugehen sei. Der Leser/die Leserin wird - so hoffen 
die Herausgeber - in diesem Band manches Neue finden. 

Dr. Arend Wellmann übernahm die technische Erstellung des Manuskriptes, Marcus 
Gryglewski die vielfältigen Aufgaben einer studentischen Hilfskraft für dieses Lexikon-
projekt. Allen Genannten sei für ihr Engagement ausdrücklich gedankt. 

Ulrich Albrecht Helmut Volger 
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A 

ABM-Vertrag 
Der ABM (= Anti-Ballistic-Missile) Ver-
trag wurde zwischen November 1969 
und Mai 1972 zwischen den Regierungen 
der USA und der Sowjetunion ausgehan-
delt und im Mai 1972 unterzeichnet. Das 
vertraglich geregelte Verbot von Rake-
tenabwehrsystemen bildete gemeinsam 
mit einem Zwischenabkommen über die 
Begrenzung strategischer Offensivwaffen 
die beiden Teile der 1. SALT (= Strategie 
Arms Limitation Talks) Vereinbarung 
(SALT I). 

Ziel der Vereinbarungen war die Stabili-
sierung des Abschreckungssystems. (-> 
Abschreckung) Die Wirksamkeit nuklea-
rer Abschreckung beruhte darauf, daß ein 
potentieller Angreifer mit einem unange-
nehmen Vergeltungsschlag rechnen muß. 
Die Sicherstellung einer derartigen un-
verwundbaren Zweitschlagfähigkeit 
durch eine politisch vereinbarte Begren-
zung der strategischen Waffensysteme 
lag im beiderseitigen Interesse der Super-
mächte ( - • Hegemonie). 
Die Bemühungen um eine Eindämmung 
des Rüstungswettlaufs ( -• Rüstungsdyna-
mik) als Teil der Ost-West -» Entspan-
nungspolitik hatten nach der Kuba-Krise 
begonnen und 1963 zu einem Abkom-
men über ein begrenztes Verbot von 
Atomwaffentests (-» Massenvernich-
tungswaffen) in der Atmosphäre, im 
Weltraum und unter Wasser geführt 
(PTBT = Partial Test Ban Treaty) sowie 
zur Errichtung einer direkten Fernmelde-
verbindung zwischen Moskau und Wa-
shington („Heißer Draht"). Weitere Ver-
handlungen waren während des Vietnam-
krieges und nach dem Einmarsch der 
Truppen des -» Warschauer Pakts in die 
CSSR verzögert worden. Ziel der Rü-
stungskontrollpolitik (-» Abrüstung) war 
auch die Begrenzung der Kosten des ato-
maren Rüstungswettlaufs. Schließlich 
wollten beide Supermächte die Weiter-
verbreitung von Atomwaffen (-• Prolife-
ration) verhindern. In dem 1968 verein-

barten Atomwaffensperrvertrag haben 
sich die USA und die UdSSR als Gegen-
leistung für einen Verzicht anderer Un-
terzeichnerstaaten auf den Erwerb von 
Atomwaffen zu Verhandlungen über die 
„Beendigung des nuklearen Wettrüstens 
in naher Zukunft und zu nuklearer Abrü-
stung" verpflichtet. 

Trotz dieser gemeinsamen Interessen 
zwischen den beiden Supermächten gab 
es deutliche Unterschiede bei den Zielen 
der Verhandlungen: Während die So-
wjetunion die Verhinderung der Ent-
wicklung der Raktenabwehrsysteme an-
strebte, um die Einsatzfähigkeit der über-
wiegend landgestützten Interkontinental-
raketen (ICBM = Intercontinental Balli-
stic Missiles) zu sichern, wollten die 
USA die sowjetische Raktenrüstung be-
grenzen, um ihr eigenes Potential zu 
schützen. 

Die USA verfügten im Gegensatz zur 
UdSSR über ein System (Triade) aus In-
terkontinentalraketen (ICBM), U-Boot-
gestützten Raketen (SLBM = Sea Laun-
ched Ballistic Missiles) und Bombern, 
die sowjetisches Territorium erreichen 
konnten. 1970 besaßen die USA 1.054 
ICBM, 656 SLBM und 460 Bomber, die 
UdSSR verfügte über 1.300 ICBM, 304 
SLBM und 170 Bomber. Die sowjetische 
Konzentration auf ICBM, die wegen ih-
rer höheren Treffgenauigkeit, Reaktions-
fähigkeit und Schnelligkeit im Vergleich 
zu SLBM und Bombern als militärisch 
effizienter galten, weckten in den USA 
Befürchtungen um die längerfristige 
Überlebensfähigkeit ihrer ICBM-Stellun-
gen. Noch 1967 hatten sich die USA mit 
ihrer SALT-Initiative vorwiegend an der 
Begrenzung von ABM-Systemen, nicht 
aber von strategischen Offensiv-Raketen 
interessiert gezeigt, während sich die 
UdSSR in erster Linie von amerikani-
schen Angriffswaffen bedroht fühlte, an 
ihren eigenen ABM-Programmen aber 
festhalten wollte. Nach dem Ausbau der 
sowjetischen ICBM-Arsenale und nach-
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dem im September 1967 die USA ange-
kündigt hatten, ein landesweites ABM-
System zu entwickeln, war es nunmehr 
die sowjetische Seite, die wegen ihres 
technologischen Rückstandes fürchtete, 
bei einem ABM-Wettriisten ins Hinter-
treffen zu geraten. 
Die Sowjetunion war zudem bemüht, die 
Forward Based Systems (FBS), d.h. in 
Europa und auf Flugzeugträgem in an-
grenzenden Gewässern stationierten Nu-
klearwaffen, die sowjetisches Territorium 
erreichen konnten, in den SALT-Abkom-
men mit einzubinden. Sie definierte als 
strategische Waffe alle Systeme, die die 
Territorien der USA und der UdSSR be-
drohen könnten. Politisch versprach sich 
die Sowjetunion von SALT-Vereinba-
rungen die Festschreibung der strategi-
schen Parität mit den USA und die Aner-
kennung als politisch gleichrangige Su-
permacht. 
Der ABM-Vertrag verbietet es beiden 
Supermächten, mehr als zwei ABM-Stel-
lungen für je 100 Abschußvorrichtungen 
zu bauen. In einem 1974 geschlossenen 
Zusatzabkommen wird die Zahl der er-
laubten ABM-Basen auf je eine pro Land 
verringert. Weitere Beschränkungen bei 
der Entwicklung und Dislozierung von 
ABM-Radargeräten sollen den Aufbau 
eines landesweit wirksamen ABM-Kom-
plexes verhindern. Zusätzlich verpflich-
ten sich die Vertragsparteien, keine see-, 
luft- oder weltraumgestützten und land-
beweglichen ABM-Systeme sowie Nach-
ladevorrichtungen für ballistische Rake-
tenabschußsysteme zu entwickeln, zu er-
proben und zu stationieren. Untersagt 
werden außerdem vorsätzliche Ver-
schleierungsmaßnahmen und eine Stö-
rung der nationalen technischen Nach-
prüfungsmittel. Eine ständige Beratungs-
kommission sollte Fragen der Vertrags-
einhaltung und „Vorschläge für weitere 
Maßnahmen zur Begrenzung strategi-
scher Waffen erörtern". 
Der wichtigste Beitrag des ABM-Vertra-
ges bestand darin, daß die beiden Super-
mächte grundsätzlich bereit waren, ein 
strategisches Gleichgewicht anzustreben, 

auf Überlegenheit zu verzichten und be-
stimmte Teile des atomaren Wettrüstens 
zu begrenzen. Da der Vertrag allerdings 
die weitere Forschung und Modernisie-
rung der bestehenden Systeme ausdrück-
lich nicht verbot, sind entsprechende Ar-
beiten in den 70er und 80er Jahren fort-
gesetzt worden und haben 1983 zur An-
kündigung einer strategischen Verteidi-
gungsinitiative (SDI = Strategie Defense 
Initiative) durch US-Präsident Reagan 
geführt, mit der erklärten Absicht, „die 
Bedrohung durch strategische Nuklearra-
keten zu beseitigen". Dies wurde von der 
UdSSR als Bruch des ABM-Vertrages 
angesehen. Gleichzeitig warfen die USA 
der UdSSR vor, mit einem Großradar im 
sibirischen Krasnojarsk den ABM-Ver-
trag unterlaufen zu wollen. Dieses Pro-
jekt wurde seit den historischen Verein-
barungen mit der Regierung Gorba-
tschow schließlich nicht fortgeführt. 
Kritik an den Rüstungskontrollverhand-
lungen (-» Rüstungskontrolle) gab es so-
wohl bei den blockfreien Staaten (-• 
Blöcke), als auch von Seiten der Frie-
densforschung. Mit den bilateralen Ver-
einbarungen der beiden Supermächte 
wurde einerseits die Vormachtstellung 
von Washington und Moskau festge-
schrieben, andererseits das Bemühen der 
-» Vereinten Nationen um multilaterale 
Abrüstungsvereinbarungen unterlaufen. 
Gleichzeitig führten die Abkommen nicht 
zur Verringerung der bestehenden nukle-
aren Arsenale. Die fortdauernden Ver-
handlungen liefen der technologischen 
Entwicklung ständig hinterher. Die Ge-
fahr einer nuklearen Konfrontation war 
damit nicht gebannt. Die Eskalation der 
Raketenrüstung erreichte ihren Höhe-
punkt mit der Stationierung von Mittel-
streckenraketen in Europa in den 80er 
Jahren. 

Nuklearwaffen blieben ein Potential poli-
tischer Erpressung. Erst mit Vereinba-
rungen zur Beseitigung von besonders 
destabilisierenden Waffensystemen 1988 
konnte ein Durchbruch erzielt werden, 
der die Illusion beseitigte, daß mit tech-
nischen Mitteln eine nukleare Konfronta-
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tion unter Kontrolle gebracht und mögli-
cherweise füir eine Seite siegreich been-
det werden könnte. Raketenabwehrsyste-
me sind seitdem vor allem für die Ab-
wehr konventioneller Raketenangriffe 
entwickelt worden (z.B. „Patriot"-Rake-
ten zur Abwehr irakischer Raketenangrif-
fe auf Israel während des -» Golfkrieges). 
Lit.: Kaiser, K./ Welck, S.F.v. (Hg.): Welt-
raum und internationale Politik, München 
987; Lübkemeier, E.: Raketenabwehr und Eu-
ropäische Sicherheit, in: Kubbig, B. (Hg.): 
Die militärische Eroberung des Weltraums, 
Frankfurt/ M. 1990; Lübkemeier, E.: Raketen-
abwehr und Strategische Stabilität, in: Kubbig 
(Hg.): Die militärische Eroberung des Welt-
raums, Frankfurt/ M. 1990; Talbott, S.: End-
game. The Inside Story of SALT II, New York 
1980 (deutsch: Raketenschach, München 
1984); Wilzewski, J.: Abrüstung oder Umrü-
stung, Hessische Stiftung für Friedens- und 
Konfliktforschung, Frankfurt/M. 1988. 

Gerd Greune 

Abrüstung/ Rüstungskontrolle 
Die Hochriistung des ->• Kalten Krieges 
war, je weiter dieser Prozeß fortschritt, 
mehr und mehr begleitet von Versuchen 
der „arms control", dem Bestreben, dem 
Wettlauf der Arsenale der Zerstörung (-• 
Rüstungsdynamik) vermeintlich rationale 
Zügel anzulegen. Rüstungsbegrenzung 
wurde so zum wesentlichen Inhalt inter-
nationaler Politik der Nachkriegszeit, be-
sonders zwischen den beiden atomaren 

Supermächten USA und UdSSR. Ziel 
der „alten" arms control-Politik vor der 
welthistorischen Wende 1989/90 war 
nicht die Minderung der Vemichtungs-
drohung, sondern die Steigerung der Ef-
fizienz der atomaren Rüstung. So gelten 
die ersten internationalen Verträge Ge-
bieten, in denen man aufgrund nicht kal-
kulierbarer Risiken oder weil sie militä-
risch wenig Bedeutung haben nicht rü-
sten wollte (Antarktisvertrag 1959, Mee-
resbodenvertrag von 1971), oder in de-
nen aufgrund untragbarer ökologischer 
Belastungen Beschränkungen erforder-
lich wurden (Testverbot von Kernwaffen 
in der Atmosphäre, im Weltraum und un-
ter Wasser, 1963). 

Besonders die Supermächte waren zu-
gleich engagiert, die Verbreitung von 
Kernwaffen einzudämmen (Nichtweiter-
gabe-Vertrag, Non-Proliferation Treaty, 
1968) sowie außerhalb ihrer Militäralli-
anzen Kernwaffen zu bannen (Vertrag 
von Tlatelolco für Lateinamerika von 
1967). 
Wegen ihrer begrenzten militärischen 
Nutzbarkeit, vielleicht auch wegen der 
mit ihrer Verwendung gegebenen 
Schrecken wurden frühzeitig Biowaffen 
international verboten (1972). Die Super-
mächte verzichteten ferner wechselseitig 
(sog. ABM-Vertrag von 1972) auf An-
ti-Raketen Raketen zur Bekämpfung geg-
nerischer Flugkörper, mit gewissen Aus-
nahmen (die beiden Hauptstädte betref-
fend). 

Zu Beginn der siebziger Jahre setzt zu-
gleich die Erkenntnis ein, daß in den 
sechziger Jahren nuklear exzessiv gerü-
stet wurde, jenseits militärischer Erfor-
dernisse. Das führt zu ersten Verhand-
lungen über die Begrenzung strategischer 
Waffen (SALT I) im Jahre 1972, und öff-
net den Weg zu einer Serie von Verstän-
digungen der beiden Supermächte, ihre 
Atomrüstung mit weitreichenden Träger-
mitteln zu begrenzen. Der 1990 rechts-
wirksam werdende bilaterale SALT I-
Vertrag begrenzt die Zahl amerikanischer 
und sowjetischer Raketen und Startein-
richtungen für zunächst eine Fünfjahres-
periode. Der Folgevertrag SALT II mit 
weiteren Beschränkungen, im Jahre 1979 
unterschrieben, wird in den USA Opfer 
des neuen Kalten Krieges und erreicht 
nie Rechtskraft. 
In den achtziger Jahren, in einer Phase 
des von den USA durch Präsident Rea-
gan besonders hochgetriebenen Kalten 
Krieges („Star Wars"), setzt hernach ein-
Prozeß ein, der zu drastischen Minderun-
gen in der Rüstung und zu tatsächlichen 
Abrüstungen führt. 1987 beschließen die 
beiden Supermächte, ihre wechselseitig 
aufeinander gerichteten Mittelstrecken, 
die Markenzeichen des „neuen Kalten 
Krieges", vollständig aus den Arsenalen 
zu nehmen und zu vernichten. Hernach 
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kommt es zu weitreichenden Überein-
kommen (START, I und II) zur Rüstung 
mit strategischen Femwaffen. START I 
wird am 31.7.1991 unterzeichnet und ist 
rechtswirksam. Das Abkommen sieht ei-
ne Maximalzahl von 1600 strategischen 
Kernwaffenträgern (Raketen und Bom-
bern) mit nicht mehr als 6000 Spreng-
köpfen für beide Seiten vor. Der Vertrag 
START II wird in rascher Folge ein hal-
bes Jahr später, am 3.1.1992, abgeschlos-
sen. Er zielt auf die Beseitigung von Ra-
keten mit mehreren Sprengköpfen sowie 
die Minderung der Oberzahlen von stra-
tegische Atombomben um zwei Drittel. 
Das Abkommen ist noch nicht rechts-
kräftig. Schließlich wird der Vertrag über 
die Nichtweitergabe von Kernwaffen 
(NPT-Vertrag) von den 178 Teilnehmer-
staaten der Reviewkonferenz von 1995 
unbefristet verlängert. 
Auch bei anderen ->• Massenvernich-
tungswaffen gab es in den neunziger Jah-
ren deutliche Abrüstungsfortschritte. 
Herausragend bleibt der Mitte Januar 
1993 von 130 Staaten in Paris abge-
schlossene Vertrag über die Beseitigung 
der Chemiewaffen (dessen Ratifikationen 
z.T. aussteht). Im September 1992 bestä-
tigt die 2. Review-Konferenz einmütig 
die sogenannte ENMOD-Konvention, 
das Verbot der Umweltkriegführung. 
In der konventionellen (= nicht ABC-) 
Rüstung kommt es in der Wendezeit 
1990 zu einem herausragenden Vertrag 
über „Konventionelle Streitkräfte in Eu-
ropa" (-> KSE-Vertrag, engl. CFE), mit 
drastischen Rüstungbeschränkungen. Die 
Bundeswehr etwa hat binnen fünf Jahren 
mehr als 40 Prozent ihrer schweren 
Kampfpanzer und fast zwei Drittel ihrer 
Schützenpanzer auszusondern. Die nega-
tiven Folgen des Vertrages: 
(1) die sogenannte „Kaskade" führt dazu, 
daß hochgerüstete Staaten Teile ihrer 
modernen Rüstung an zweitrangige 
Alliierte abgeben (so die Bundesrepublik 
an die Türkei), die wiederum einen Teil 
ihrer Wafen an Dritte übereigneten (etwa 
an Kriegsparteien im vormaligen Jugo-
slawien). 

(2) die Wende von 1990 machte, beson-
ders in russischer Sicht, die auf den Pak-
ten der Vergangenheit basierende Kon-
struktionslogik der Abmachung absurd. 
Dies führt zu Bestrebungen zu Nachver-
handlungen („Wien II"). 
Die -*• Vereinten Nationen suchen seit 
1991 mit der Wiedereinrichtung eines 
Waffenregisters (Resolution 46/36 L, 
„Transparency in Armaments") solche 
Prozesse global zu begünstigen. Ein sol-
ches Register hatte der -> Völkerbund zu 
Beginn der dreißiger Jahre schon einmal 
zur Rüstungsdämpfung eingeführt. Nur 
eine Minderheit von Staaten jedoch ant-
wortet auf die jährlichen Anfragen des 
VN-Generalsekretariats. 
Angesichts der rasch zunehmenden Zahl 
von nicht-intemationalen Kriegen (oft als 
„ethnische" Kriege bezeichnet; Ethni-
zität) hat besonders die Kontrolle kon-
ventioneller Rüstung und deren Minde-
rung enorm an Bedeutung gewonnen. 
Die Erfolgsaussichten sind jedoch ge-
ring. Transfers solcher Waffen finden 
außerhalb der Kontrollstrukturen der Re-
gierungen der Lieferländer oder der VN 
statt, weswegen sie als illegal bezeichnet 
werden. Es ergibt sich eine stärker wer-
dende Interaktion mit dem gleichfalls als 
nicht legal bekämpften internationalen 
Drogenhandel (->• Drogen), der vermehrt 
zur Finanzierung von Waffentransfers 
dient. Diese Entwicklung korrespondiert 
mit dem Zerfall von Staatlichkeit in wei-
ten Weltteilen, sie ist von Dritter Seite 
kaum beherrschbar, ist aber politisch 
nunmehr von herausragender Bedeutung. 
Neuere Erfahrungen beim Versuch, die 
Verbreitung und damit die mögliche Ver-
wendung von Massenvernichtungsmit-
teln zu limitieren, hinterlassen einen glei-
chermaßen bedrückenden Eindruck. Ein-
zelnen Unternehmen besonders der deut-
schen chemischen und nuklearen Indu-
strie war es im vergangenen Jahrzehnt 
gelungen, die generell an der Exportför-
derung orientierte Haltung der Aufsichts-
behörden zu nutzen, um extrem brisante 
Rüstungsprojekte in Staaten auszuführen, 
die die Kontrollattitüde der Weltfüh-

4 



Abrüstung und Entwicklung 

rungsmächte zu kontern suchen, wie Li-
byen, der Irak, auch der Iran. 
Die wichtigen internationalen Abkom-
men über Rüstungsminderungen haben 
im Nuklearbereich den Exzeß des Kalten 
Krieges zurückgeschnitten auf ein Ni-
veau, welches Militärs für handhabbar 
halten und zu benötigen meinen. Weitere 
Abkommen haben in der konventionellen 
Rüstung die high-tech-Arsenale der 
Mächte auf ein Niveau reduziert, mit 
dem Hitler einst seine Angriffskriege 
führte. Sie haben keineswegs zu einer 
Beschränkung der Zahl der Kriege, der 
mit diesen verbundenen Zahlen von To-
ten und Verwundeten geführt, wegen der 
neuerlich steigenden Bedeutung der her-
kömmlichen Rüstung. Besonders in US-
amerikanischer Sicht hat sich die Gefahr 
des Einsatzes von Massenvemichtungs-
mitteln durch dissente Staaten eher er-
höht, so daß insgesamt die Bilanz der 
Abrüstung trotz aller Vertragsabschlüsse 
negativ ausfällt. 
Lit: Goldblat, J.: Arms Control Agreements. 
A Handbook (div. Auflagen, zul. London 
1996); UN Centre for Disarmament Affairs: 
The United Nations and Disarmament since 
1945, New York 1996. 

Ulrich Albrecht 

Abrüstung und Entwicklung 
In der internationalen Diskussion der 
möglichen Zusammenhänge zwischen -» 
Abrüstung und Entwicklung haben die 
-+ Vereinten Nationen (VN) eine führen-
de Rolle gespielt: Seit dem Beginn der 
sechziger Jahre haben sie immer wieder 
Resolutionen verabschiedet, welche die 
Verbindung zwischen weltweiter Abrü-
stung und der Entwicklung der Dritten 
Welt betonten und Vorschläge für einen 
internationalen Entwicklungsfonds aus 
Abrüstungsmitteln enthielten, (vgl. Uni-
ted Nations 1982) 
Des weiteren wurden ab 1962 eine Serie 
von wissenschaftlichen Studien von der 

Generalversammlung der VN in Auf-
trag gegeben, die die ökonomischen und 
sozialen Auswirkungen des Wettrüstens 
(-> Rüstungsdynamik) bzw. der Abrü-

stung und den Zusammenhang von Abrü-
stung und Entwicklung untersuchen soll-
ten. Die letzte derartige Studie ist 1989 
veröffentlicht worden. Schließlich wur-
den 1978, 1982 und 1987 drei VN-Son-
derkonferenzen über Abrüstung und Ent-
wicklung abgehalten sowie 1990 eine 
VN-Konferenz über Konversionsproble-
me (-» Rüstungskonversion), die sich al-
lerdings nur am Rande mit dem Transfer 
der durch Abrüstung freiwerdenden Res-
sourcen in die Entwicklungsländer (-• 
Entwicklung) beschäftigte. 
Ergebnis dieser intensiven Beschäftigung 
der Vereinten Nationen mit dem Thema 
„Abrüstung und Entwicklung" ist ein 
tiefgreifender Wandel in der wissen-
schaftlichen und politischen Perzeption 
der Wirkungen von Rüstung und Abrü-
stung im Zusammenhang mit Entwick-
lungsprozessen (Volger 1987): In den 
sechziger Jahren hatte man in der inter-
nationalen wissenschaftlichen und politi-
schen Diskussion im wesentlichen eine 
moralische Verbindung zwischen Abrü-
stung und Entwicklung hergestellt: Wäh-
rend die Supermächte (-• Hegemonie) 
gewaltige Forschungskapazitäten und fi-
nanzielle Ressourcen an die Rüstung ver-
schwendeten, blieben viele Grundbedürf-
nisse der Menschen in der Dritten Welt 
unbefriedigt. Angesichts der Größenord-
nung der Rüstungsausgaben sah man die 
Möglichkeit, ohne Einbußen an -• Si-
cherheit und ohne größere Abrüstungs-
schritte alleine durch den Transfer eines 
Bruchteils der Ressourcen aus der Rü-
stung die Entwicklung in der Dritten 
Welt fördern zu können. 
Im Laufe der siebziger Jahre wurde durch 
die weiteren VN-Studien der negative 
Einfluß von Rüstung auf Entwick-
lungsprozesse in den Industrieländern 
und den Ländern der Dritten Welt zu-
nehmend wissenschaftlich belegt. Diese 
Sichtweise, die von einem engen wech-
selseitigen Zusammenhang zwischen 
Rüstung und Unterentwicklung ausgeht, 
wurde Anfang der achtziger Jahre um 
den Aspekt der Sicherheit erweitert. Die 
von der VN-Sondergeneralversämmlung 
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zur Abrüstungsfrage 1978 in Auftrag ge-
gebene Studie „Abrüstung und Entwick-
lung 1982" konstatierte mit wissen-
schaftlichen Argumenten und statisti-
schen Daten eine enge Wechselwirkung 
zwischen Abrüstung, Entwicklung und 
Sicherheit, indem Sicherheit nicht nur als 
militärische Größe, sondern auch als 
Produkt sozioökonomischer Variablen 
angesehen wird. Rüstung ruft - so die 
VN-Expertengruppe - gleichermaßen in 
Industrie- wie Entwicklungsländern 
nichtmilitärische Bedrohungen der Si-
cherheit durch niedriges Wachstum, hohe 
Arbeitslosigkeit, Stagflation, Übernut-
zung der nichterneuerbaren Ressourcen 
und Verzerrung der Welthandelsströme 
hervor. Sie verringert damit Sicherheit 
und verhindert Entwicklung. Entwick-
lung wird dabei als „soziale und wirt-
schaftliche Veränderungen, die zu mehr 
Lebensqualität für alle führen" verstan-
den, sie umschließt die Befriedigung 
materieller Bedürfnisse ebenso wie die 
Möglichkeit, am ökonomischen und so-
zialen Prozeß beteiligt zu sein und am 
Nutzen teilzuhaben. Sie wird also als 
umfassende Entwicklung im soziostruk-
turellen Sinne aufgefaßt. 
Die Beziehung zwischen Abrüstung und 
Entwicklung wird als empirisch verifi-
zierbarer „ökonomischer Imperativ" an-
gesehen, der auf der Interdependenz 
der Interessen der Nationen der Welt be-
ruht. Kein Staat der Erde könne mehr 
ohne ökonomische Probleme rüsten. Die 
VN-Konferenz 1987 über Abrüstung und 
Entwicklung hat diese Perzeption bestä-
tigt und in ihrem Schlußdokument aus-
drücklich festgehalten (vgl. Wulf 1988). 
Es lassen sich zwar relativ klare empiri-
sche Belege für die entwicklungshem-
menden Wirkungen von Rüstung und für 
die rüstungsbegünstigende Wirkung von 
ausgeprägter Unterentwicklung finden, 
die Zusammenhänge zwischen Abrü-
stung und Entwicklung sind demgegen-
über weniger stringent, müssen je nach 
Typus des Entwicklungslandes - Least 
Developed Country (LLDC), Less Deve-
loped Country (LDC) oder Schwellen-

land - und seiner regionalen Situation 
differenziert werden. Zudem wirken aus-
ser den wirtschaftlichen Faktoren macht-
strukturelle und kulturelle Faktoren am 
Entwicklungsgeschehen mit (Volger 
1990). Tatsächlich sind keineswegs alle 
Entwicklungsländer zur Abrüstung be-
reit: Viele verweisen zur Begründung ih-
rer Rüstung auf ethnische und Grenzkon-
flikte (-» Konflikt) mit den Nachbarstaa-
ten sowie auf die Gefahr, daß die Groß-
mächte - wie in der Vergangenheit - ver-
sucht sein könnten, zur Sicherung ihrer 
Rohstoffversorgung militärisch zu inter-
venieren. Die Schwellenländer sehen 
sich als regionale Vormächte, die das 
Militärpotential quasi in Polizeifunktion 
benötigen. Am ehesten sind die Mehrzahl 
der LLDCs aufgrund ihrer desolaten öko-
nomischen Situation zur Abrüstung be-
reit, wenn ihnen adäquate regionale Si-
cherheitsstrukturen geboten werden kön-
nen (Väyrynen 1983). 
Die Komplexität der Wirkungszusam-
menhänge zwischen Rüstung, Unterent-
wicklung, Abrüstung und Entwicklung, 
die die Autoren der VN-Studien wegen 
der von ihnen gewünschten internationa-
len Resonanz oft erheblich zugunsten 
eindeutiger Aussagen über Wirkungszu-
sammenhänge reduziert haben, hat es den 
Industrieländern erleichtert, in ihren Re-
aktionen auf die VN-Diskussion den Zu-
sammenhang zwischen Abrüstung und 
Entwicklung immer wieder in Frage zu 
stellen und Vorschläge, einen VN-Ent-
wicklungsfonds aus Abrüstungsressour-
cen der Industrieländer zu errichten, wie-
derholt an ihrem Widerstand scheitern zu 
lassen. Diese ablehnende Haltung gegen-
über der Verbindung von Abrüstung und 
Entwicklung setzte sich auch auf der 
Konferenz über Abrüstung und Entwick-
lung 1987 fort: So boykottierten die USA 
die Konferenz schon in ihrer Vorberei-
tungsphase, weil sie keinen Zusammen-
hang zwischen Abrüstung und Entwick-
lung sahen (Wulf 1988), der Vertreter der 
Bundesrepublik gab zu Protokoll, daß die 
Bundesregierung .jegliche mechanische 
Verbindung zwischen einer möglichen 
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Freisetzung von Ressourcen als Konse-
quenz von Abrüstungsmaßnahmen einer-
seits und einem obligatorischen Transfer 
solcher Ressourcen oder von Teilen da-
von in Entwicklungshilfe in Frage stelle" 
und sie „keinerlei legale oder politische 
Verpflichtung in dieser Hinsicht akzep-
tieren" könne. Er betonte namens seiner 
Regierung, „daß Sicherheit... das oberste 
Ziel und die notwendige Vorbedingung 
für beides, Abrüstung und Entwicklung, 
ist." (Statement des Delegationsleiters 
der Bundesrepublik vom 11. September 
1987, UN Doc. A/CONF.130/ 26). 
Welche Motive stehen hinter dieser Ab-
lehnung des Gesamtkonzeptes von Abrü-
stung und Entwicklung als Einheit durch 
die westlichen Industrieländer? Die west-
lichen Industrieländer wollen das Tempo 
ihrer Abrüstungsschritte allein bestim-
men. Sie wollen sich nicht durch vertrag-
liche Vereinbarungen in VN-Abkommen 
auf bestimmte Prozentsätze der Abrü-
stung festlegen und durch die enge insti-
tutionelle Verknüpfung mit einem inter-
nationalen Entwicklungsfonds in der 
Weltöffentlichkeit unter Druck setzen 
lassen, mehr für die Entwicklung zu tun, 
indem sie weiter abrüsten. Sie wollen 
sich nicht durch international verwaltete 
Fonds die Kontrolle über größere Ent-
wicklungshilferessourcen entziehen las-
sen, weil ihre bilaterale Entwicklungs-
hilfe vorrangig den eigenen wirtschaftli-
chen Interessen dienen soll. Sie fürchten, 
daß die Einrichtung eines solchen Ent-
wicklungsfonds einen Präzedenzfall für 
die Neugestaltung des Weltkapital- und -
finanzmarkts abgeben könnte. (-• Welt-
markt) Dies vor allem, wenn der Fonds 
die Funktion einer internationalen Kre-
dit- und Finanzierungsinstitution über-
nehmen könnte - so z.B. der Vorschlag 
Lutz Köllners (Köllner 1981) -, die damit 
in Konkurrenz zu den großen Geschäfts-
banken, die Hauptakteure im internatio-
nalen Verschuldungsprozeß (-» Banken; 

Verschuldung) sind, treten würde. 
Aber nicht allein der politische Wider-
stand der reichen Industrieländer bremst 
jeglichen Fortschritt in der Abrüstungs-

und Entwicklungsfrage. Auch die Hal-
tung der Entwicklungsländer bleibt zwie-
spältig: Die Einrichtung eines derartigen 
Entwicklungsfonds wäre nur sinnvoll, 
wenn auch die Entwicklungsländer 
gleichzeitig abrüsten. Sonst bestünde die 
Gefahr, daß die eingesetzten multilatera-
len Entwicklungshilfemittel durch Rü-
stung teilweise aufgezehrt und die erhoff-
te soziale und innenpolitische und außen-
politische Stabilisierung unterlaufen 
wird. Wirksame Abrüstungsschritte in 
der Dritten Welt sind aber erst zu erwar-
ten, wenn sich dort - z.B. in Anlehnung 
an das KSZE-Modell (-* OSZE) - regio-
nale Sicherheitsstrukturen herausgebildet 
haben. 
Außerdem bedarf es bei Abrüstungsfort-
schritten in den Industrieländern einer ef-
fizienten Kontrolle (-> Verifikation) des 
-» Rüstungsexports und einer parallel da-
zu stattfindenden Rüstungskonversion, 
weil sonst die Rüstungsindustrie der In-
dustriestaaten versucht sein könnte, die 
geringere Auslastung ihrer Rüstungspro-
duktionskapazität durch Inlandsaufträge 
durch verstärkten Rüstungsexport zu 
kompensieren. Ebenso bietet nur eine ef-
fiziente, geplante Konversion die Chan-
ce, überhaupt eine Abrüstungsdividende 
für die Entwicklung der Dritten Welt zu 
erzielen, und das auch erst nach einer 
Reihe von Jahren: Denn Abrüstung und 
Konversion - das zeigen die wenigen Er-
fahrungen mit den ersten Schritten der 
konventionellen Abrüstung - kosten erst 
einmal Geld, während sie mittelfristig zu-
mindest Chancen auf mehr verfugbare 
staatliche Ressourcen bieten. Ihr Einsatz 
für die Entwicklungshilfe wird allerdings 
nur dann in Betracht gezogen werden, 
wenn eine informierte Öffentlichkeit ge-
nügend Druck auf die Politiker in den In-
dustrieländern ausübt, diese Ressourcen 
für solche gemeinsamen Vorhaben des 
Nordens und des Südens zu nutzen, statt 
sie in andere Budgetposten fließen zu 
lassen oder sie überwiegend in die osteu-
ropäischen Staaten zu transferieren, die 
in der gegenwärtigen außen- und wirt-
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schaftspolitischen Interessenkonstellation 
Regierangen und Investoren der Indu-
strieländer oft wichtiger und lohnender 
erscheinen. Deshalb ist eine Abrü-
stungsdividende für Entwicklungszwecke 
erst dann sichergestellt, wenn bindende 
internationale Verpflichtungen, feste 
Beiträge aus der Abrüstung zu einem Ab-
rüstungs-Entwicklungs-Fonds der VN zu 
leisten, erreicht werden können. 
Lit.: Köllner, L: Militärausgaben und Finan-
zielle Abrüstung. Ein sicherheitspolitisches 
Programm der Vereinten Nationen, München 
1981; Köllner, U Huck, B.J. (Hg.): Abrü-
stung und Konversion. Politische Vorausset-
zungen und wirtschaftliche Folgen in der 
Bundesrepublik. Frankfurt/ M., New York 
1990; United Nations: The Relationship bet-
ween Disarmament and Development, New 
York 1982, UN Doc. A/36/356; Väyrynen, R. : 
Semiperipheral Countries in the Global Eco-
nomic and Military Order, in: Tuomi, H.; 
Väyrynen, R. (Hg.): Militarization and Arms 
Production, London 1983; Volger, H.: Der 
Wandel der Perzeption von Abrüstung, Ent-
wicklung und Konversion in der UNO, Frank-
furt/ M. 1987; Volger, H.: International ver-
gleichende Aspekte von Abrüstung und Ent-
wicklung - unter Berücksichtigung des Welt-
handels- und Weltwährungssystems und der 
Rüstung in der Dritten Welt, in: Köllner, L./ 
Huck, B.J. (Hg.): Abrüstung und Konversion. 
Politische Voraussetzungen und wirtschaftli-
che Folgen in der Bundesrepublik. Frankfurt/ 
M„ New York 1990; Wulf, H.: Die UNO-
Konferenz .Abrüstung und Entwicklung". 
Konkrete Utopie oder utopische Erwartungen, 
Bonn 1988. 

Helmut Volger 

Abschreckung 
Mit der Einführung der Atomwaffen (-» 
Massenvernichtungswaffen) in die Mili-
tärarsenale haben die Supermächte, 
aber auch die nachfolgenden Atom-
mächte, ihre Abschreckungs-Strategien 
zunächst auf das Konzept der massiven 
Vergeltung („massive retaliation", im so-
wjetischen Dogma hieß dies die „Unver-
meidbarkeit der Eskalation", im französi-
schen „dissuasion totale") aufgebaut. 
Dies entsprach einerseits dem technolo-
gischen Entwicklungsstand, andererseits 

gab es die Hoffnung, daß diese Strategien 
gegenüber konventionellen Rüstungs-
maßnahmen „billiger" seien. Die Hoff-
nung in den USA, mit der Androhung 
von Atomwaffeneinsätzen militärische 
Aggressionen in allen Teilen der Welt 
„abschrecken" zu können, wurde aller-
dings bereits Anfang der 50er Jahre mit 
dem Koreakrieg widerlegt. Der große 
Nachteil dieser Strategie der massiven 
Vergeltung bestand in deren Inflexibilität 
und Irrationalität. 
Mit der Entwicklung neuer Trägersyste-
me und Atomwaffentechnologien setzte 
sich in den 60er Jahren die Doktrin der 
flexiblen Antwort („flexible response") 
durch, die einen Katalog von Eskalati-
onsstufen bei einem drohenden Angriff 
unter Einbeziehung nuklearer Schläge zu 
einem bestimmten Zeitpunkt vorsah. Sie 
wurde im Mai 1962 von Präsident Ken-
nedy erstmals offiziell verkündet. Die 
flexible Antwort ist bis heute Bestandteil 
der NATO-Doktrin. (-> NATO; - Dok-
trin) Bei einer konventionell nicht mehr 
beherrschbaren militärischen Konfronta-
tion wird als „ultima ratio" mit dem Erst-
einsatz von Atomwaffen gedroht. 
Während der Zeit des Kalten Krieges 
begründete die NATO die nukleare Ab-
schreckungspolitik vor allem mit der 
konventionellen Überlegenheit der Streit-
kräfte des Warschauer Vertrages und 
dem Risiko eines Überraschungsangriffs 
auf Westeuropa. 
Die Politik der Abschreckung war einem 
ständigen Wandel unterzogen. Als Mittel 
zur Verhinderung eines Krieges sollte 
nicht, wie in den Militärdoktrinen ver-
gangener Jahrhunderte, die Vernichtung 
gegnerischer Streitkräfte Hauptziel mili-
tärischer Aktionen sein, sondern die ato-
mare Bedrohung der gegnerischen Be-
völkerung. Nachdem beide Seiten in die-
ses Abschreckungsystem eingespannt 
waren (MAD = „mutual assured destruc-
tion" = gegenseitige Vemichtungsfähig-
keit), war die Entwicklung einer stabilen 
Abschreckung wichtigstes Ziel der 
Atommächte. Da man gelernt hatte, daß 
Atomwaffen nicht automatisch von Ag-
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gressionen abschrecken, ging es schließ-
lich um die Unverwundbarkeit der eige-
nen Arsenale („second strike capabili-
ty"), die Vermeidung ungewollter Aktio-
nen oder Reaktionen („war by accident") 
und eine annähernde Vergleichbarkeit 
der strategischen Potentiale und Optio-
nen („sufficiency" und „symmetry of op-
tions"). 
Das Dilemma bei der angemessenen Ge-
wichtung der Bereitstellung entsprechen-
der Mittel für die Abschreckung und die 
Verteidigung lag vor allem darin, daß die 
Fähigkeit zur angemessenen Reaktion 
zwar das Risiko des Gegners kalkulierba-
rer machte und die Furcht vor eskalatori-
schen Gegenmaßnahmen verringerte, an-
dererseits die angedrohte Gegenmaßnah-
me mit dem zunehmenden Grad ihres es-
kalatori sehen Charakters unwahrschein-
lich wurde. In Westeuropa betrachtete 
vor allem die Bundesregierung das un-
kalkulierbare nukleare Eskalationsrisiko 
unter Einbeziehung der USA als die ent-
scheidende Voraussetzung zur Abschrek-
kung eines Krieges. 
Der Einsatz von Atomwaffen sah grund-
sätzlich drei verschiedene Optionen vor: 
Den Überraschungsangriff („first strike") 
zur Entwaffnung des Gegners, die Ver-
geltung („second strike") und die Ab-
schreckung von Angriffen („deterrence"). 
Stabile Abschreckungspolitik orientierte 
sich an der letztgenannten Option. 
Im Gesamtkonzept der NATO waren 
Verteidigung und Abschreckung als 
komplementäre Elemente miteinander 
verknüpft: Direktverteidigung als kon-
ventionelle Vomeverteidigung, vorbe-
dachte Eskalation, allgemeine nukleare 
Reaktion. Die Abschreckungsdoktrin der 
NATO enthält bis heute die Option des 
nuklearen Ersteinsatzes, d.h. die fiir die 
Gegenseite bewußt unkalkulierbar gehal-
tene Drohung mit dem Einsatz taktischer 
Nuklearwaffen im Falle eines mit kon-
ventionellen Mitteln nicht beherrschba-
ren Angriffs. (.Jeder Angreifer muß da-
von überzeugt sein, daß die NATO erfor-
derlichenfalls Nuklearwaffen einsetzen 
wird, aber er muß im Ungewissen dar-

über bleiben, wann und unter welchen 
Umständen sie eingesetzt werden."). 
Die Kritik an der Abschreckungsdoktrin 
hatte unterschiedliche Akzente: 
Die moralische Ablehnung der Nuklear-
waffen als unzulässige Massenvernich-
tungsmittel, die unterschiedslos Zivilper-
sonen und Soldaten tötet, wurde vor al-
lem von den Weltkirchen vorgetragen, 
inzwischen aber auch in einem Rechts-
gutachten des Internationalen Ge-
richtshofes in Den Haag vom 8. Juli 
1996 in der Regel als völkerrechtswidrig 
(-» Völkerrecht) angesehen. 
Die Kritik von Militärwissenschaftlern 
bezog sich auf: 

- den immanenten Zwang zur Eskalation, 
vor allem durch die grenznahe Stationie-
rung eines Großteils der taktischen Nu-
klearwaffen; wollte die NATO sie im 
Ernstfall nicht an einen schnell vorrük-
kenden Gegner verlieren, müßte sie sie 
einsetzen; 
- die mangelnde Glaubwürdigkeit, da der 
Einsatz von Nuklearwaffen zwangsläufig 
zur Selbstzerstörung führen würde; 
- die wenig wahrscheinliche Kontrolle 
der Eskalationsspirale unter den Bedin-
gungen des Krieges; 
- die Zweifel an der Bereitschaft der 
USA, zur Verteidigung Westeuropas 
letztlich nuklearen Selbstmord zu bege-
hen. Die Äußerungen des ehemaligen 
US-Verteidigungsministers Weinberger 
von der „Führbarkeit und Gewinnbarkeit 
eines begrenzten Atomkrieges" (in West-
europa?) verstärkten diese Zweifel. 
Die Kritik der Friedensforschung 
schließlich bezog sich auf die Überbe-
wertung technologischer Fähigkeit zur 
Kriegsverhinderung und Konfliktbeherr-
schung. 
Diese Politik habe schließlich nicht dazu 
beigetragen, Kriege in der Welt zu ver-
hindern. Seit 1945 fanden mehr als 150 
regionale Kriege statt, die mehr als 50 
Millionen Menschenleben kosteten. Die 
Abschreckungsdoktrin habe die Welt an 
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den Rand der Selbstvemichtung gebracht 
und wichtige technologische Ressourcen 
für den Abbau sozialer Katastrophen und 
wirtschaftlicher Ungleichgewichte abge-
zogen. Die Ursachen von Krieg und 
Gewalt seien nicht durch modernste Mili-
tärtechnologien, sondern durch eine glo-
bale Politik der Konfliktprävention (-+ 
Mediation; Agenda für den Frieden) 
zu bekämpfen. 

Nach dem Ende der Ost-West-Konfron-
tation ist diese Perspektive in der interna-
tionalen Sicherheitsdebatte deutlich in 
den Vordergrund getreten. 
Lit: Aflieldt, H.: Verteidigung und Frieden. 
Politik mit militärischen Mitteln, München 
1976; Böge, V./ Wilke, P.: Sicherheitspoliti-
sche Alternativen, Bestandsaufnahme und 
Vorschläge zur Diskussion, Baden-Baden 
1984; Buteux, P.: The Politics of Nuclear 
Consultations in NATO 1965-80, Cambridge 
1983; Hannig, N.: Abschreckung durch kon-
ventionelle Waffen. Das David-Goliath-Prin-
zip, Berlin 1984; Hopman, P.TJ Barnaby, F. 
(Hg.): Rethinking the Nuclear Weapons Dile-
ma in Europe, London 1988; Kissinger, H.: 
Nuclear Weapons and Foreign Policy, New 
York 1957 (dt. 1974); Liddell Hart, B.: Deter-
rence or Defence, London 1960. 

Gerd Greune 

Agenda für den Frieden 
Als der -» Sicherheitsrat der -» Vereinten 
Nationen am 31. Januar 1992 zum ersten 
und bisher einzigen Male eine Sitzung 
auf der Ebene der Staats- und Regie-
rungschefs abgehalten hat, beauftragte er 
den -» VN-Generalsekretär, Boutros 
Boutros-Ghali, eine „Analyse sowie 
Empfehlungen zu der Frage auszuarbei-
ten, wie die Kapazität der Vereinten Na-
tionen zur vorbeugenden Diplomatie, zur 
Friedensschaffiing und zur Friedenssi-
cherung im Rahmen der Charta und ihrer 
Bestimmungen gestärkt und effizienter 
gestaltet werden kann". 
Mit dem Ende des Kalten Krieges 
1989/90 waren die Hoffnungen groß, daß 
der Sicherheitsrat erstmals seiner Rolle 
als zentrales Instrument der Konfliktver-
hütung, -lösung sowie der Friedenserhal-

tung gerecht werden könne. 
Mit seiner „Agenda für den Frieden" leg-
te Boutros Boutros-Ghali kaum fünf Mo-
nate später ein Dokument vor, das seit-
dem Gegenstand ausfuhrlicher Diskus-
sionen vor allem im Sicherheitsrat und 
der Generalversammlung, aber auch in 
wissenschaftlichen Kreisen geworden ist. 
Das aus zehn Kapiteln bestehende Ar-
beitsdokument widmet sich in einzelnen 
Kapiteln u.a. der „vorbeugenden -» Di-
plomatie", der „Friedensschaffung", der 
„Friedenssicherung" sowie der „Frie-
denskonsolidierung in der Konfliktfolge-
zeit". Ein weiteres Kapitel ist der Finan-
zierung der Organisation gewidmet. 
Der Generalsekretär ging zunächst von 
einem umfassenden Sicherheitsbegriff (-• 
Sicherheit) aus (Ziffern 12 und 13), der 
einerseits widersprüchliche Entwicklun-
gen aufdeckt und neue Dimensionen der 
Unsicherheit aufzeigt, andererseits auf 
„die auch weiterhin fortbestehenden ver-
heerenden Probleme des unkontrollierten 
Bevölkerungswachstums, der erdrücken-
den Schuldenlasten, der Handelshemm-
nisse, der -> Drogen und der immer grös-
seren Disparität von Arm und Reich" 
hinweist. Die .Agenda für den Frieden" 
klammerte dann jedoch die über den tra-
ditionellen Sicherheitsbegriff hinausge-
henden Dimensionen weitestgehend aus, 
die dann zwei Jahre später in der „Agen-
da für Entwicklung" umfassend interde-
pendent behandelt wurden. 
Boutros Boutros-Ghali entwickelte einen 
Konfliktlösungszyklus als Modell, um im 
einzelnen die notwendigen Schritte zu er-
läutern (vgl. Abbildung): „Unser Ziel 
muß sein, zu versuchen, 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt kon-
fliktträchtige Situationen zu erkennen 
und auf diplomatischem Wege zu versu-
chen, die Gefahrenherde zu beseitigen, 
bevor es überhaupt zu Gewalt kommt; 
wo ein Konflikt ausbricht, friedenschaf-
fende Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Probleme zu lösen, die den Konflikt aus-
gelöst haben; 

durch friedensichernde Maßnahmen da, 
wo die Kampfhandlungen eingestellt 
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worden sind, auf die Erhaltung des Frie-
dens, wie prekär er auch immer sein mag, 
hinzuwirken und bei der Durchführung 
der von den Friedensstiftern herbeige-
führten Übereinkommen behilflich zu 
sein; 
bereit zu sein, bei der Friedenskonsoli-
dierung in ihren verschiedenen Formen 
behilflich zu sein: durch den Wiederauf-
bau der Institutionen und Infrastrukturen 
der von Bürgerkrieg und bürgerkriegs-

Abbildung: Der Konfliktlösungszyklus 

Friedens konsolidierung 
Neue Formen technischer Zusammenar-
beit (Abbau von Feindbildern; 
Konkrete Kooperationspro-
jekte) X j?» 

/ <P / 

Agenda für den Frieden 

ähnlichen Auseinandersetzungen zerris-
senen Nationen und durch die Herstel-
lung von friedlichen, allseits vorteilhaf-
ten Beziehungen zwischen den vormals 
kriegführenden Nationen; 
und im weitesten Sinne zu versuchen, die 
tiefsten Konfliktursachen auszuräumen: 
wirtschaftliche Not, soziale Ungerechtig-
keit und politische Unterdrückung" (Zif-
fer 15). 

Vorbeugende Diplomatie 
Vertrauensbildende Maßnahmen 
Früh wamsy steme 

Tatsachenermittlung 
x \Vorbeugende Einsätze 

\ Entmilitarisierte Zonen X 

Friedenssicherung 
Entmilitarisierte 
Zonen 

Friedensschaffung 
Kapitel VI Charta 
Vermittlung 

Verhandlung 
Kapitel VII Charta 

Sanktionen 
Anwendung militärischer Gewalt 

Friedensdurchsetzung 

Dabei stehen vier Begriffe im Mittel-
punkt: 
(1) „Vorbeugende Diplomatie": sie um-
faßt alle Maßnahmen zur Verhinderung 
einer Eskalation von Streitigkeiten zu 
Konflikten; sie. erfordert u.a. -» vertrau-
ensbildende Maßnahmen, Tatsachener-
mittlung, Frühwarnsysteme, vorbeugende 
Einsätze von Blauhelmen bis hin zu ent-
militarisierten Zonen. 
(2) Unter „Friedensschaffung" werden 
zunächst im Sinne von Kapitel VI der 
VN-Charta (Art. 33 ff.) alle Maßnahmen 
verstanden, die Streitparteien mit friedli-
chen Mitteln zu einer Einigung zu bewe-
gen. In diesem Zusammenhang empfiehlt 

der Generalsekretär zur Stärkung der 
Rolle des Internationalen Gerichtsho-
fes (IGH), daß sich bis zum Jahre 2000 
alle Mitgliedstaaten ohne Vorbehalt nach 
Art. 36 IGH-Statut der allgemeinen Ge-
richtsbarkeit des Gerichtshofes unterwer-
fen, und daß der Generalsekretär gemäß 
Art. 96 Abs. 2 Charta das Recht erhält, 
beim IGH Gutachten einzuholen. Ferner 
betont er die Notwendigkeit, innerhalb 
des VN-Systems einen funktionstüch-
tigen Mechanismus zu schaffen, der es 
erlaubt, zur friedlichen Konfliktlösung 
ohne Verzögerungen multilaterale Aktio-
nen für wirtschaftlich-soziale und huma-
nitäre Zwecke zu mobilisieren. 
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Aber die „Friedensschaffung" kann auch 
Maßnahmen nach Kapitel VII Charta er-
fordern, die von der Verhängung von 
Sanktionen (-• Embargo) nach Art. 41 
Charta bis zu militärischer Gewalt ent-
sprechend Art. 42ff. Charta reichen (ein 
Vorgehen, das bisher noch nicht vom Si-
cherheitsrat angewandt worden ist). Fer-
ner schlug Boutros Boutros-Ghali vor, 
ihm eine auf Abruf bereitstehende, aus 
Freiwilligen zusammengesetzte Truppe 
zu unterstellen, die als eine vorläufige 
Maßnahme nach Art. 40 Charta „unter 
klar abgegrenzten Umständen ... zur 
Friedensdurchsetzung mit einer vorher 
festgelegten Aufgabenstellung" einzuset-
zen wären (Ziffer 46). Dieser vieldisku-
tierte Vorschlag ist bisher jedoch von 
keinem Mitgliedstaat akzeptiert worden. 
Zwar haben inzwischen auch die Kom-
mission für Weltordnungspolitik und die 
Unabhängige Arbeitsgruppe über die Zu-
kunft der Vereinten Nationen diesen 
Vorschlag einer schnellen, aus Freiwilli-
gen bestehenden Eingreiftruppe sich zu 
eigen gemacht, aber die Mitgliedstaaten 
gehen nur soweit, daß sie Kontingente 
auf Abruf aufstellen, deren jeweiliger 
Einsatz jedoch einer ausdrücklichen Zu-
stimmung der nationalen Regierungen 
und/ oder Parlamente bedarf. 
(3) Unter „Friedenssicherung" wird eine 
Entwicklung der Möglichkeiten zur Kon-
fliktverhütung sowie Friedensschaffung 
verstanden, konkret: die VN-Präsenz von 
Militär und/oder Polizeikräften sowie 
von Zivilpersonal. Zu unterscheiden sind 
die bisher unter Zustimmung aller betei-
ligten Parteien erfolgten „traditionellen" 
Blauhelm-Einsätze von neueren Ansät-
zen in der Friedenssicherung bis hin zum 
„robusten" VN-Einsatz als Partei gegen-
über einem Aggressor. 
(4) Zusätzlich wurde vom Generalsekre-
tär das Konzept der „Friedenskonsolidie-
rung in der Konfliktfolgezeit" eingeführt, 
das von der Entwaffnung der verfeinde-
ten Parteien, der Rückführung von 
Flüchtlingen, der Überwachung von 
Wahlen (-• Wahlbeobachtung), der För-
derung des - • Menschenrechtsschutzes 
(-» Menschenrechte) bis hin zur Stärkung 

neuer demokratischer Institutionen und 
zu konkreten technischen, wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Koopera-
tionsprojekten reicht, um das gegenseiti-
ge Vertrauen zu stärken und einen an-
dauernden Frieden zu sichern. 
Mit diesem umfassenden Bündel von 
Maßnahmen nach einem Konflikt soll zu-
gleich einer neuen militärischen Ausein-
andersetzung vorgebeugt werden. Deut-
lich wird hier, daß Boutros Boutros-Gha-
li wieder auf einen umfassenden, sehr 
viel anspruchsvolleren Sicherheitsbegriff 
zurückgreift. In seiner im Mai 1994 vor-
gelegten .Agenda für Entwicklung" plä-
diert er für die Schaffung einer umfassen-
den „Kultur der Entwicklung", der er die 
fünf Dimensionen Frieden, Wirtschaft, 
Umwelt, Gerechtigkeit und -» Demokra-
tie zugrunde legt. Mit diesen beiden Do-
kumenten hat der Generalsekretär auch 
die Grundlagen für eine entsprechende 
Diskussion über Reformen des VN-Sy-
stems geschaffen, die jetzt von den Mit-
gliedstaaten zu beraten sind. Dabei ist 
das Spannungsfeld groß zwischen „Ent-
wicklung" in all ihren Dimensionen 
menschlicher -» Sicherheit und auch 
langfristig gedacht als das entscheidende 
präventive Maßnahme-Bündel zur Ver-
hinderung von Konflikten einerseits und 
„Friedenssicherung der zweiten Genera-
tion" bis hin zum „robusten" Blauhelm-
Einsatz andererseits, verstanden als kurz-
fristig notwendiger „humanitären Inter-
ventionismus" (-»Intervention). 
Lit: Boutros-Ghali, B. : An Agenda for Peace 
1995. Second Edition With the New Supple-
ment and Related Documents, New York 
1995; Boutros-Ghali, B.: Agenda für den Frie-
den. Vorbeugende Diplomatie, Friedensschaf-
fung und Friedenssicherang. Bericht des Ge-
neralsekretärs gemäß der am 31. Januar 1992 
von dem Gipfeltreffen des Sicherheitsrats ver-
abschiedeten Erklärung, in: Hüfner, K. (Hg.): 
Die Reform der Vereinten Nationen. Die 
Weltorganisation zwischen Krise und Erneue-
rung, Opladen 1994; Boutros-Ghali, B.: An 
Agenda for Development 1995. With related 
UN Documents, New York 1995. 

Klaus Hüfner 
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Aggression 
Der Begriff der Aggression wird in sehr 
vielfältigen Zusammmenhängen ge-
braucht. Er spielt im -»• Völkerrecht und 
in der Politikwissenschaft ebenso eine 
Rolle wie u.a in der Biologie, Psycholo-
gie und Soziologie. Ein einheitlich defi-
nierter Aggressions-Begriff existiert 
nicht. 
Im Völkerrecht und in der Internationa-
len Politk versteht man unter Aggression 
einen einzelnen Akt der Expansion durch 
einen militärischen Angriff, den ein 
Staat gegenüber einem anderen Staat aus-
führt. Historisch ist das Völkerrecht mit 
seiner Ächtung von Aggression eine 
recht junge Entwicklung. Eine der ersten 
ausführlichen Abhandlungen legte Imma-
nuel Kant 1795 in seinem philosophi-
schen Entwurf „Zum ewigen Frieden" 
vor. Er grenzt sich dabei von Kodifizie-
rungen des Naturrechts ab, in denen zwi-
schenstaatliche Aggression letztlich als 
Recht des Stärkeren akzeptiert wird. Das 
heutige Völkerrecht definiert als Aggres-
sion jegliche Form zwischenstaatlicher 
Gewaltausübung, die nicht durch eine 
Notwendigkeit der Selbstverteidigung 
durch internationale Gremien oder durch 
Zustimmung des Staates gerechtfertigt 
ist, auf dessen Territorium die Militärak-
tion durchgeführt wird. In einer Vielzahl 
internationaler Abkommen wurde seit 
dem Ersten Weltkrieg versucht, Akte der 
Aggression zwischen Staaten zu verhin-
dern. Die Charta der Vereinten Nationen 
(-• VN, Charta der) ächtet Aggression in 
einer Reihe von Artikeln, u.a. Art. 1-4 
und Art. 39. Allerdings gelangte die -• 
Generalversammlung der VN erst 1973 
zu der Entscheidung, daß eine Aggressi-
on ein „Verbrechen gegen den Frieden" 
sei und nicht nur ein „schwerwiegendes 
Vergehen". Im 20. Jahrhundert, insbe-
sondere aber nach dem Zweiten Welt-
krieg, hat die formelle Ächtung der Ag-
gression im Völkerrecht dazu geführt, 
daß Militäraktionen außerhalb des eige-
nen Territoriums offiziell sehr selten mit 
eigenen Machtansprüchen begründet 
werden, sondern als Akte der Selbstver-

teidigung (Schweinebucht-Invasion der 
USA in Kuba 1961), als Reaktion auf 
Hilferufe aus dem Staat, gegen den die 
Aggression gerichtet ist (Einmarsch der 
Armeen von Staaten des Warschauer 
Vertrages in die CSSR 1968) oder als 
durch internationale Gremien befürwortet 
gekennzeichnet werden. Einen neuen 
Schwerpunkt hat die völkerrechtliche 
und politikwissenschaftliche Aggressi-
onsdebatte in jüngster Zeit durch Ausein-
andersetzungen bestehender National-
staaten mit nationalen Minderheiten be-
kommen, die nach staatlicher Unabhän-
gigkeit streben (Rußland/Tschetschenien, 
Türkei/Kurdistan). 

In der Biologie ist Aggression vor allem 
Gegenstand der Ethologie (Verhaltens-
forschung). Auch die biologische Psy-
chologie als Grenzgebiet zwischen Psy-
chologie und Biologie hat sich intensiv 
mit dem Thema Aggression auseinander-
gesetzt. Biologisch-ethologische Theori-
en aggressiven Verhaltens beruhen auf 
Erkenntnissen, die sowohl Laborexperi-
menten als auch Feldbeobachtungen ent-
stammen. Die experimentelle, neurobio-
logische Aggressionsforschung geht da-
von aus, daß die mit aggressivem Verhal-
ten einhergehende Himaktivität in den 
seitlichen und vorderen Regionen des 
Hypothalamus zu lokalisieren ist. Auch 
sind hormonelle Veränderungen bei der 
Ausübung von Aggression gut belegt 
(vermehrter Testosteron- und Noradre-
nalinausstoß). Aggressives Verhalten gilt 
Biologen vielfach als angeboren und auf 
die Verteidigung (z.B. Territorialverhal-
ten) und die Erlangung von Ressourcen 
(z.B. in der Nahrungssuche) gerichtet. K. 
Lorenz (1963) definiert Aggression als 
einen Instinkt, über den alle höheren Le-
bewesen einschließlich des Menschen 
verfügen, um sich Überlebenschancen si-
chern zu können. Aggressionsenergie be-
darf für Instinkttheoretiker wie Lorenz 
der regelmäßigen Abfuhr (Katharsis), 
wenn sie sich nicht sozial schädlich 
spontan entladen soll. 
Auch für die Psychologie sind biologisch 
inspirierte Triebtheorien lange Zeit von 
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großer Bedeutung gewesen. A. Adler be-
schrieb 1908 als erster den Aggression-
strieb, dessen Quelle er in der Frustration 
von Wünschen und Bedürfnissen sieht. 
Insbesondere ein Mißverhältnis von 
Machtstreben und Machtwünschen und 
der tatsächlichen sozialen Rolle eines In-
dividuums sind nach Adler verantwort-
lich für menschliche Aggression. S. 
Freud wendet sich zunächst gegen Adlers 
Annahmen, ändert aber unter dem Ein-
druck der Grausamkeiten des Ersten 
Weltkriegs (auch hier wie im Völkerrecht 
ein bedeutender Einschnitt) seine psy-
chodynamische Theorie und geht ab 
1920 von der Existenz eines Todestriebs 
(Thanatos) aus. Aggression ist danach 
der nach außen gewendete Todesstrieb. 
Der Freudsche Todestrieb hat in der mo-
dernen Psychoanalyse dann eine Rolle 
gespielt, wenn es um die Deutung von -> 
Kriegsursachen und um den Holocaust 
ging (A. Mitscherlich). H. Petri spricht 
in jüngeren Publikationen sogar davon, 
daß man von einem Tötungstrieb spre-
chen sollte. 

Die Theorien der Aggression von Freud 
und Adler haben auch eine erste umfäng-
liche Auseinandersetzung der akademi-
schen Psychologie mit der Aggression in-
spiriert. Im Jahre 1939 stellte die For-
schungsgruppe um J. Dollard die soge-
nannte Frustrations-Aggressions-These 
auf und versuchte, sie in der Folgezeit 
experimentell zu prüfen. Die Frustrati-
ons-Aggressions-These postulierte in ih-
rer ursprünglichen Form, daß aus Fru-
strationen verschiedener Art immer Ag-
gression entsteht und daß jeder Aggres-
sion Frustration vorausgegangen ist. Der 
in der ursprünglichen Frustrations-Ag-
gressions-These implizierte Determinis-
mus ließ sich experimentell nicht bele-
gen. Die These erwies sich jedoch als 
außerordentlich fruchtbar für die empiri-
sche Aggressionsforschung. Auch für die 
zeitgeschichtliche und politikwissen-
schaftliche Forschung hat sie Geltung er-
langt. So deutet etwa J. Galtung den 
Krieg im früheren Jugoslawien als Kon-
sequenz allseitiger Frustrationen, die z.T. 

als Mythen Jahrzehnte und Jahrhunderte 
überlebt haben. 
In der Psychologie kam es seit Beginn 
der 60er Jahre unter starkem Einfluß 
lerntheoretischer Überlegungen zu einer 
Ausdifferenzierung und teilweisen Ab-
kehr von der Frustrations-Aggressions-
These, die vor allem mit den Namen L. 
Berkowitz und A. Bandura (1973) ver-
bunden ist. Nach Berkowitz besteht kein 
unmittelbarer Zusammenhang zwischen 
Frustration und Aggression, sondern Fru-
stration ruft (angeboren) Ärger hervor, 
der sich unter bestimmten, von Berku-
witz umfassend beschriebenen situativen 
Gegebenheiten als Aggression manife-
stieren kann. Bandura spricht dem Imita-
tionslemen eine große Bedeutung bei der 
Entstehung von Aggression zu. Nicht 
vorrangig erlebte Frustration, sondern 
mindestens im gleichen Maße erlebte 
Aggression geht danach (erneuter) Ag-
gression voraus, so daß Banduras Theo-
rie gelegentlich auch als Aggression-Ag-
gressions-These bezeichnet wird. Sie hat 
vor allem in der Medienwirkungsfor-
schung große Bedeutung gewonnen. Eine 
Zunahme aggressiven Verhaltens nach 
Darbietung von Aggression etwa im 
Femsehen wurde in Laborexperimenten 
vielfach belegt, die mittel- und langfristi-
ge Bedeutung des Zusammenhangsbe-
fundes ist allerdings unklar. 
Mit der seit Anfang der 80er Jahre zu be-
obachtenden Hinwendung der akademi-
schen Psychologie zu Kognitionen und 
Handlungsintentionen (sog. kognitive 
Wende), hat sich das Hauptaugenmerk 
der Aggressionsforschung auf das Ziel 
aggressiven Handelns gerichtet. Dadurch 
sind sozial-interaktive Aspekte von Ag-
gression in den Vordergrund gerückt. So-
ziologische Überlegungen spielen eine 
stärkere Rolle. In der Soziologie ist keine 
eigenständige, genuin soziologische Ag-
gressionstheorie entstanden, sondern die 
Soziologie beschäftigt sich vor allem mit 
der Frage der Beherrschung von Aggres-
sion in modernen Gesellschaften. Aus-
gangspunkt sind auch hier die aus den 
biologisch-psychologischen Theorien ab-

14 



Agrarpolitik 

leitbaren Strategien der ritualisierten Ka-
tharsis (Abreaktion aggressiver Energie 
unter gesellschaftlich akzeptierten Rah-
menbedingungen, z.B. Massensport), der 
Reduktion von Frustrationen (z.B. über 
die Reduktion sozialer Ungleichheit oder 
durch antiautoritäre Erziehung) und die 
Beseitigung aggressiver Modelle (z.B. 
durch gesellschaftliche Einflußnahme auf 
die Medien und auf Curricula). In jüng-
ster Zeit werden im Zusammenhang mit 
der Ausarbeitung individualisierungs-
theoretischer Ansätze der Soziologie (U. 
Beck/W.Heitmeyer), Grundzüge einer ge-
nuin soziologischen Aggressionstheorie 
deutlich. Aggression, vor allem aggressi-
ves, sog. delinquentes Verhalten wird 
dort als Konsequenz fortschreitender In-
dividualisierung und damit oftmals ein-
hergehender Vereinzelung in modernen 
Gesellschaften gesehen. 
Problem aller Aggressionstheorien ist die 
Tatsache, daß das, was unter Aggression 
verstanden wird, in besonders starkem 
Maße sozial-kulturell definiert ist. Was 
unter Aggression verstanden wird, unter-
scheidet sich nicht nur zwischen wissen-
schaftlichen Disziplinen. Es unterschei-
det sich - zwischenstaatlich wie interindi-
viduell - auch zwischen Mächtigen und 
Machtlosen: Die Definitionsmacht der 
USA etwa reichte aus, daß die US-Inter-
vention in Grenada 1983 praktisch nicht 
unter dem Stichwort Aggression disku-
tiert wurde; aggressives Verhalten von 
Kindern gegen Eltern wird in der Regel 
anders bewertet als vice versa. Es unter-
scheidet sich zudem zwischen Kulturen: 
Ein Verhalten, das in Japan als Aggressi-
on bewertet wird, gilt in anglo-amerika-
nischen Kulturen als engagiertes Vertre-
ten eigener Interessen. Die Definition, ob 
etwas eine Aggression ist, variiert auch 
innerhalb von Kulturen nach Lebensbe-
reichen. T. Veblens Feststellung von 
1934 gilt nach wie vor: Aggressives Mar-
keting und aktive Teilnahme am Ver-
drängungswettbewerb, um Profit zu ma-
ximieren, wird ideologisch positiv bewer-
tet. Das gleiche Verhalten Jugendlicher 
im Kampf um eigene Chancen etwa am 

Arbeitsmarkt oder in der Partnerwahl 
wird unter dem Stichwort Jugenddelin-
quenz diskutiert. 
Aufgabe sozialwissenschaftlicher Theo-
riebildung und Forschung zum Thema 
Aggression in den nächsten Jahren ist die 
Vereinheitlichung bio-psycho-sozialer 
Erkenntnisse, die nicht aus dem Auge 
verliert, daß Aggressionsdefinitionen 
grundsätzlich den Charakter sozialer 
Konstruktionen haben. 
Lit.: Adler, Ar. Der Aggressionstrieb im Leben 
und in der Neurose, in: Fortschritte der Medi-
zin, Nr. 26/1908; Bandura, A.\ Aggression - a 
Social Leaming Analysis, Englewood Cliffs, 
NJ, 1973; Dollard, JJDoob, L.W./Miller, 
N.E./Mowrer, O.H./Sears, R.R.: Frustration 
and Aggression, New Häven, 1939; Kant, i: 
Zum ewigen Frieden, Königsberg 1795; Lo-
renz, K. : Das sogenannte Böse, Wien 1963. 

Klaus Boehnke 

Agrarpolitik 
Seitdem Menschen am Ende der jünge-
ren Steinzeit seßhaft geworden sind und 
daß heißt vor allem sich durch Ackerbau 
und Viehzucht zu ernähren begannen, 
stellt der landwirtschaftliche Sektor, sei-
nerzeit kein „Sektor", sondern gesell-
schaftliche Totalität, das Politikum 
schlechthin dar. Landnahme, Arten der 
agrarischen Produktion und der von ihr 
bedingten Arbeitsteilung, Landauftei-
lung, Verteilung der Produkte u.ä.m. be-
dingten und bestimmten die unterschied-
lichen Gesellschafts- und Herrschaftsfor-
men. 

Von Agrarpolitik im Sinne eines spezifi-
schen Politikbereichs redet man jedoch 
sinnvollerweise erst im Zusammenhang 
des (modernen) Staates. Die Geburts-
stunde der so verstandenen Agrarpolitik 
schlug zu Zeiten staatlichen Merkantilis-
mus im 17. und 18. Jahrhundert. Seiner-
zeit versuchte der spätabsolutistische 
Staat die landwirtschaftliche Produktion 
systematisch auszuweiten und zu intensi-
vieren, um mehr Menschen ernähren und 
mehr Mittel nicht zuletzt für die Zwecke 
expansiver Kriegführung gewinnen zu 
können. Die ältere Statistik ist deswegen 
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als landwirtschaftliche Statistik entstan-
den. 
Im Zuge der Industrialisierung wurde die 
Landwirtschaft in der Tat zu einem wirt-
schaftlichen Sektor unter anderen. Hier-
bei verlor sie ihre lange noch führende 
Bedeutung. Während sie in Deutschland 
trotz der Hochindustrialisierung um die 
letzte Jahrhundertwende herum quantita-
tiv noch den umfänglichsten Bereich dar-
stellte, ist sie in den führenden Industrie-
staaten am Ende des 20. Jahrhunderts auf 
wenige Prozente Anteil am Bruttosozial-
produkt geschrumpft. Der in der Land-
wirtschaft beschäftigte Teil der Bevölke-
rung beträgt gleichfalls nur noch wenige 
Prozent. In den USA teilte das Büro für 
amtliche Statistik 1993 mit, die Zahl der 
amerikanischen Farmer könne nicht län-
ger genannt werden, da dieselbe stati-
stisch keine Signifikanz mehr besitze. 
Seit ihrem merkantilistischen Beginn hat 
die Agrarpolitik sehr verschiedene Ge-
sichter gezeigt. Vorrangig ging und geht 
es darum, die eigene Landwirtschaft der 
Staaten zu fördern und gegenüber aus-
wärtiger Konkurrenz zu schützen. Agrar-
politik heißt deswegen in erheblichem 
Maße immer protektionistische Politik. 
Die Agrarpolitik der -+ EG bzw. heute 
der - • EU belegt diese Qualität. Der pro-
tektionistische Zug der Agrarpolitik er-
klärt sich daraus, daß mit Hilfe moderner 
Produktionsmethoden von Düngemitteln 
über Fruchtarten bis zu Schädlingsbe-
kämpfiings- und Konservierungsformen 
zusammen mit beschleunigten Transport-
möglichkeiten prinzipiell ein Überschuß 
an landwirtschaftlichen Produkten er-
zeugt wird. Daß weiterhin viele Men-
schen in zahlreichen Ländern Hunger lei-
den, ist Ausdruck von Mängeln der Ver-
teilung der Produkte oder eines erzwun-
genen Exports. Deren Systematik erklärt 
sich aus der profitorientierten und Un-
gleichheit schaffenden bzw. bewahren-
den weltweiten Konkurrenzlogik. (-• 
Weltmarkt) Die protektionistische Aus-
richtung nationalstaatlicher Agrarpolitik 
verbindet sich mit der abnehmenden 
Stärke der Agrarlobby, also um die land-

wirtschaftliche Produktion zentrierter In-
teressen, die ihre Stärke lange ihrem 
überwiegend konservativen politischen 
Effekt verdankten. 
Die Probleme heutiger Agrarpolitik sind 
trotz des Überflusses erheblich. Sie wer-
den dadurch verschärft, daß sie fast nir-
gends an ihren Hörnern gepackt und zu 
lösen versucht werden. Zum ersten: Die 
kapitalistische Industrialisierung hat 
nicht nur den agarischen Sektor in den 
restlos industrialisierten Staaten an den 
Rand gedrängt, sie hat auch die landwirt-
schaftliche Produktion selbst mit einer 
gewissen Verspätung und den ländlichen 
Raum insgesamt erfaßt. Diese „innere" 
Kapitalisierung der Landwirtschaft hat 
zum einen dazu geführt, daß agarische 
Produktion selbst auf Raubbau angelegt 
ist und zu einem ökologischen und ge-
sundheitlichen Problem geworden ist. 
Zum anderen sind der zuvor eigenständi-
ge „ländliche Raum" und seine „Men-
schentypen" (Max Weber) aufgehoben 
und städtisch-industriell gleichgeschaltet 
worden. Zum zweiten: Ähnlich den Län-
dern der „ersten", sprich zuerst und er-
folgreich industrialisierten Welt wurde in 
den Ländern der vergangenen „zweiten" 
und der Dritten Welt, so heterogen sie 
im einzelnen waren und sind, die Land-
wirtschaft in ihrer eigenständigen ökono-
mischen, aber auch soziopolitischen Be-
deutung verkannt. Industrialisierung 
bzw. -» Modernisierung 'sans phrase' 
waren Trumpf. Dadurch wurde nicht nur 
das größere Gewicht des Aggarsektors in 
diesen Ländern mißachtet, es wurden ei-
genständige Entwicklungswege ver-
säumt. Die sogenannte nachholende Mo-
dernisierung erfolgt mit ungeheuren 
menschlich-sozialen Kosten und verhin-
dert außerdem eigenständige Formen der 
-»Demokratisierung. 
Hinzu kommt, daß die protektionistische 
Agrarpolitik der führenden Industriestaa-
ten einerseits und ihre rücksichtslose ex-
pansive industriell-postindustrielle Kon-
kurrenz andererseits die Entwicklung 
in den anderen Ländern behindern und 
neuerdings selbst im Rahmen der land-
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wirtschaftlich einschlägigen neuen bio-
technologischen Methoden zusätzlich ab-
hängig machen. Zum dritten: Die Chemi-
sierung landwirtschaftlicher Produktion, 
neuerdings ihre Biotechnologisierung, 
die Entwicklung neuer Fruchtarten z. B. 
neuer Weizensorten, die die „Grüne Re-
volution" ermöglichten haben Produkti-
vität und Produktion enorm gesteigert. 
Zugleich zeitigen diese Techniken zu-
sätzlich zu den ökologischen Gefahren 
neue Abhängigkeiten und die Illusion ag-
rarisch-industrieller Entwicklung ohne 
Ende und ohne soziale Voraussetzungen 
und Kosten. 
Lit.: Funk, A.: Abschied vom ländlichen 
Raum, Frankfurt 1976; Myrdal, G.: Asian 
Drama, New York 1969; Canine, C.: Dream 
Reaper: The Story of an Old-fashioned Inven-
tar in the High-Tech, High-Stakes World of 
Modem Agriculture, New York 1995. 

Wolf-Dieter Narr 

AKP- Abkommen 
Der AKP-Staatengruppe (Afrika-Karibik-
Pazifik) gehörten 1996 siebzig Staaten 
an. Die AKP-Staaten kooperieren seit 
1975 im Rahmen der sog. Lomé-Kon-
vention mit der Europäischen Gemein-
schaft bzw. der Europäischen Union 
(EG/EU). Europa spielt in der nachkolo-
nialen Zeit in fast allen AKP-Ländern ei-
ne herausragende Rolle. Vor allem 
Frankreich hat in den ehemaligen Kolo-
nien durch militärisches, politisches und 
wirtschaftliches Engagement z.T. massiv 
Einfluß genommen. Die Beziehungen der 
AKP-Länder zu den europäischen Mäch-
ten werden heute vor allem durch die Lo-
mé-Abkommen und bilaterale Verträge 
mit einzelnen Ländern geprägt, die histo-
risch aus den Yaounde-Verträgen ent-
standen sind und mit dem Beitritt Groß-
britanniens, Dänemarks und Irlands in 
die EG (1973) in das Kooperationsmo-
dell Lomé mündeten. Die seit 1975 exi-
stierenden vier Lomé-Abkommen (das 
erste wurde 1975 in Lomé, der Haupt-
stadt Togos, geschlossen) haben ein Ver-
tragswerk entstehen lassen, das nach An-
sicht vieler Beobachter ein einzigartiges 

Kooperationsmodell bildet. Es ist eine 
Kooperation, in der AKP-Belange be-
rücksichtigt werden und die EG ihre In-
teressen weitgehend durchsetzen konnte. 
Der Vertrag zwischen der EG und den 
AKP-Ländem kam zustande, als die Drit-
te Welt eine -» neue Weltwirtschaftsord-
nung (NWWO) forderte. Der Ölpreis-
schock von 1973 hatte die EG veranlaßt, 
die Beziehungen zu den AKP-Staaten 
neu zu bewerten. Die Sicherung der Roh-
stoffzufuhr und die Einbindung waren 
die zentralen Motive für die Intensivie-
rung der EG-AKPBeziehungen. Einige 
der Ansätze der NWWO wurden in die 
Lome-Konvention einbezogen (z.B. Roh-
stofferlösfonds). 
Die Lome-Verträge (I-IV) gewähren der 
AKP-Staatengruppe Sondervergünsti-
gungen, die über das allgemeine Präfe-
renzsystem (APS) hinausgehen und zu-
dem Kompensationsfonds (SYSMIN und 
STABEX), Zollregelungen und Entwick-
lungshilfe (-+ Entwicklung) beinhalten. 
Die Lome-Konvention steht im Verhält-
nis zu allen anderen Kooperationsbezie-
hungen der EU mit anderen Regionen 
der Dritten Welt ganz oben an der 
Spitze der „Pyramide der Privilegien". 
Dieses post-koloniale Kooperationsmo-
dell hat sich in der Folge der Unabhän-
gigkeit der Mitgliedsländer herausgebil-
det. Bislang kam ein Interessenausgleich 
zustande, weil die EU ihre wirtschaftli-
chen und strategischen Interessen ge-
wahrt sah und die AKP-Staatengruppe 
Privilegien erhalten hatte. 
Seit 1989 haben sich die Kooperations-
bedingungen verändert und seit 1993 
gibt es in der EU eine Diskussion, die die 
Fortfuhrung der mehr als zwanzig Jahre 
währenden Kooperationsbeziehungen in 
Frage stellt. Vor allem der Maastricht-
Vertrag von 1991 zur europäischen Eini-
gung, die neuen Beschlüsse des GATT 
und die Gründung der World Trade Or-
ganization (->• WTO/GATT), aber auch 
die neuen Konstellationen im Pazifik-
Raum (-+ APEC; - ASEAN; - ARF; -
ASEM) und die regionale Kooperation in 
Nordamerika mit der Gründung der 
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NAFTA (North American Free Trade 
Area), die Zusammenarbeit mit den Mit-
telmeerländem sowie der Zusammen-
bruch des Ostblocks (-• WVO) haben die 
Kooperation zwischen Europa und den 
AKP-Ländem in eine neue weltwirt-
schaftliche und strategische Konstellati-
on gestellt. Osteuropa wird zukünftig ei-
ne weitaus größere Rolle spielen. Die 
Auflösung des Ostblocks und das Ende 
des Kalten Krieges markierten zu-
gleich das Ende der geostrategischen Po-
sition der Entwicklungsländer im Span-
nungsfeld zwischen gegnerischen 
Blöcken. Diese veränderte geostrategi-
sche Landschaft vermindert den Einfluß 
der AKP-Staatengruppe. Sie geraten auf-
grund ihrer wirtschaftlichen Schwäche 
und ihrer strategischen Bedeutungslosig-
keit gegenüber den anderen Regionen der 
Dritten Welt ins Hintertreffen. Das Lo-
me-IV-Abkommmen hat eine Laufzeit 
bis zum Jahr 2000. Es stellt sich grundle-
gend die Frage, ob das Kooperationsmo-
dell noch eine Perspektive hat, wo sich 
doch alle Bedingungen verändert haben. 
Interessen in der Entwicklungskoopera-
tion 

Nationale Interessen fließen in die EU-
Entwicklungspolitik ein. Entwicklungs-
politik ist Teil einer gesamten europäi-
schen Interessenpolitik. Seit einiger Zeit 
zeigt sich zugleich ein Trend, der den na-
tionalstaatlichen Ansätzen in der EU 
mehr Raum zugesteht. Eine kohärente 
europäische Entwicklungspolitik existiert 
nur in Ansätzen. 
Die Akteure in der europäischen Ent-
wicklungspolitik sind im wesentlichen 
die EU-Kommission, das Europäische 
Parlament, der Ministerrat und der Euro-
päische Rat. In der Kommission befaßt 
sich die Generaldirektion VIII mit der 
Entwicklungspolitik gegenüber den 
AKP-Staaten. Die Kommission hat zwei 
wesentliche Aufgaben: Sie hat aus-
schließlich Initiativrecht und ist Verwal-
tungsorgan zur Umsetzung von getroffe-
nen Entscheidungen. Bei der Wahrneh-
mung der zweiten Aufgabe ist die Kom-
mission auf die Kooperation mit den bei 

der Kommission eingerichteten Aus-
schüssen mit nationalen Beamten ange-
wiesen. Diese Ausschüsse treten regel-
mäßig zusammen, um über Vorhaben, 
Projekte und Programme zu beraten. Aus 
dem Europäischen Entwicklungsfonds 
(EEF) werden die Mittel für die EU-
AKP-Kooperation bereitgestellt. 
Die Vertreter der EG/EU und der AKP-
Staaten sehen in dem Lomé-Vertrag den 
Beginn einer postkolonialen Kooperation 
von gleichberechtigten Partnern, die in 
unterschiedlichen Entwicklungsphasen 
ihr Interesse an Kooperation aufgrund 
der gemeinsam historisch bedingten wirt-
schaftlichen, sozialen und politischen 
Anknüpfungspunkte bekundet und wei-
terentwickelt haben. Das Lomé-Modell 
ist aufgrund seiner Entstehung in der 
Phase der Diskussion um die NWWO ein 
Mischmodell, das sich durch vertikale 
Kooperation, d.h. Kooperation von wirt-
schaftlich schwachen Staaten mit starken 
Staaten, kennzeichnen läßt. Diese Ko-
operation nimmt die Form einer klienteli-
stischen Beziehung an. Die schwächere 
Partei sucht Vorteile aus der Dialektik 
der Abhängigkeit zu ziehen: Nutzung der 
gegenwärtigen Abhängigkeit und der be-
sonderen - historisch gewachsenen - Be-
ziehungen, um Ressourcen zur Milde-
rung der Abhängigkeit zu erhalten. Das 
Klientelsystem offeriert der schwächeren 
Partei die besondere Möglichkeit, aus der 
Schwäche eine Stärke zu machen, d.h. 
den größeren Nutzen aus der Kooperati-
on zu ziehen. Es handelt sich bei den Be-
ziehungen Europa-AKP-Staaten deshalb 
um einen kollektiven Klientelismus. Der 
kollektive Klientelismus bietet dem 
schwächeren Partner zudem Schutz ge-
gen die Volalität des Marktes. 
Die Instrumente der Kooperation 
- Handelspolitik 

Die Zollregelung der Lomé-Abkommen 
begünstigt Waren mit Ursprung in den 
AKP-Ländern durch Zoll- und Abgaben-
freiheit. Trotz des präferentiellen Zollsy-
stems ist der Anteil der Importe aus den 
AKP-Ländern an den EU-Gesamtimpor-
ten zurückgegangen. 
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Haupthandelspartner der AKP-Staaten ist 
die EU. Die bisher gewährten Präferen-
zen werden sich wegen der Liberalisie-
rung des Welthandels (Uruguay-Runde) 
reduzieren und zu Netto-Verlusten der 
AKP-Exporte führen. Für die AKP-Län-
der führen erodierende Präferenzen zur 
weiteren Marginalisierung im internatio-
nalen Handel. 
- Finanzielle und technische Kooperati-
on 
Angesichts der wirtschaftlichen Krise in 
den meisten AKP-Ländern kommt den 
Entwicklungshilfegeldern der EU, die die 
bilaterale Hilfe ergänzen, eine sehr wich-
tige Rolle zu. Die Entwicklungshilfe der 
EU im Rahmen der Lomé-Vereinbarun-
gen hat sich seit 1975 stark ausgeweitet. 
Die bilaterale Hilfe der Einzelstaaten ist 
in etwa so hoch wie die der EU (s. Tabel-
le). 
Die gesamte Finanzhilfe der EG umfaßte 
in Lomé IV ein Volumen von 12 Mrd. 
ECU, wovon 10,8 Mrd. ECU aus dem 
siebten Europäischen Entwicklungsfonds 
(EEF) zur Verfügung gestellt wurden. 
Bis einschließlich dem sechsten EEF 
wurden die Beträge zu 2/3 als Zuschuß 
zur Verfugung gestellt. Der Rest wurde 
als Darlehen zu einem Zinssatz von 1% 
vergeben. Daneben stellt die Europäische 
Investitionsbank (EIB) zinsgünstige Dar-
lehen zur Verfügung. Die Mittel aus dem 
EEF beinhalten somit einen hohen 
Schenkungsanteil. Seit dem siebten EEF 
werden die Mittel ausschließlich als 
nicht-rückzahlbare Zuschüsse vergeben. 
Lediglich für die Mittel der EIB treten 
Zinsbelastungen auf, so daß der Zu-
schußanteil des 7. EEF bei ca. 92% lag. 
Die Lomé-Konvention unterscheidet 
grundsätzlich zwischen Programmhilfe 
und nichtprogrammierbarer Hilfe. Die 
Mittel der Programmhilfe werden zu Be-
ginn des Lomé-Abkommens zwischen 
den EU-Mitgliedstaaten, dem entspre-
chenden AKP-Staat und der EU ausge-
handelt und im sog. Nationalen Indikativ 
Programm (NIP) festgehalten. Die Pro-
grammhilfe umfaßt Entwicklungshilfe-

projekte, die Förderung der regionalen 
Zusammenarbeit für sieben Regionen in 
den AKP-Staaten, Programmen in den 
Bereichen Gesundheit und Aids-Be-
kämpfung, Hilfe für Kleinstprojekte, in-
dustrielle Zusammenarbeit, Entwicklung 
des Handels und Fremdenverkehrs, kul-
turelle Zusammenarbeit, Bildung, Aus-
bildung und Strukturanpassungsprogram-
me. Der Anwendungsbereich der pro-
grammierten finanziellen und techni-
schen Zusammenarbeit erstreckt sich auf 
alle genannten wirtschaftspolitisch rele-
vanten Bereiche. Dazu kommen ferner 
sektorale Entwicklungs- und Einfuhrpro-
gramme. Hierbei handelt es sich zumeist 
um indirekte Budgethilfen, die den Län-
dern Deviseneinsparungen bei notwendi-
gen Importen ermöglicht. Die Mittel für 
regionale Kooperation belaufen sich in 
Lomé IV/2 auf ca. 1,3 Mrd. ECU. 260 
Mio. ECU stehen zur Verfügung für Not-
und Flüchtlingshilfe, 73 Mio. ECU für 
das Centre for the Development of Indu-
stry (CDI) und 80 Mio. ECU zur Unter-
stützung von institutionellen und admi-
nistrativen Reformmaßnahmen, um den 
Demokratisierungsprozeß zu fördern. 
Die nicht-programmierbare Hilfe bein-
haltet Mittel für Sonderdarlehen, Risiko-
kapital, STABEX und SYSMIN. Sie be-
trifft alle Ausgaben, die zu Beginn der 
Kooperation nicht geplant werden kön-
nen. 

Der EEF wird nicht aus dem Haushalts-
budget der EU, sondern aus den Beiträ-
gen der EU-Mitgliedstaaten finanziert. 
Traditionell sind Deutschland und Frank-
reich die größten Geldgeber (im siebten 
EEF 26% bzw. 24%). 
Die Subventionsysteme STABEX und 
SYSMIN 
Der Stabilisierungsfonds für landwirt-
schaftliche Exportprodukte (STABEX-
System, Stabilization of Export Ear-
nings) und der Sonderfonds für Bergbau-
erzeugnisse (SYSMIN) sind wesentliche 
Bausteine des Kooperationsabkommens 
zwischen der EU und den AKP-Ländern. 
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Tabelle: Die Finanzmittel der Lomé-Abkommen im Vergleich, Mrd. ECU und % 
Lomé I 1975- 1980 Lomé n Lomé m Lomé rv/i Lomé IV/ 

1980-1985 1985-1990 1990-1995 1995-2000 
4. EEF 5. EEF 6. EEF 7. EEF 8. EEF 
insg. Programmhilfe 2.057 insg % insg. % insg. % Insg. % 
(1-2) 2.986 54 4.860 57 7.995 67 9.592 65.6 
1 Zuschüsse 2.057 2.986 54 4.860 57 6.845 57 8.192 56.0 
2. Strukturanpassungsdarle- - - - - 1.150 10 1.400 9.6 

Nicht 0.923 1.641 30 2.540 30 2.800 23 
programmierbare 
Hilfe (3-6) 
3 Sonderdarlehen 0.446 0.518 9 0.600 7 - - -

4 Risikokapital 0.097 0.284 5 0.600 7 0.820 7 1.000 6.8 
5 Stabex 0.380 0.557 10 0.925 11 1.500 12 1.800 12.3 
6 Sysmin 0.282 5 0.415 5 0.480 4 0.575 3.9 
7 EEF (1-6) 2.980 4.627 84 7.400 87 10.800 90 12.967 88.7 
8EIB 0.390 0.885 16 1.100 13 1.200 10 1.658 11.3 
Insgesamt (7-8) 3.457 5.512 100 8.500 100 12.000 100 14.625 100 
Erläuterungen: EEF= 
bank 

Europäischer Entwicklungsfonds; EIB=Mittel der Europäischen Investititons-

Das STABEX-System wurde bereits im 
Lomé I-Abkommen vertraglich veran-
kert. Es umfaßt im Lomé IV-Abkommen 
51 landwirtschaftliche Rohstoffe (Lomé 
I: 29 Produkte; Lomé III: 48 Produkte) 
und soll Mindereinnahmen bei den Ex-
porterlösen (z.B. infolge von Preissen-
kungen) in gewissem Umfang ausglei-
chen. Ziel ist es, die nachteiligen Auswir-
kungen von Einnahmeverlusten in Gren-
zen zu halten. Die bis 1990 geltende 
Rückzahlungspflicht entfällt, d.h. Mittel 
aus dem STABEX-Fonds werden als 
nicht-rückzahlbarer Kredit gewährt. Die 
Abhängigkeits- und Auslöseschwellen 
wurden gesenkt. Kompensiert werden 
auch Ausfuhrerlösausfälle von Exporten 
der Nicht-EU-Länder. 
Die EU hat in Lomé IV durchgesetzt, daß 
eine stärkere Kontrolle über die Verwen-
dung der Mittel erfolgt, wobei diese ins-
besondere zur Diversifizierung eingesetzt 
werden sollen. Bis 1990 wurden die aus-
gezahlten Mittel teilweise für andere 
Zwecke als die vorgesehenen ausgege-
ben. 

Die Mittel wurden von 0,925 Mrd. ECU 
(Lomé III) auf 1,5 Mrd. ECU in Lomé IV 
und in Lomé IV/2 auf 1,8 Mrd. ECU er-
höht. 
Einige wesentliche Probleme von STA-

BEX sind: 
- Die Gesamtzahlungen sind auf be-
stimmte Plafonds begrenzt, so daß extre-
me Preissenkungen nicht aufgefangen 
werden konnten. 
- Die Zahl der einbezogenen Produkte ist 
begrenzt; es fehlen Agrarprodukte die 
durch EG-Marktverordnungen gestützt 
werden (wie Zucker und Tabak). Außer-
dem sind verarbeitete Agrarprodukte 
nicht einbezogen. 
- Durch die Festlegung einer Abhängig-
keitsgrenze (5%) besteht kaum ein An-
reiz zur Diversifizierung. 
- Die Auszahlung der Mittel ist zum Teil 
sehr schleppend, weil zwischen den 
AKP-Ländem und der EU zunächst eine 
Rahmenvereinbarung der gegenseitigen 
Verpflichtung geschlossen werden muß. 
Die Wirkungen von STABEX-Zahlun-
gen sind eher schwach. In 2/3 der Emp-
fängerländer wurden die Instabilitäten 
um weniger als 5% reduziert und bei 
sechs weiteren Ländern verringerten sie 
sich um 10%. Da STABEX sich an Wa-
ren ausrichtet und nicht an den Kriterien 
für Unterentwicklung, z.B. Pro-Kopf-
Einkommen, ist die Lome IV-Reform 
eher ein Beitrag zur Verbesserung der 
Lage der Länder mit mittlerem Einkom-
men. 
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STABEX-Transfers stellen einen Ein-
kommenstransfer an die Regierung dar; 
sie sind Entwicklungshilfe ohne Liefer-
bindung. Sie sind in den AKP-Ländern 
besonders willkommen, weil sie nicht 
konditioniert sind. 
Im Rahmen von Lomé II kam es erstmals 
zur Errichtung eines Sonderfonds für 
Bergbauerzeugnisse (SYSMIN). Länder, 
die hauptsächlich mineralische Rohstoffe 
exportieren (wie Zaire, Zambia, Maureta-
nien, Liberia, Jamaika, Papua-Neugui-
nea) waren vom Ausgleichssystem ausge-
schlossen. Der Mineralienfonds stellt im 
Lomé IV-Abkommen bei Erlösausfällen 
für neun mineralische Rohstoffe (Kupfer, 
Kobalt, Phosphat, Mangan, Bauxit, Zinn, 
Eisenerz, Gold und Uran) 480 Mio. ECU 
zur Verfügung (575 Mio. ECU für die 
Jahre 1995-2000). SYSMIN berücksich-
tigt nur Produkte, die einen Anteil von 
mehr als 15% an den Gesamtexporten 
haben (bei LLDC, den Binnen- und In-
selstaaten 10%) und deren Ausfuhrerlöse 
sich mindestens um 10% vermindert ha-
ben. SYSMIN-Mittel wurden bis 1990 
als langfristiges, zinsgünstiges Darlehen 
nur zweckgebunden für Projekte zur Si-
cherung der Produktions- und Ausfuhr-
kapazität dieser Mineralien vergeben. 
Seit Lomé IV sind SYSMIN-Mittel 
nicht-rückzahlbare Kredite. SYSMIN ist 
im Unterschied zu STABEX kein System 
zur Erlösstabilisierung, obwohl Erlös-
minderungen ausgeglichen werden. 
SYSMIN verfolgt den Zweck, die Zufuhr 
von Rohstoffen für die rohstoffarme EG 
zu sichern. SYSMIN-Gelder werden zur 
Verfügung gestellt, um der Gefahr von 
Stillegungen der Bergbauproduktion 
durch sinkende Rohstofferlöse zu entge-
hen. Diversifizierungsmaßnahmen sind 
nicht vorgesehen. 
STABEX und SYSMIN stabilisieren ein-
seitige Produktions- und Exportstruktu-
ren und tragen zur Verfestigung struktu-
reller Abhängigkeiten bei. In den beiden 
Instrumenten kommt zum Ausdruck, daß 
eine kooperative Entwicklungspolitik zur 
Beseitigung struktureller Heterogenitäten 
und zur Stärkung von tragfähiger Land-

wirtschaft, Industrie und Entwicklung 
der Binnenmärkte nicht systematisch vor-
gesehen ist. Gegen STABEX und 
SYSMIN ist zusätzlich einzuwenden, 
daß Ausgleichszahlungen zumeist einem 
bürokratischen Apparat, der die Vertei-
lung der Mittel vornehmen sollte, zugute 
kommen. 
Strukturanpassungsprogramme 
Die hohe Verschuldung der meisten 
AKP-Länder, ihre ungelösten Struktur-
probleme, die Nahrungsmittelkrise, der 
Erlösverfall, Zahlungsbilanzprobleme 
etc. haben den Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) und die -» Weltbank 
veranlaßt, seit den 80er Jahren Struktur-
anpassungsprogramme (SAP) zu fordern 
und durchzusetzen. Die Lome-Konven-
tion unterscheidet sich von den SAP da-
durch, daß 

ihre Strukturanpassungsprogramme 
(SAS) auf regionaler Ebene koordiniert 
werden sollen, um den Intra-AKP-Han-
del mit Hilfe der EG zu vergrößern, 
- die traditionellen Lome-Instrumente 
(STABEX) an die SAS gekoppelt wer-
den, 
- Generelle Import Programme (GIP) und 
Sektorale Import Programme (SIP) der 
EU-Konditionalität unterliegen. GIP die-
nen der Finanzierung der Einfuhr we-
sentlicher Importe, die SIP stellen eine 
schnell auszahlbare Hilfe zur Finanzie-
rung von Importen für besondere Wirt-
schaftssektoren dar, 
- Mittel für SAS dann zugewiesen wer-
den können, wenn Reformen erfült wer-
den und die Effektivität der Maßnahmen 
gewährleistet ist. 
Die im Rahmen der SAS gebildeten Ge-
genwertmittel sollen schrittweise in die 
makro-ökonomische Konzeption der be-
treffenden Länder integriert werden. Ge-
genwertmittel wurden laut Kommission 
bereits zu 80% gebildet und zu 75% ver-
wendet und erfüllen damit ihre Funktion 
als rasch auszahlbare Hilfe für den Sozi-
alsektor. 
Die SAS werden den Anforderungen an 
soziale Abfederung eher gerecht als die 
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SAP der Weltbank. Sie sind aber weit 
entfernt davon, den Anspruch auf „An-
passung mit menschlichem Gesicht" ein-
zulösen. Die SAP haben selbst nach An-
sicht der Weltbank in der überwiegenden 
Zahl der AKP-Länder enttäuschende Er-
gebnisse hervorgebracht. Der Einsatz der 
Gegenwertmittel reicht bei weitem nicht 
zur Kompensation der negativen sozialen 
Folgen aus. 
Industrieförderung 

In den letzten Jahren ist eine zunehmen-
de De-Investititon in den meisten AKP-
Ländern zu verzeichnen. Notwendige Im-
porte und Kapitalimporte zur Ankurbe-
lung von Investitionen fehlen, die Kapi-
talflucht ist in einigen Ländern sehr 
stark. Spar- und Investitionsquoten sind 
zumeist niedrig. 
In Art. 17 des Lomé IV-Vertrages wird 
als Ziel der Industrialisierung ein sich 
selbst tragendes Wachstum und eine aus-
gewogene und vielfältige Entwicklung 
genannt. Insbesondere unterstützt werden 
soll die vertikale und horizontale Diver-
sifizierung der Volkswirtschaften. 
Vergleicht man die Industrieförderungs-
maßnahmen von Lomé I mit Lomé IV so 
zeigt sich, daß zur Entwicklung der ver-
arbeitenden Industrie weniger Mittel auf-
gewendet werden (Lomé I noch 25%, 
Lomé II-IV ca. 10%). Die sinkenden An-
teile für die Förderung der verarbeiten-
den Industrie und die stärkere Förderung 
des Bergbaus und der Landwirtschaft re-
flektieren den De-Industrialisierungspro-
zeß seit den 80er Jahren. Mittel für den 

informellen Sektor stehen kaum zur 
Verfügung, die Kooperation konzentriert 
sich konzeptionell auf den modernen 
Sektor. Dies zeigt sich auch an der Tätig-
keit der beiden Institutionen - Europäi-
sche Investitionsbank (EIB) und Centre 
for the Development of Industry (CDI) -, 
die im Rahmen der Lomé-Konvention 
mit der industriellen Entwicklung befaßt 
sind. 

1. EIB - Europäische Investitionsbank 
Die EIB hat während der 60er und 70er 
Jahre vor allem Investitionen von großen 

Unternehmen finanziert. Dies begann 
sich langsam zu ändern und während der 
90er Jahre wurden Mittel für Kreditlinien 
(global lines) für lokale Banken und Fi-
nanzinstitutionen bereitgestellt, die 
hauptsächlich an mittlere und kleine Un-
ternehmen vergeben wurden. Der Anteil 
der Kreditlinien am Gesamtvolumen be-
trug ca. 17%. In den AKP-Staaten wur-
den ca. 40 Development Finance Banks 
und Corporations unterstützt. Nach eige-
nen Angaben hat die EIB bis 1993 ca. 
1.300 Mittel- und Kleinbetriebe des mo-
dernen Sektors (bis 1988 ca. 600) über 
lokale Institutionen finanziert. 
Die EIB ist verantwortlich für zwei Kre-
ditformen: Kredite aus eigenen Ressour-
cen und Risikokapital aus dem EEF. Die 
eigenen Ressourcen sind kommerzielle 
Kredite, die allerdings subventioniert 
werden können, um die Zinsen auf einem 
Niveau zwischen 5% und 8% zu halten. 
In Lomé IV hatte die EIB 825 Mio. ECU 
Risikokapital aus dem EEF für Projekte 
zur Verfügung (600 Mio. ECU in Lomé 
III). 
2. CDI - Center for the Development of 
Industry 
Das CDI ist eine gemeinsame Einrich-
tung der EU und der AKP-Staaten. Das 
CDI soll in erster Linie die Entwicklung 
und Diversifizierung der Industrie för-
dern, indem es Kontakte zwischen Inve-
storen aus der EU und den AKP-Staaten 
knüpft. In Lomé IV/1 stehem dem CDI 
insges. 60 Mio. ECU zur Verfügung (Lo-
mé IV/2: 73 Mio. ECU), d.h. pro Jahr 
14,6 Mio. ECU (=0,5% des Lomé-Bud-
gets). 

Das CDI nimmt drei Hauptaufgaben 
wahr: 
- Identifizierung von Projekten (Partner-
suche in Europa, Studien, Expertisen, 
Mobilisierung von Fonds). Dafür stand 
ein Budget von 830 Tsd. ECU (1992) zur 
Verfügung. 
- Direkte Unterstützung für Unternehmen 
(Budget 1992: 1,6 Mio. ECU). 
- Aufbau und Stärkung von EU-AKP-
Netzwerken (Budget 1992: ca. 500. Tsd. 
ECU). 
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Das CDI kann wegen seiner unzurei-
chenden Ausstattung nur eine marginale 
Rolle spielen. Als besondere Schwächen 
sind inadäquate Ressourcen, Verausga-
bung der Hälfte der Gelder in Europa 
und Konzentration der Aktivitäten in 
Brüssel, sehr breiter Wirkungskreis mit 
sehr geringen Mitteln für einzelne Län-
der, mangelnde Integration in die Politik 
anderer Lomé-Instrumente (z.B. Handel, 
Strukturanpassung, Forschung und 
Technologie), inadäquate interne Struk-
turen und die Vernachlässigung der 
Entwicklung lokaler Kapazitäten in den 
AKP-Staaten anzusehen. 
Insgesamt machen die Anstrengungen 
von EIB und CDI deutlich, daß der indu-
striellen Kooperation zwischen der EU 
und den AKP-Staaten eine im besten Fal-
le untergeordnete Rolle zugedacht ist. 
Regionale Kooperation 
Die Unterstützung der regionalen Koope-
ration spielte bereits seit Lomé I eine 
große - und wachsende - Rolle. In Lomé 
IV wurden 1,25 Mrd. ECU für regionale 
Kooperation zur Verfügung gestellt. Das 
Schwergewicht der Förderprogramme 
liegt in der Verbesserung der Infrastruk-
tur. Für sieben Regionen innerhalb der 
AKP-Staatengemeinschaft stehen regio-
nale Indikativprogramme, die länder-
übergreifende Programme und Projekte 
finanzieren, zur Verfügung. 
Die Bemühungen der EU, die regionale 
Integration zu fördern, haben zugenom-
men. Die EU nimmt eine „Brückenbau-
er"-Funktion zu den bereits existierenden 
regionalen Kooperationen ein. Die Un-
terstützungsmaßnahmen konzentrieren 
sich auf folgende Bereiche: Beitrag zu 
den Übergangskosten, Kompensations-
zahlungen für die Verlierer der Koopera-
tion, technische Hilfe, Ausbildung, For-
schung und Begünstigung von grenz-
überschreitenden Maßnahmen. Verfolgt 
wird vor allem ein traditioneller Projekt-
ansatz. 

Politische Konditionalitäten 
Die EU hat in den letzten Jahren in zahl-
reichen Aktivitäten deutlich gemacht, 

daß sie die Bedeutung der Demokratie 
in der Kooperation mit Ländern der Drit-
ten Welt sehr unterschiedlich gewichtet. 
Erst im Lomé III-Abkommen (1985-
1990) konnte nach hartem Ringen ein 
Durchbruch bei der Einbeziehung der -»• 
Menschenrechte in die Entwicklungsko-
operation erzielt werden. Schließlich 
wurde in die Lomé IV-Konvention 
(1990-1995) erstmals ein Kapitel über 
Menschenrechte aufgenommen (Art. 5). 
Darin wird das Recht auf Menschenwür-
de und -recht ausdrücklich betont. Dar-
überhinaus nimmt die Präambel Bezug 
auf Menschenrechtskonventionen (-• 
Menschenrechtsschutz). Allerdings be-
steht keine Verpflichtung zur Einhaltung 
der Menschenrechte. Die mit Art. 5, Abs. 
1 begründete Sanktionierung (die auf den 
Menschen ausgerichtete Entwicklung 
setze „die Achtung und Förderung der 
Menschenrechte insgesamt voraus"), 
wurde nach Abschluß des Vertrages 
(Laufzeit 1990-95) häufig angewandt. 
Am 28.11.1991 wurde vom Rat der EG 
die bisher weitreichendste Erklärung be-
schlossen. Dort heißt es u.a., daß die Ge-
meinschaft und ihre Mitgliedstaaten ei-
nem positiven Konzept, das die Achtung 
der Menschenrechte fördert und die De-
mokratie unterstützt, hohe Priorität ein-
räumen. Menschenrechtsinitiativen könn-
ten in folgenden Bereichen aktiv unter-
stützt werden: Abhaltung von Wahlen, 
Stärkung der Rechtsprechung, Förderung 
von NRO, Dezentralisierung. Falls es 
zu schwerwiegenden Fällen von Men-
schenrechtsverletzungen kommt, kann 
die EU einen abgestuften Maßnahmenka-
talog beschließen, wozu u.a. Demarchen, 
Änderungen in der entwicklungspoliti-
schen Zusammenarbeit bis hin zur Aus-
setzung der Kooperation gehören. 
Die Kommission agiert auf dieser Basis 
mit der sog. Budget-Linie B7-522, die 
dazu dienen soll, Mittel zur Unterstüt-
zung von Demokratie und Einhaltung 
von Menschenrechten bereitzustellen. 
1992 wurden 14 Mio. ECU, 1993 16 
Mio. ECU und 1994 14 Mio. ECU für 
Aktionen in AKP-Staaten zur Verfügung 
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gestellt. Es ist auffällig, daß in Ländern 
mit sehr schweren Verletzungen der De-
mokratie und der Menschenrechte keine 
direkten EU-Maßnahmen stattfinden. 
Obwohl seit 1989 ein gewisser Fort-
schritt feststellbar ist, deuten die Zeichen 
daraufhin, daß wirtschaftliche Interessen-
ten in wichtigen Ländern am längeren 
Hebel sitzen. In Ländern mit weniger Ge-
wicht werden von der EU eindeutigere 
Signale gesetzt, als in Ländern mit be-
deutendem Wirtschaftspotential. 
Gibt es eine Zukunft fiirLome? 
Die AKP-Länder und die EU pflegen ei-
ne historisch gewachsene Netzwerkbil-
dung, die allerdings strukturelle Hetero-
genitäten, Asymmetrien und Blockierun-
gen nicht vermieden hat. Die selbstge-
steckten Ziele - Beseitigung der Armut, 
Begünstigung sich selbst tragender Wirt-
schaftsstrukturen und Beförderung von 
demokratischen Strukturen - wurden be-
stenfalls ansatzweise anvisiert. Einzelne 
Projekte und Programme sowie Not- und 
Nahrungsmittelhilfe in extremen Krisen-
situationen, aber auch die Stabilisie-
rungsfonds haben zur Linderung von 
Problemen beigetragen. 
Die Lome-Kooperation war von Anfang 
an keine strategische Allianz zur Eineb-
nung der Kontraste zwischen Kern und 
Rand. Sie hatte nicht zum Ziel, Techno-
logie zu transferieren (-+ Technologie-
transfer), -» Investitionen in der Randzo-
ne zu fördern, also einen Ausgleichsme-
chanismus zur Entwicklung zu etablie-
ren. Sie ist auf politische Einbindung und 
auf partikulare ökonomische Interessen 
konzentriert. Das Lome-Modell folgt der 
Logik der Politik. Die Lome-Politik 
überlagert die Ökonomie und fördert An-
reizstrukturen, die der Endogenisierung 
von Entwicklung entgegenstehen. Die 
von der EU im Fahrwasser der Weltbank 
eingeleiteten wirtschaftlichen und politi-
schen Konditionalitäten verändern das 
Modell nur graduell. Die Lome-Koopera-
tion leistet keinen Beitrag zur Aufhebung 
der Marginalisation, Asymmetrien und 
strukturellen Heterogenitäten. Es beför-
dert ein kollektives Klientelsystem, das 

einem überholten postkolonialen Koope-
rationsgedanken verpflichtet ist. 
Lit: Bossuyt, }./ Laporte, G./ Brigaldino, G.\ 
European Development Policy After The 
Treaty of Maastricht. The Midterm Review of 
Lomé and the Complementary Debate, 
Maastricht (ECDPM Occasional Paper) 1993; 
Daavenport, MJ Hewitt, A./ Koning, A. : The 
Impact of the GATT-Uruquay Round on ACP 
States, London 1995; ECDPM/BADC: Future 
Prospects for Industrial Cooperation Between 
the European Union and the ACP States, 
Maastricht (European Centre for Development 
and Policy Management and Administrative 
Générale de la Coopération au Développe-
ment) 1995; Grilli, E.R.: The European Com-
munity and the Developing Countries, Cam-
bridge 1993; Kappel, R.: Europäische Ent-
wicklungspoliük im Wandel. Perspektiven der 
Kooperation zwischen der Europäischen Uni-
on und den AKP-Ländern, Duisburg (INEF-
Report 16) 1996; Lingnau, H. : Neue Elemente 
in der Entwicklungszusammenarbeit der Euro-
päischen Gemeinschaft zu Beginn der 90er 
Jahre, Berlin 1991; Ojo, O.O. : Africa and Eu-
rope. The changing economic relationships, 
London u.a. 1996; Schulz, M. (Hg.): ACP-
EEC: Partners in Cooperation, Saarbrücken 
1991. 

Robert Kappel 

Allgemeine Wehrpflicht 
A ) Entstehung 
Nach der vorherrschenden Meinung wur-
de die allgemeine Wehrpflicht erstmalig 
während der Französischen Revolution 
angewandt. Früher brachten speziell 
deutsche Historiker und Militärs die Ent-
stehung der Wehrpflicht mit den Germa-
nen und später mit den Preußen in Ver-
bindung. (Delbrück 1920:452; Jähns 
1873:4f.) Einige italienische Militärhi-
storiker sehen hingegen die Wehrpflicht 
erstmals bei den Römern realisiert, und 
in Griechenland existiert teilweise noch 
immer die Auffassung, die Wehrsysteme 
der griechischen Stadtstaaten stellten die 
direkten Vorläufer der Wehrpflicht dar. 
Militärhistoriker vieler Staaten versuchen 
aus unterschiedlichen Gründen bis heute, 
die Geschichte so zu deuten, daß die Er-
findung und Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht von ihrem Staat ausging. 
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Heute wird unter allgemeiner Wehr-
pflicht ein gesetzliches Rekrutierungssy-
stem verstanden, das allgemein die ge-
samte dienstpflichtige Staatsbevölkerung 
effizient erfaßt, mustert und im Grund-
satz die Militärbehörden ermächtigt, alle 
zu bestimmten militärischen Ausbildun-
gen bzw. Einsätzen in Friedens- und 
Kriegszeiten heranzuziehen. Gemäß die-
ser Definition entstand die allgemeine 
Wehrpflicht nicht zu Beginn der Franzö-
sischen Revolution, denn die französi-
schen Revolutionäre lehnten die allge-
meine Wehrpflicht mit der Begründung 
ab, sie verstoße gegen das Revolutionsi-
deal der Freiheit. Erst 1793 wurde mit 
der 'Levée en masse' der direkte Vorläu-
fer der Wehrpflicht eingeführt. Im Ver-
lauf der Kämpfe gegen die Feinde der 
Revolution entwickelte sich ein Rekrutie-
rungssystem, das dem der allgemeinen 
Wehrpflicht nahekommt. Allerdings war 
es von Beginn an ein Zwangssystem, 
denn das Volk wurde nicht befragt und 
der Widerstand gewaltsam bekämpft. 
Kein Staat ließ j e über die Einfuhrung 
der Wehrpflicht abstimmen. Insofern ist 
der berühmte Satz des ehemaligen Bun-
despräsidenten Heuss zur Wehrpflicht, 
wonach die Wehrpflicht das legitime 
Kind der Demokratie sei, dessen Wie-
ge in Frankreich stand, irreführende Pro-
paganda. Kritische Wissenschaftler sehen 
heute in der Wehrpflicht keinen demo-
kratischen Gehalt mehr. (Wette 1994) 
Weder haben Wehrpflichtige Kriege ver-
hindert, noch haben sie deren vorzeitige 
Beendigung erreicht. 
In einigen Wehrpflichtstaaten (z.B. Isra-
el) gilt die Heranziehung von Frauen als 
Selbstverständlichkeit. Alle anderen 
Wehrpflichtstaaten verfügen über militär-
unterstützende Hilfsdienste oder allge-
meine Dienstpflichtregelungen, die ne-
ben der Zwangsverpflichtung von Män-
nern die Einbeziehung von Frauen im 
Spannungsfall ermöglichen. 
Erst in den letzten Jahren begann auf-
grund der Auflösung des Ost-West-Kon-
fliktes eine intensivere wissenschaftliche 
Auseinandersetzung mit der allgemeinen 

Wehrpflicht, die zuvor als Tabuthema 
galt. (Foerster ¡994) In den nächsten 
Jahren ist daher mit einer ideologiefreie-
ren Bewertung der Wehrpflicht zu rech-
nen. 
B) Folgen der Wehrpflicht 
Die Anwendung der Wehrpflicht in 
Frankreich schuf eine zeitweise militäri-
sche Überlegenheit Frankreichs. Nahezu 
alle militärisch starken Mächte veränder-
ten ihre gesellschaftlichen Strukturen 
und übernahmen die Wehrpflicht als Re-
krutierungssystem. Die Interessen des 
Bürgers wurden ideologisch-propagandi-
stisch gleichgesetzt mit denen des Staa-
tes. Die Akzeptanz der Wehrpflicht wur-
de durch die Verknüpfung von Rechten 
mit Pflichten erwirkt. 
Die Ausdehnung der Wehrpflicht führte 
zu einer Vergrößerung der Verwaltung. 
Erfassungs- und Meldebehörden mußten 
aufgebaut werden. Die Übernahme aus-
gedienter Soldaten in die Verwaltung be-
deutete soziologisch die Militarisierung 
der Verwaltungsstrukturen. Die Massen-
armee bedingte eine große Verwaltung, 
die wiederum die Kosten erhöhte. Die 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht 
steigerte somit nicht nur extrem das Sol-
datenaufkommen, sondern beschleunigte 
gleichzeitig den Aufbau der Verwaltung 
und die Bürokratisierung. 

C) Niedergang der Wehrpflicht 
Mit der Auflösung des Ost-West-Gegen-
satzes begann der Erosionsprozeß der 
Wehrpflicht in den hochindustrialisierten 
Ländern. Belgien hat die Wehrpflicht be-
reits abgeschafft, die Niederlande werden 
dies 1998 tun. In vielen Staaten ent-
brannte eine heftige Debatte über die 
Notwendigkeit der Wehrpflicht, die viel-
fach zu ihrer Abschaffung in den näch-
sten Jahren führen dürfte. Allerdings be-
deutet dies in keinem Staat den absoluten 
Verzicht auf das Rekrutierungsinstru-
ment, sondern lediglich eine Aussetzung, 
die im Bedarfsfalle umkehrbar ist. 
In den hochindustrialisierten Staaten ist 
die Überwindung der Wehrpflicht mittel-
fristig absehbar. In den Schwellenländern 
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bleibt sie vorläufig noch erhalten; in be-
völkerungsreichen Ländern besteht sie 
nur formal weiter, da diese nicht alle ver-
fügbaren Rekruten aufnehmen können 
und wollen. 
Vor dem Hintergrund zunehmender 
UNO-Einsätze ( -• Vereinte Nationen, 
Friedenstruppen) zeichnet sich in den In-
dustriestaaten eine Spezialisierung in 
Form von Berufsarmeen ab, der vorwie-
gend militärische Erwägungen zugrunde-
liegen. Zudem ist die zunehmend ableh-
nende Haltung der Jugendlichen gegen 
die Wehrpflicht zu berücksichtigen. 
Demgegenüber besteht bei finanzschwa-
chen Staaten ein starkes Interesse an 
wehrpflichtigen Soldaten, die sie im Rah-
men der UNO-Einsätze als Billigsoldaten 
einsetzen können, wofür aber nach UNO-
Standard bezahlt wird, so daß daraus ein 
lukratives Soldatengeschäft entsteht, das 
sich dem des Söldnerwesens wieder an-
nähert. 
Das Zeitalter der Massenarmeen ist vor-
bei. Der Wehrpflicht kommt militärisch 
nur noch eine untergeordnete Funktion 
zu. Viele Staaten reduzieren die Wehr-
pflichtdauer und die Wehrpflichtigenan-
teile in ihren Armeen, um Kosten einzu-
sparen, die für Umrüstungen im Bereich 
der Out-of-area-Aktionen gebraucht wer-
den: z.B. Italien 1994, BRD 1996. Wie 
lange die Wehrpflicht dennoch als 
„Schule der Nation" beibehalten wird, 
um die Jugend an das Militär zu gewöh-
nen, hängt von der Akzeptanz der Wehr-
pflicht in der Bevölkerung ab. 
Mehr als 200 Jahre Wehrpflicht zeigen 
aber auch eine extreme Anpassungsfähig-
keit auf. Aktuelle Debatten um eine All-
gemeine Dienstpflicht unter Einschluß 
von Frauen eröffnen Modernisierungs-
tendenzen, die zu einer Veränderung der 
Erscheinungsformen hinleiten. Am 
Grundcharakter der Wehrpflicht, ein auf 
die Bevölkerung abwälzbares Rekrutie-
rungssystem für Soldaten- und Katastro-
phendienste zu sein, ändern Modernisie-
rungen nichts. Insofern ist bei der Wehr-
pflichtdebatte genauestens auf die Verän-
derungsvorschläge zu achten, denn die 

politischen Akteure verfolgen mit der 
Forderung nach Abschaffung der Wehr-
pflicht konträre Ziele. 
L i t : Delbrück, H.: Geschichte der Kriegs-
kunst im Rahmen der politischen Geschichte, 
Vierter Teil. Neuzeit, Berlin 1920; Jahns, M. \ 
Das französische Heer von der großen Revolu-
tion bis zur Gegenwart. Eine kulturhistorische 
Studie, Leipzig 1873; Wette, W. : Deutsche Er-
fahrungen mit der Wehrpflicht 1918-1945. 
Abschaffung in der Republik und Wiederein-
führung durch die Diktatur, in: Foerster, R.G. 
(Hg.): Die Wehrpflicht, Entstehung, Erschei-
nungsformen und politisch militärische Wir-
kung, im Auftrag des Militärgeschichtlichen 
Forschungsamtes 1994. 

Christian Herz 

Allianzen/ Allianztheorie 
Allianzen (oder Militärbündnisse) sind 
Sicherheitsinstitutionen, in denen zwei 
oder mehr Staaten übereinkommen, sich 
gegen die Bedrohung durch einen Dritten 
gegenseitig militärische Hilfe zu leisten. 
(-> Sicherheit) Als Sicherheitsinstitutio-
nen erfüllen Allianzen eine doppelte 
Funktion. Sie erhöhen erstens die natio-
nale Sicherheit ihrer Mitglieder im Sinne 
territorialer Integrität und politischer -> 
Selbstbestimmung durch die Zusammen-
fügung militärischer Machtpotentiale (ca-
pability aggregation); dies kann als die 
spezifische oder externe Funktion von 
Allianzen bezeichnet werden. Sie erleich-
tern zweitens, wie alle Institutionen, die 
Kooperation zwischen ihren Mitgliedern 
indem sie Verhaltensregeln festlegen und 
die Erwartungen über zukünftige Zusam-
menarbeit prägen; dies kann als die allge-
meine oder interne Funktion von Allian-
zen betrachtet werden. 
Funktional unterscheiden sich Allianzen 
von Systemen kollektiver Sicherheit ( - • 
Kollektive Sicherheit). Während bei ei-
nem System kollektiver Sicherheit der 
potentielle Gegner Mitglied der Instituti-
on ist, richtet sich eine Allianz gegen ei-
nen mehr oder minder explizit genannten 
Gegner. Allianzen werden deshalb auch 
als Systeme kollektiver Verteidigung be-
zeichnet. Historisch haben allerdings vie-
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le Allianzen ihre Hauptaufgabe der ge-
meinsamen Verteidigung und -» Ab-
schreckung (defense and deterrence) mit 
anderen Funktionen kombiniert. So dien-
te das Viererbündnis gegen Napoleon 
zwischen Rußland, Preußen, England 
und Österreich nicht nur dem Schutz vor 
Frankreich, sondern auch der gegenseiti-
gen Kontrolle und dem gemeinsamen 
Management des Europäischen Konzerts 
nach dem Wiener Kongreß - ab 1818 so-
gar unter Beteiligung Frankreichs. Eben-
so diente die -» NATO über vierzig Jahre 
nicht nur der Abwehr einer Bedrohung 
durch die Sowjetunion, sondern auch ei-
ner Integration und Kontrolle West-
deutschlands im Rahmen des westlichen 
Bündnisses und der Aufrechterhaltung 
der amerikanischen Schutzgarantie für 
Westeuropa. Darüberhinaus können Alli-
anzen der Legitimation (-• Legitimität) 
des eigenen Regimes oder des Regimes 
eines Allianzpartners dienen und zur 
Verbreitung politischer Ideen und Ideo-
logien beitragen. Im allgemeinen werden 
Allianzen jedoch weniger für etwas, als 
gegen etwas gebildet. Sie verkörpern 
deshalb eher das gemeinsamen Interesse 
in einer konkreten Situation als ideellen 
Gemeinsinn auf der Basis gemeinsamer 
Werte. 
Formal unterscheiden sich Allianzen von 
gering institutionalisierten Koalitionen 
(alignments). Während Koalitionen auf 
Zeit geschlossene Zweckbündnisse sind, 
die nach der Erfüllung dieses Zweckes 
wieder auseinanderfallen, sind Allianzen 
auf Dauer gerichtete formale Abkommen, 
in denen der Beistandsfall (casus foede-
ris) vertraglich geregelt ist. Der Grad der 
Institutionalisierung läßt sich anhand 
zweier Merkmale beschreiben, der For-
malisierung und der Organisierung. For-
malisierung bezeichnet die Bestimmtheit 
der Verhaltensregeln (specificity of ru-
les), die z.B. hinsichtlich der Beistands-
bestimmungen von vagen Konsultations-
vereinbarungen (wie bei ANZUS) bis zu 
klaren Hilfsverpflichtungen (wie bei der 
WEU; -» Brüsseler Pakt) reichen können. 
Organisierung bezeichnet dagegen die 

Ausbildung gemeinsamer Organe, die ge-
ring (wie im Falle der SEATO) oder 
stark (wie im Falle der NATO) sein und 
bis zu einer integrierten Kommando-
struktur reichen kann. Beide Merkmale 
müssen aber nicht zusammentreffen, wie 
die japanisch-amerikanische Allianz 
zeigt, die zwar über detaillierte Verfah-
rensregeln (also einen hohen Formalisie-
rungsgrad) verfügt, jedoch kaum gemein-
same Organe (also einen geringen Orga-
nisierungsgrad) aufweist. Auch der Ver-
gleich von WEU und NATO zeigt, daß 
die weitaus klarere Beistandsverpflich-
tung im Brüsseler WEU-Vertrag nicht 
unbedingt zu einem höheren Organisie-
rungsgrad führt. 
Entstehung 

Wie und warum entstehen Allianzen? 
Die klassische Allianztheorie des politi-
schen Realismus (Liska, Morgenthau, 
Waltz, Walt) versteht Allianzen im Rah-
men der Theorie des Gleichgewichts der 
Mächte: Die strukturelle Anarchie (-+ 
Anarchismus) des internationalen Sy-
stems zwinge schwächere Staaten da-
zu, sich gegen stärkere Staaten zusam-
menzuschließen; dadurch werde der Auf-
stieg eines Hegemons (-> Hegemonie) 
verhindert und das internationale System 
stabilisiert. Allianzpartner würden nicht 
auf der Basis gemeinsamer Werte und 
Normen, sondern allein nach den Ge-
sichtspunkten Macht und -» Interesse 
gewählt. Weil das nationale Interesse in 
der langfristigen Sicherung territorialer 
Integrität und politischer Unabhängigkeit 
bestehe, würden Staaten sich nicht einem 
aufstrebenden Hegemon oder einer star-
ken Koalition anschließen (bandwago-
ning), sondern sich auf die Seite der 
schwächeren Koalition schlagen, um die 
Bildung einer Vormacht zu verhindern 
(balancing). 

Empirisch läßt sich die Gleichgewichts-
theorie der Allianzbildung nur teilweise 
bestätigen. Deshalb sind andere Theorien 
entwickelt worden, die erklären sollen, 
warum Staaten, die Alliierte suchen, 
Präferenzen für bestimmte Staaten erken-
nen lassen. Die Affinitätstheorie erklärt 
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dies mit der Neigung von Staaten, Alli-
anzpartner nach ähnlichen nationalen Ei-
genheiten (national attributes) wie ge-
meinsamer Kultur, gemeinsamer Ideolo-
gie und gemeinsamen Institutionen aus-
zuwählen. Doch kommt dieser Theorie 
allenfalls eine Hilfsfunktion in der Erklä-
rung der Allianzbildung zu. 
Eine dritte, jüngere Theorie der Allianz-
bildung stimmt mit dem Realismus so-
weit überein, daß Staaten sich gegen Be-
drohungen zusammenschließen. Doch 
anders als der Realismus behauptet der 
Institutionalismus, daß es weniger der 
externe Integrationsdruck ist, der zur Al-
lianzbildung führt, sondern der interne 
Problemdruck, der die Alliierten dazu 
zwinge, ihre Zusammenarbeit stärker zu 
formalisieren und zu organisieren. Alli-
anzen entstünden erst dort, wo institutio-
nelle Lösungen für die internen Koopera-
tionsprobleme einer Koalition gefunden 
werden. 
Erhaltung 

Wie und unter welchen Bedingungen 
werden Allianzen aufrechterhalten? Der 
Realismus ist skeptisch, ob Allianzen 
überhaupt von Dauer sein können. Für 
ihn sind Bündnisse brüchige Gebilde, die 
auseinanderfallen, wenn sich die interna-
tionale Machtverteilung verändert oder 
sich das relative Kräfteverhältnis zwi-
schen den Alliierten verschiebt. Die Ko-
häsion einer Allianz sei nur solange ge-
währleistet, wie die externe Bedrohung 
das interne Mißtrauen übersteigt. 
In der Tat gefährden zahlreiche Probleme 
die Zusammenarbeit der Alliierten. 
Grundlegend ist die Angst der Aktuere, 
von ihrem Allianzpartner entweder in ei-
nen von ihnen nicht gewollten Kon-
flikt hineingezogen zu werden (entrap-
ment) oder im Falle einer wirklichen Ge-
fahr im Stich gelassen zu werden (aban-
donment). Darüber hinaus müssen die 
Allianzpartner auf der Hut sein, daß nicht 
einer von ihnen die Kooperation einseitig 
ausnutzt und einen relativen Machtge-
winn erzielt (relative gains). Er könnte 
dies durch die Inanspruchnahme des Nut-
zens tun, ohne sich angemessen an den 

Kosten zu beteiligen (free riding), oder 
gar durch geheime Zusammenarbeit mit 
dem Gegner (cheating). Neben diesen 
sog. Kollaborationsproblemen, bei denen 
unterschiedliche Interessen der Akteure 
existieren, gibt es in einer Allianz auch 
Koordinationsprobleme, bei denen die 
Interessen der Allianzpartner zwar gleich 
gelagert sind, aber die konkrete Ausge-
staltung der Zusammenarbeit ausgehan-
delt werden muß. Auch Koordinations-
probleme, wie Aufgabenverteilung, Mit-
bestimmung, Strategiewahl und finanzi-
eller Lastenausgleich (bürden sharing), 
können umstritten sein, insbesondere 
dann, wenn Verteilungsfragen berührt 
sind. 
Nach Einschätzung des Realismus 
schließen die genannten Kooperations-
probleme eine längerfristige, weitrei-
chende militärpolitische Zusammenarbeit 
zwischen Staaten aus; sie führen dazu, 
daß Allianzen auseinanderbrechen, wenn 
die externe Funktion, nämlich die Ab-
wehr äußerer Bedrohung, wegfällt. Aus 
diesem Grund haben die Realisten vor-
ausgesagt, daß die NATO nach dem En-
de des -» Kalten Krieges auseinanderfal-
len werde. Nach Einschätzung der Insti-
tutionalisten führen jedoch die Koopera-
tionsprobleme nicht zum Zerfall von Al-
lianzen, sondern im Gegenteil zu einer 
stärkeren Institutionalisierung der Zu-
sammenarbeit. Denn für jedes Kooperati-
onsproblem gebe es eine rationale Lö-
sung im Rahmen vereinbarter Normen 
und Regeln. Veränderte externe Funktio-
nen, z.B. durch den Wegfall einer Bedro-
hung, würden zwar zu neuen Kooperati-
onsproblemen, aber nicht unbedingt zum 
Zerfall des Bündnisses führen. Vielmehr 
würden neue institutionelle Formen der 
Zusammenarbeit gefunden werden. Mit 
dieser Theorie versucht der Institutiona-
lismus nicht nur das Fortbestehen der 
NATO nach dem Ende des Ost-West 
Konflikts, sondern auch ihren institutio-
nellen Wandel zu erklären. 
Wirkung 
Welche Wirkung haben Allianzen auf die 
internationale Politik? Auch in dieser 

28 



Alliierte 

Frage hängt die Antwort davon ab, ob 
man mit einem realistischen oder einem 
institutionalistischen Ansatz folgt. Nach 
Meinung der Realisten haben Allianzen, 
obwohl sie wichtig für das Gleichgewicht 
der Mächte sind, eine geringe unabhängi-
ge Wirkung auf das internationale Sy-
stem. Da Allianzen lediglich die Macht-
verteilung bündeln, würden sie die Me-
chanismen internationaler Politik nicht 
verändern; allenfalls könnte ihnen eine 
stabilisierende Wirkung zugeschrieben 
werden, weil sie Ungewißheit reduzieren 
und aggressive Staaten einbinden. Inso-
fern würden sie zu einer friedlicheren 
Welt beitragen. Kritiker verweisen aller-
dings darauf, daß jede Allianz eine Ge-
genallianz provoziert und somit zur Pola-
risierung des internationalen Systems 
beiträgt. Damit wären Allianzen eine 
Quelle von Instabilität und Krieg. Empi-
risch ist der Streit, ob Allianzen zu mehr 
oder zu weniger militärischen Konflikten 
führen, allerdings noch nicht entschie-
den. 

Theoretiker, die in der liberalen Traditi-
on der Integrationstheorie und des Insti-
tutionalismus stehen, schätzen die unab-
hängige Wirkung von Allianzen auf die 
internationalen Beziehungen höher ein. 
Die zunehmende Institutionalisierung im 
Rahmen der Allianzbildung führe dazu, 
daß sich kooperative Strukturen in er in-
ternationalen Politik durchsetzten. Klei-
nere Staaten erhielten größeren Einfluß, 
und Großmächte (-> Supermächte) wür-
den sich gewisse Machtrestriktionen ge-
fallen lassen. Allianzen würden sogar ei-
nen ersten Schritt zu einer politischen 
Integration darstellen, die über den mili-
tärischen Bereich hinausgehe. Auf diese 
Weise könnten Sicherheitsgemeinschaf-
ten (security communities) entstehen, die 
immer größere Friedensinseln bilden. Für 
die friedensfördernde Wirkung ist es al-
lerdings notwendig, daß die Allianz nicht 
von außen als Bedrohung wahrgenom-
men wird, sie also ihre spezifische Funk-
tion, Sicherheit gegen jemanden zu erzie-
len, überwindet. Dieser funktionale 
Wandel von Allianzen (und seine forma-

len Konsequenzen) ist bisher wenig er-
forscht. Daß Allianzen als Systeme kol-
lektiver Verteidigung unvereinbar sind 
mit Systemen kollektiver Sicherheit, ist 
oft behauptet worden. Die Entwicklung 
der NATO nach dem Kalten Krieg zeigt 
jedoch, daß es zahlreiche institutionelle 
Zwischenformen gibt, die möglicherwei-
se eine Neubeurteilung von Allianzen 
erforderlich machen. 
Li t : Deutsch, K.W. et al.: Political Communi-
ty and the North Atlantic Area: International 
Organizations in the Light of Historical Expe-
rience, Princeton 1957; Wolfers, A. (Hg ): Al-
liance Policy in the Cold War, Baltimore 
1959; Waltz, K.N.: Theory of International Po-
litics, Reading 1979; Snyder, G.H.: The 
Security Dilema in Alliance Politics, in: 
World Politics, 36, 1984, 461-495; Walt, 
S.M.: The Origins of Alliances, Ithaca 1987; 
Keohane, R.OJ Wallander, C.A.: An Institu-
tionalist Approach to Alliance Theory, Paper 
prepared for the ISA-Meeting, Chicago 21-25 
February 1995. 

Christopher Daase 

Alliierte 
Alliierte, engl. Allied, franz. Alliées. Der 
Begriff gehört zur klassischen Termino-
logie des Völkerrechts und der Di-
plomatie. Er meint allgemein die Mitglie-
der einer -<• Allianz, die Verbündeten 
oder Bundesgenossen in einem hochpoli-
tischen Bündnis. Der Begriff hat jedoch 
in Deutschland und mit Bezug auf 
Deutschland im 20. Jahrhundert eine spe-
zifische Bedeutung erlangt und mehrere 
Bedeutungswandlungen erfahren. 
1. Die „Alliierten" des Ersten Weltkriegs 
Im Ersten Weltkrieg bezeichneten sich 
Frankreich, Großbritannien, Italien, Ja-
pan, Belgien, Serbien und Rumänien als 
„die Alliierten", z.B. Abschnitt A. Absatz 
II des Waffenstillstands von Compiègne 
vom 11. November 1918. Wenn die Ver-
einigten Staaten und weitere am Krieg 
beteiligte Staaten hinzutraten, hieß es 
„die alliierten und assoziierten Mächte". 
Dieser Begriff findet sich dann auch im 
Friedensvertrag von Versailles vom 28. 
Juni 1919 wieder. Bis 1917 gehörte auch 
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Rußland zu den Alliierten, in der Litera-
tur findet sich für die nach dem Aus-
scheiden Rußlands verbleibende Gruppe 
auch die Bezeichnung „Westalliierte" 
(z.B. Berber 1969:85). 
2. Die „Alliierten" des Zweiten Welt-
kriegs 
a) Die „Alliierten" im engeren Sinne: Im 
Zweiten Weltkrieg bezeichneten zu-
nächst Großbritannien und die Vereinig-
ten Staaten sich als „die Alliierten" und 
ihre Truppen als „die alliierten Streitkräf-
te" (z.B. Waffenstillstand mit Italien vom 
8. September 1943). In der Moskauer Er-
klärung vom 1. November 1943 wurde 
dann aber auch unter Einbeziehung der 
Sowjetunion von den „Alliierten" ge-
sprochen. Im Protokoll über die Besat-
zungszonen in Deutschland und die Ver-
waltung von Groß-Berlin vom 12. Sep-
tember 1944 und im Abkommen über die 
Kontrolleinrichtungen in Deutschland 
vom 14. November 1944 wurden zwi-
schen Großbritannien, den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion, mit späte-
rer Beteiligung Frankreichs, „Alliierte 
Kontrolleinrichtungen in Deutschland" 
vereinbart. In der „Erklärung in Anbe-
tracht der Niederlage Deutschlands und 
der Übernahme der obersten Regierungs-
gewalt hinsichtlich Deutschlands" vom 
5. Juni 1945 wurden die Vertreter der 
obersten Kommandobehörden der ge-
nannten vier Staaten amtlich als „Alliier-
te Vertreter" genannt (Präambel der Er-
klärung, Amtsblatt des Kontrollrats in 
Deutschland - Ergänzungsblatt Nr. 1, S. 
7), die von ihnen gemeinsam geleiteten 
Einrichtungen in Deutschland wurden als 
„Alliierter Kontrollrat" und „Alliierte 
Kommandatur Berlin" (anfänglich „In-
teralliierte Militärkommandatur der Stadt 
Berlin") bezeichnet. 

b) Die „Alliierten" im weiteren Sinne: In 
einer Legaldefinition wurden zu Beginn 
der Besetzung Deutschlands mit Verord-
nung Nr. 1 (z.B. Handbuch für Gesetzge-
bung und Gesetzesvorschriften der Mili-
tärregierung Groß-Berlin - Britisches 
Kontrollgebiet-, S.4) alle dem Befehl des 
Obersten Befehlshabers von Streitkräften 

der -> Vereinten Nationen unterstehen-
den Verbände als „Alliierte Streitkräfte" 
bestimmt. Der Begriff „Vereinte Natio-
nen" war für diesen Zusammenhang defi-
niert im jeweiligen Gesetz Nr. 3 {a.a.O., 
S.18) und umfaßte alle Teilnehmer des 
Krieges gegen Deutschland, und zwar 
1945 47 Staaten. In der Fassung des Ge-
setzes Nr. 2 der Alliierten Hohen Kom-
mission vom 21. September 1949 (Amts-
blatt der Alliierten Hohen Kommission 
S.4/31) beziehungsweise der Alliierten 
Kommandatur Berlin vom 9. Februar 
1950 (Amtsblatt der Alliierten Komman-
dantur, S.4) hat diese Bestimmung bis 
zum 3. Oktober 1990 gegolten, allerdings 
nicht mehr für die Mitglieder der Verein-
ten Nationen, die nicht mehr tatsächlich 
an der Besetzung Deutschlands beteiligt 
waren, also nur noch für Großbritannien, 
die Vereinigten Staaten, die Sowjetunion 
und Frankreich sowie Kanada, die Nie-
derlande, Belgien und, hinsichtlich der 
Militärmissionen in Berlin, zuletzt noch 
für Australien, Dänemark, Griechenland, 
Jugoslawien, Luxemburg, Norwegen, Po-
len, Südafrika und die Tschechoslowa-
kei. 

3. Die „Allierten " in der Zeit der Block-
konfrontation 
Nachdem mit der Blockkonfrontation die 
Tätigkeit des Alliierten Kontrollrats im 
Jahre 1948 formal ausgesetzt worden 
war, bildeten die Vereinigten Staaten, 
Großbritannien und Frankreich, die sich 
nunmehr auch als „die Alliierten" be-
zeichneten, zur Koordinierung ihrer Poli-
tik in Deutschland im April 1949 die 
„Alliierte Hohe Kommission" (Abkom-
men vom 8.4.1949, Handbuch des Besat-
zungsrechts, Tübingen 1957, § 100, 
S.ll). 
Gleichzeitig vereinbarten sie mit Belgien, 
Dänemark, Island, Italien, Kanada, Lu-
xemburg, den Niederlanden, Norwegen 
und Portugal den Nordatlantikvertrag (-» 
NATO), dem Deutschland 1954 beitrat. 
Im politischen Sprachgebrauch (z.B. -> 
Harmel-Bericht von 1967) wird das 
Bündnis oft als „Atlantische Allianz" be-
zeichnet. Die Parteien des Bündnisses 
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betrachten sich als Alliierte. Oberste re-
gionale Kommandobehörden der NATO 
heißen denn auch wie schon die obersten 
Kommandobehörden der verbundenen 
amerikanischen und britischen Streitkräf-
te im Zweiten Weltkrieg Supreme Allied 
Command, abgekürzt SAC, mit dem Zu-
satz für die Region, also SACEUR für 
Europa. 

Für die NATO hat der Begriff „Alliierte" 
eine Wurzel, die bis in den Zweiten 
Weltkrieg zurückreicht. Im deutschen 
amtlichen Sprachgebrauch werden die 
Mitglieder der NATO bisher allerdings 
als „Verbündete" bezeichnet. Die Be-
zeichnung „Alliierte" wurde bis 1990 vor 
allem für die Vereinigten Staaten, Groß-
britannien und Frankreich mit ihrem aus 
der Kriegszeit erwachsenen Sonderstatus 
in Deutschland verwandt. (z.B. Weißbü-
cher des Bundesverteidigungsministers). 
Die bisher im deutschen amtlichen 
Sprachgebrauch geübte Differenzierung 
reflektiert ein deutsches Bestreben, den 
Status der fremden Streitkräfte in West-
deutschland von der Situation der 
Kriegs- und Nachkriegszeit grundsätzlich 
zu unterscheiden. 
In Erinnerung an die Zugehörigkeit der 
Sowjetunion zum Kreis der Alliierten in 
der Kriegszeit fand auch nach dem Zwei-
ten Weltkrieg der Begriff „Westalliierte" 
für die Vereinigten Staaten, Großbritan-
nien und Frankreich wieder Verwen-
dung. 
Lit.: Berber, F.: Lehrbuch des Völkerrechts, 
Bd.II: Kriegsrecht, München 1969. 

Dieter Schröder 

Alternative Verteidigungspolitik 
Alternative Verteidigungspolitik ist ein 
Sammelbegriff für Vorschläge zur Um-
strukturierung der Verteidigung, mei-
stens auf Vorschläge zur Umstellung auf 
rein defensiv verwendbare Streitkräfte 
bezogen. 
Das Interesse an alternativer Verteidi-
gungspolitik hängt historisch mit Kriegs-
furcht zusammen. Die ersten alternativen 
Verteidigungsvorschläge erschienen nach 

dem ersten Weltkrieg, während die zwei-
te Welle des Interesses an alternativer 
Verteidigungspolitik durch den -+ Kalten 
Krieg hervorgerufen wurde, insbesondere 
durch die Furcht, die Wiederbewaffnung 
Deutschlands gleichzeitig mit der Auf-
stellung taktischer und anderer Atomwaf-
fen in Europa würde die (Atom-)Kriegs-
gefahr erhöhen. 

In den fünfziger Jahren gab es deshalb 
eine ganze Reihe von Vorschlägen so-
wohl zur defensiven Bewaffnung der 
Bundeswehr (Bogislav von Bonin und 
andrere) als auch für atomwaffenfreie 
Zonen (-» Abrüstung) und desgleichen. 
Die alternativen Verteidigungsvorschläge 
sollten außerdem dazu dienen, die deut-
schen Wiedervereinigungsoptionen of-
fenzuhalten, die eine offensive Wieder-
bewaffnung der BRD eventuell zunichte 
machen könnte. Die dritte Welle alterna-
tiver Verteidigungspolitikvorschläge in 
den siebziger Jahren (Horst Afheldt und 
andere), hing mit der perzipierten ange-
stiegenen Atomkriegsgefahr zusammen, 
was die Suche nach Verteidigungsoptio-
nen anregte, die Nuklearwaffen überflüs-
sig machen würden. 
Die vierte Welle alternativer Verteidi-
gungskonzepte (1985-1990) wurde einer-
seits durch die Aufrüstungspolitik der 
Reagan-Administration hervorgerufen, 
die vermutlich die Kriegsgefahr erhöhte, 
andererseits durch die - • Entspannungs-
politik des Michail Gorbatschow. Die 
UdSSR bekannte sich 1986-87 prinzi-
piell zur alternativen Verteidigung, was 
einerseits zu einer gewissen defensiven 
Umstellung der Roten Armee, anderer-
seits zu Abrüstungsverhandlungen zwi-
schen der NATO und dem -» War-
schauer Pakt führte: die KSE-Verhand-
lungen, deren Ziel eine „Beseitigung der 
Fähigkeit zur Auslösung von Überra-
schungsangriffen und zur Einleitung 
großangelegter offensiver Handlungen" 
war, und die 1990 in den KSE-Vertrag 
mündeten. Die hierin vereinbarten Re-
duktionen offensivfähigen Großgeräts 
(Kampfpanzer, gepanzerte Kampffahr-
zeuge, Artillerie, Kampfflugzeuge und 
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-hubschrauber) beseitigten die sowjeti-
sche konventionelle Überlegenheit, d.h. 
lösten das strategische Hauptproblem der 
NATO, das die alternativen Verteidi-
gungsvorschläge bisher angeregt hatte. 
Während das Interesse für alternative 
Verteidigung deshalb in Westeuropa seit 
1990 deutlich abgenommen hat, sind die 
alternativen Verteidigungsprinzipien je-
doch als Richtschnur für die Verteidi-
gungspolitik der neuen Demokratien in 
Osteuropa und der ehemaligen UdSSR 
immer noch von Interesse. Auch als Be-
standteil von Rüstungskontrollabkom-
men böten sie sich an, z.B. im Nahen Os-
ten (die zukünftige Regelung der Golan-
höhen) und auf der koreanischen Halbin-
sel. 
Alternative Verteidigung ist eine militär-
strategische Anwendung des Prinzips der 
Gemeinsamen Sicherheit (-»kollektive 
Sicherheit), wodurch das Sicherheitsdi-
lemma umgangen werden könnte. Dem-
gemäß sollen Staaten ihre militärische Si-
cherheit suchen, ohne dadurch die Si-
cherheit ihrer Gegner zu vermindern, wie 
es mit offensivfähigen Streitkräften der 
Fall wäre, deren bloße Existenz eine po-
tentielle Bedrohung des jeweiligen Geg-
ners darstellt. 

Eine Voraussetzung der alternativen Ver-
teidigung ist die Möglichkeit einer Un-
terscheidung zwischen „Offensive" und 
„Defensive". Während einige Verfasser 
von offensiven, bzw. defensiven Waffen 
sprechen, sind die meisten sich einig, daß 
(fast) alle Waffen für beide Typen der 
Operationen anwendbar sind, weshalb 
man eher auf den Analyseebenen der 
Operationen und Gesamtstrukturen die 
Unterscheidung treffen muß: Offensive 
Operationen sind grenzüberschreitend 
und offensive Strukturen sind solche, die 
grenzüberschreitende Operationen er-
möglichen, was sowohl mit dem Waffen-
mix zusammenhängt als auch z. B. mit 
der Logistik und Personalstruktur. „Of-
fensiv" ist außerdem ein relativer Begriff, 
da Staaten zu grenzüberschreitenden 
Operationen gegenüber gewissen Staaten 
fähig sein können, gegenüber anderen je-

doch nicht, was auch von technologi-
schen und geographischen Parametern 
abhängt. 
Alternative Verteidigungspolitik beruht 
außerdem auf der Annahme, daß Staaten 
ihre Offensivfähigkeit ohne Einbußen in 
ihrer Verteidigungsfähigheit abbauen 
können, was eine inhärente Verteidiger-
überlegenkeit voraussetzt. Da, wie Clau-
sewitz (Vom Kriege, VI. 1.2) behauptete, 
die Verteidigung „die an sich stärkere 
Form des Kriegsführens" ist, sollte es ei-
ne Spezialisierung auf Verteidigung er-
lauben, einem gleichstarken offensiv 
strukturierten Angreifer standzuhalten. 
Durch die strikt defensive Auslegung der 
Streitkräfte wird dreierlei beabsichtigt: 
Erstens einen Ausweg aus dem Rü-
stungswettlauf, der durch die gegenseiti-
ge Furcht angetrieben wird. Während of-
fensiv-befähigende Rüstungsmaßnahmen 
auch einen politisch defensiven Gegner 
zu Gegenmaßnahmen zwingen können, 
verlangen strikt defensive Waffenbe-
schaffungen keine Gegenrüstung, son-
dern ermöglichen sogar eine gewisse Ab-
rüstung. Zweitens eine verläßliche 
Kriegsverhinderung (,Abhaltung") ohne 
die Risiken der nuklearen Abschreckung, 
was durch die Verbindung der Verteidi-
gungsfähigkeit mit der Nichtprovokation 
gesichert werden soll: Eine defensive 
Verteidigung gäbe dem Gegner weder 
Anlaß zum Präventivkrieg noch zum prä-
emptiven Angriff. Drittens verspricht die 
Alternative Verteidigungspolitik eine 
„Verteidigung ohne Selbstzerstörung" 
für den (unwahrscheinlicheren) Fall eines 
Krieges, da die Atomschwelle höher sein 
wird. 
Lit.: Bahr, EJ Lutz, D.S. (Hg.): Gemeinsame 
Sicherheit. Konventionelle Stabilität. Bd. 3: 
Zu den militärischen Aspekten Struktureller 
Nichtangriffsfähigkeit im Rahmen Gemeinsa-
mer Sicherheit, Baden-Baden 1988; Böge, V./ 
Wilke, P.: Sicherheitspolitische Alternativen. 
Bestandaufnahme und Vorschläge zur Diskus-
sion, Baden-Baden 1984; M0ller, B.\ Dictio-
nary of Alternative Defense, Boulder, CO, 
London 1995; Miller, B./ Wiberg, H. (Hg.): 
Non-Offensive Defence for the Twenty-First 
Century, Boulder, London 1994; Studiengrup-
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pe Alternative Sicherheitspolitik: Vertrauens-
bildende Verteidigung. Reform deutscher Si-
cherheitspolitik, Gerlingen 1989. 

Bj0rn M0ller 

Amnesty International 
Amnesty International (ai) ist eine 1961 
in London gegründete NRO (-» Nicht-
Regierungsorganisation), die sich für die 
Hilfe politischer Gefangener, die Ab-
schaffung von Folter und Todesstrafe so-
wie Hilfe für politische Flüchtlinge und 
Menschenrechtserziehung (-• Menschen-
rechte) einsetzt. Sie ist politisch unab-
hängig, finanziert sich durch private 
Spenden und erhält keine Zuwendungen 
von Regierungen (-+ Völkerrecht). Die 
Organisation hat Beraterstatus bei den 
Vereinten Nationen (ECOSOC) und ist 
bei der UNESCO, dem -+ Europarat, der 
-> Organisation Amerikanischer Staaten 
und der Organisation für Afrikanische 
Einheit förmlich anerkannt. 
An der ai-Arbeit beteiligen sich in über 
150 Ländern mehr als eine Million Mit-
glieder und Unterstützer. Das internatio-
nale Sekretariat in London mit 300 
hauptamtlichen Mitarbeitern aus über 50 
Ländern, ist vor allem für die weltweite 
Ermittlungs- und Öffentlichkeitsarbeit 
verantwortlich. Der Jahresbericht 1995 
berichtet über Menschenrechtsverletzun-
gen in 151 Ländern, deren Ausmaß sich 
jedoch erheblich von Land zu Land un-
terscheidet. 4.329 Aktionsgruppen be-
treuen mehrere tausend Opfer von Men-
schenrechtsverletzungen. 
Zu den Aktivitäten von ai gehören nicht 
nur Einzelfallhilfe, Eingaben bei interna-
tionalen Organisationen, Veröffentli-
chungen von Berichten und Untersu-
chungsmissionen vor Ort, sondern auch 
internationale Kampagnen zu Ländern, 
Themen (Folter, Verschwindenlassen, 
Todesstrafe u.a.) und Zielgruppen, wie 
Frauen, indigene Völker, Berufsgrup-
pen, Gewerkschaften und Kinder. Jedes 
Jahr entsendet ai Delegationen zur Infor-
mationsbeschaffung, Prozeßbeobachtung 
und für Regierungsgespräche in 60-70 

Länder. 
1991 hat die Mitgliedschaft entschieden, 
das ai-Aufgabengebiet in einigen Punk-
ten zu erweitern: 
- Während auch weiterhin Menschen-
rechtsverletzungen durch den Staat 
Schwerpunkt der Arbeit bleiben, recher-
chiert ai jetzt auch systematisch zu be-
waffneten Oppositionsgruppen, die für 
politische Inhaftierung, Folter, Todes-
strafe und andere Menschenrechtsver-
stöße verantwortlich sind. 
Manche Guerilla- und Befreiungsbewe-
gungen üben in einigen Ländern selbst 
Regierungskontrolle über einen Teil des 
Landes aus. ai wendet sich auch gegen 
Geiselnahme und willkürliche Tötungen 
durch solche Gruppen. Der Jahresbericht 
1995 nennt Menschenrechtsverletzungen 
durch bewaffnete Oppositionsgruppen in 
36 Ländern. 
- Verfolgte Homosexuelle, hier verstan-
den als Menschen, die aufgrund homose-
xueller Handlungen zwischen zustim-
menden Erwachsenen inhaftiert sind, 
werden als gewaltlose politische Gefan-
gene angesehen und ai tritt daher für ihre 
Freilassung ein. 
- ai wendet sich gegen ein von Regierun-
gen erzwungenes Exil von Menschen 
aufgrund ihrer Überzeugungen, die Zer-
störung von Häusern als Strafmaßnahme 
gegen Oppositionelle, die Verwaltungs-
haft, d.h. Internierung von Menschen aus 
politischen Gründen ohne zeitliche Be-
grenzung, Anklage und Gerichtsverfah-
ren und die Inhaftierung von Regierungs-
beamten wegen Geheimnisbruchs (Be-
kanntmachung vertraulicher Informatio-
nen), wenn diese Informationen von ai 
bearbeitete Menschenrechtsverletzungen 
betreffen. Auch arbeitet sie stärker zu 
Gefängnisbedingungen und Polizeihaft. 
Mit diesen Beschlüssen wurde ein weite-
rer Schritt von der Gefangenenhilfeorga-
nisation zu einer Menschenrechtsorgani-
sation vollzogen. Angesichts der schwie-
rigen Herausforderungen werden viel Ar-
beit, finanzielle Unterstützung und neue 
Ideen notwendig sein, um alte und neue 
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Ziele weltweit durchzusetzen. 
Die Debatte über die -+ Universalität der 
Menschenrechte hat auch ai erreicht: In-
wieweit sind diese westlichen Ursprun-
ges und können daher weltweit gar nicht 
eingefordert werden? ai hat in seiner Ar-
beit auf eine allgemeine philosophische 
Fundierung der Menschenrechte verzich-
tet. Vielmehr wird auf die große Zahl 
von VN-Erklärungen und Konventionen 
verwiesen (-<• VN, System der), die in 
der Mehrheit nicht-westliche Regierun-
gen seit den 60er Jahren verabschiedet 
und ratifiziert haben. Hinter die seit den 
50er Jahren entwickelten Menschen-
rechtsnormen zurückzugehen, erscheint 
aus dieser Sicht falsch und würde nur 
denjenigen Regierungen, die seit Jahren 
massiv Menschenrechte verletzen, jetzt 
auch noch eine nachträgliche kulturelle 
Legitimation ihres Handelns in die Hand 
geben. 

Veränderungen in der Form der Men-
schenrechtsverletzungen haben bei ai zu 
intensiven Studien darüber geführt, wie 
die Organisation auf neue Menschen-
rechtsverletzungen effektiver reagieren 
könnte. Es wurden Kampagnen gegen 
das Verschwindenlassen und staatlichen 
Mord, Menschenrechtsverletzungen an 
Frauen und indigenen Völkern durchge-
führt. 1994/95 wurden mehrere Studien 
zur Menschenrechtsarbeit bei internatio-
nalen und Bürgerkriegen (-> Krieg) aus-
geführt, die sich mit Problemen des Zu-
ganges zu und der Überprüfung von In-
formationen, völkerrechtlichen Schutz-
standards, Aktionstypen etc. befassen. 
Sie sollen eine Antwort auf das Gefühl 
von Hilflosigkeit und die Sorge über zu 
langsame Reaktionen auf Situationen 
massenhafter Menschenrechtsverletzun-
gen geben, die bis zum Völkermord 
reichen können (Ruanda, Burundi). 
Die Organisation sucht nach Methoden 
der Früherkennung von Menschenrechts-
krisen, die die Chancen einer schnellen, 
umfassenden Ermittlungsarbeit und In-
formierung der Öffentlichkeit deutlich 
erhöhen können. Es bestände dann die 
Hoffnung, daß sich neben den Medien 

auch internationale politische Instanzen 
stärker engagieren, um zu einer Beendi-
gung bewaffneter Konflikte und von 
Menschenrechtsverletzungen (-> Men-
schenrechtsschutz) beizutragen. 
Lit.: amnesty international: Jahresbericht 
1995, Frankfurt/ M. 1995; amnesty interna-
tional: „Disappearances" and Political Kil-
lings. Human Rights Crisis of the 1990s, 
Amsterdam 1994; Bielefeldt, H„ u.a. (Hg.); 
amnesty international. Menschenrechte vor 
der Jahrtausendwende, Frankfurt/ M. 1993; 
Müller, LA.: Betrifft: amnesty international, 
München 1989; Klemt-Kozinowski, G., u.a. 
(Hg.): Das Recht, ein Mensch zu sein. Am-
nesty International, Baden-Baden 1988. 

Wolfgang S. Heinz 

Anarchismus 
Das „Internationale System" wird - in 
Verkennung seiner tatsächlich existieren-
den Machtstrukturen und deren, wie auch 
immer brüchigen, völkerrechtlichen Ab-
sicherungen (-• Völkerrecht) - von der 
Theorie vielfach als „anarchisch" be-
zeichnet. Das hat insofern den Anschein 
der Wahrheit für sich, als die (moderne) 
Staatenwelt in der Tat u.a. dadurch ge-
kennzeichnet ist, daß es zwar große, mitt-
lere und kleine bis Kleinst-Staaten (-> 
Staat) gibt, aber keinen obersten „Staa-
ten-Führer", der analog zu einer Regie-
rung oder einem Staatsoberhaupt, über 
rechtliche Autorität und exekutive 
Machtbefugnisse verfügt: Anarchie heißt 
Herrschaftsfreiheit bzw. Abwesenheit 
von Herrschaft. Solange es keinen 
„Weltstaat" mit einer legitimierten ( -• 
Legitimität) „Weltregierung" gibt, könnte 
man also von einer Anarchie der Welt-
Staatengesellschaft sprechen, gilt doch 
nach wie vor - trotz partieller und in den 
letzten Jahrzehnten immer mehr, auch 
z.T. freiwillig u.a. um höherer, oft öko-
nomischer Güter willen ausgesprochener 
Verzichte - das Prinzip der staatlichen 
Souveränität. Und diese Souveräne ak-
zeptieren zwar die vertraglich vereinbarte 
Rechtsordnung im internationalen Ver-
kehr, sie respektieren - in der Regel aller-
dings auf Widerruf - eingegangene Ver-
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pflichtungen, nicht aber die Herrschaft 
anderer Staaten über sich selbst. Trotz 
entsprechender Willenserklärungen un-
terwirft sich beispielsweise kein Staat au-
tomatisch dem Urteil des seit 1899 beste-
henden und durch die -» Vereinten Na-
tionen nach dem Zweiten Weltkrieg auf-
gewerteten -» Internationalen Gerichts-
hofes in Den Haag, der zur friedlichen 
Beilegung internationaler Konflikte ge-
bildet wurde. Insofern ist das Internatio-
nale System in der Tat strukturell „anar-
chisch", herrschaftsfrei bzw. legitimiert 
die Herrschaft des Stärkeren. Das jedoch 
hat dann nur noch eine durchaus äußerli-
che Verwandtschaft mit dem, was der 
Anarchismus als Ideologie, historische 
Bewegung und politische Praxis von An-
archisten darstellt. 

Gleichwohl steht der Anarchismus, der 
überwiegend ein Produkt der europäisch-
atlantischen Gesellschaften ist, in einer 
vermittelten Beziehung zur internationa-
len Politik. Entstanden im Kontext der 
industriellen Revolution des späten 18. 
und der Arbeiterbewegung des 19. Jahr-
hunderts, sahen die Anarchisten (soziolo-
gisch sich zumeist aus deklassierten 
Handwerkern - z.B. der Schweizer Uh-
renarbeiter im Jura, oder aus nichtindu-
striellen Arbeitszusammenhängen, z.B. 
den italienischen Marmorarbeitem (Car-
rara ist bis heute das idelle Zentrum der 
europäischen Anarchisten) - rekrutie-
rend) vor allem im Staat als der repressi-
ven Institution von Herrschaft schlecht-
hin ihren Hauptgegner. Es sind vor allem 
fünf Grundpositionen, die von den Anar-
chisten vertreten werden: 
1. Der Mensch ist von Natur aus gut, er 
wird aber ständig korrumpiert und an der 
Entfaltung seiner friedlichen, kreativen 
Potentiale gehindert durch die staatlich 
abgesicherten Institutionen (Schule, Reli-
gion, Industriesystem). 
2. Der Mensch ist ein gesellschaftliches 
Wesen, ist von Natur aus kooperativ und 
daher friedlich, der Staat hingegen oktro-
yiert Herrschaft und Befehlsstrukturen, er 
verstaatlicht die ursprünglich horizontale 
Vergesellschaftung durch eine vertikale 

Zwangsordnung. 
3. Das Privateigentum an Produktions-
mitteln ist eine artifizielle, durch Gewalt-
verhältnisse abgesicherte Institution und 
bildet das Korrelat zum Staat; Staat und 
Privateigentum haben dieselbe Wurzel; 
sie gehören strukturell zusammen. 
4. Die Überwindung der repressiven, ver-
tikalen Strukturen als Voraussetzung zur 
Wiedergewinnung - oder zur zukünftigen 
Gewinnung - von Freiheit der Gesell-
schaft und ihrer Mitglieder kann nur ge-
lingen über spontane Massenbewegun-
gen „von unten", nicht aber durch refor-
merische Großorganisationen (Parteien, 
Gewerkschaften), die ihrerseits alle den 
Makel neuer Repression und Disziplinie-
rungen tragen. 
5. Das Industriesystem, der industrielle 
Kapitalismus, ist mit Freiheit und gesell-
schaftlicher Selbstbestimmung wegen 
seines arbeitsdisziplinären Charakters 
unvereinbar; eine herrschaftsfreie Ord-
nung verlangt eine andere Produktions-
weise, die an Bedürfnisbefriedigung und 
nicht an Profitmaximierung orientiert ist, 
auch wenn diese für Teile der Gesell-
schaft einen verbesserten Lebensstandard 
bedeuten. 

Mit der internationalen Politik und der 
Außenpolitik der Staaten hat die anarchi-
stische Bewegung insofern - perspekti-
visch und programmatisch - direkt etwas 
zu tun, als die Konflikte im internationa-
len System, die Konkurrenz der Staaten 
um wirtschaftliche, politische, militärisch 
abzusichernde Standortvorteile, in letzter 
Instanz die Kriege zwischen den Völ-
kern als Herrschaftskonflikte bzw. als 
Konflikte zwischen Staatsklassen gese-
hen werden. Ist der die Völker, die Ge-
sellschaften auseinanderdividierende 
Staat überwunden, fallen die Konflikte 
zwischen den Völkern gewissermaßen 
automatisch in sich zusammen. Diese 
analytische Perspektive teilen die Anar-
chisten - wie auch viele andere ideologi-
sche Positionen - mit der „klassischen", 
marxistischen Arbeiterbewegung, die j a 
auch auf das „Absterben des Staates" 
setzte. Im taktischen Unterschied zu letz-
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terer jedoch denken die Anarchisten 
nicht über ein langsames „Absterben des 
Staates" nach, sondern über dessen 
schnellen Zusammenbruch, seine „Im-
plosion" als Ergebnis spontaner Aktio-
nen von sich befreienwollenden Massen; 
der „Generalstreik" war immer das an-
zustrebende höchste politische Ziel anar-
chischer politischer Arbeit und Aufklä-
rung. 

Im Unterschied zu anderen großen histo-
rischen Bewegungen und geistig-politi-
schen Schulen hat der Anarchismus eine 
vergleichbar bescheidene theoretische 
und systematische Begründung gefun-
den. Es sind noch immer nur einige we-
nige „Klassiker", auf die sich der Anar-
chismus beruft und berufen kann: der 
Amerikaner William Godwin Ende des 
18., den Franzosen Proudhon und die 
Russen Bakunin und Kropotkin im 19. 
Jahrhundert, im 20. Jahrhundert Sorel in 
Frankreich sowie Emma Goldman in den 
USA; in der Literatur Leo Tolstoi. 
Die nahezu überwältigende Macht der 
Geschichte als eine auf allen Ebenen -
kulturell, literarisch, philosophisch, poli-
tiktheoretisch - ideologisch „abgesicher-
te" und rationalisierte Geschichte von 
Macht- und Herrschaftsverhältnissen 
bringt es mit sich, daß Herrschaftsfreiheit 
als realistische Perspektive kaum den 
Raum hat finden können, sich in Theorie 
und Praxis zu entfalten; sie wurde zur 
Utopie einerseits, zur Sektenbewegung 
andererseits. Die vom Anarchismus ge-
stellten Fragen, die große historische und 
intellektuelle Herausforderung, die er 
darstellt, blieben bis heute weitgehend 
unbeantwortet bzw. wurden nicht emst-
haft angenommen - oder richtiger: die 
Frage nach der Überwindung von Herr-
schaft zugunsten horizontaler politisch-
gesellschaftlicher und nicht zuletzt öko-
nomischer Ordnungen wurde und wird 
weiterhin abgeblockt durch vorschnelle, 
bequeme, sich realistisch nennende Ver-
weise auf eine zur Herrschaftsfreiheit 
nicht fähige Natur des Menschen, wozu 
auch eine anthropologische Begründung 
für seine Gewalt- und damit Kriegsbe-

reitschaft (-+ Gewaltlosigkeit) gehört, die 
angeblich nur der Staat disziplinieren 
könne. 
Lit.: Avrich, P.: Anarchist Portraits, Princeton 
1988; Bakunin, M.\ Staatlichkeit und Anar-
chie, Frankfurt/ M. 1972; Kropotkin, P.: Die 
Eroberung des Brotes, München 1973; Lan-
dauer, G.: Entstaatlichung - für eine herr-
schaftslose Gesellschaft, Wetzlar 1978; Lö-
sche, P.: Anarchismus, Darmstadt 1977; 
Proudhon, P.-J.: Über das föderative Prinzip 
und die Notwendigkeit, die Partei der Revolu-
tion wieder aufzubauen, Frankfurt/M. 1989; 
Oberländer, E. (Hg.): Der Anarchismus, Öl-
ten/Freiburg i. Breisgau 1972; Woodcock, C.: 
Anarchism and Anarchists: Essays, Kingston/ 
Ontario 1992. 

Ekkehart Krippendorff 

ANC - African National Congress; Afri-
kanischer Nationalkongreß 

Der ANC ist die -> Befreiungsbewegung 
in Südafrika, die im April 1994, nach den 
ersten allgemeinen und demokratischen 
Wahlen, Regierungspartei wurde. Der 
ANC setzt sich für ein demokratisches, 
nichtrassistisches, nichtsexistisches und 
vereintes Südafrika ein. 
Die Mitgliedschaft im ANC ist offen für 
alle Südafrikaner und Südafrikanerinnen 
über 18 Jahre, unabhängig von der Haut-
farbe, ethnischen Zugehörigkeit oder Re-
ligion. Die Mitglieder sind entsprechend 
der neuen Gliederung Südafrikas in neun 
Provinzen organisiert. Es besteht eine 
ANC-Frauen- und Jugendliga. Oberstes 
Gremium des ANC ist das 60-köpfige 
Nationale Exekutivkomitee (NEC), das 
gemeinsam mit den sechs Führungsäm-
tern von der Nationalkonferenz alle drei 
Jahre direkt gewählt wird. Weitere Mit-
glieder des NEC sind die Vorsitzenden 
und Sekretäre der neun Provinzexekutiv-
komitees sowie die jeweiligen Präsiden-
ten und Sekretäre der ANC-Frauen- und 
Jugendliga. Die Delegierten zur Natio-
nalkonferenz werden in jeder der neun 
Provinzen von der Mitgliedschaft ge-
wählt. Die Größe der einzelnen Delega-
tionen richtet sich nach der Mitglieder-
zahl in der entsprechenden Provinz. Die 
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letzte Nationalkonferenz fand im Dezem-
ber 1994 in Bloemfontein statt. Präsident 
des ANC ist Nelson Mandela, Generalse-
kretär Cyril Ramaphosa. Die Funktion 
des Stellvertretenden Generalsekretärs 
wird erstmals in der Geschichte des ANC 
von einer Frau, Cheryl Carolus, ausge-
übt. Hauptziel des ANC ist die Befreiung 
der afrikanischen Bevölkerung von poli-
tischer und sozialer Unterdrückung und 
die Wiederherstellung der demokrati-
schen Grundrechte der Mehrheit in Süd-
afrika sowie eine gerechtere Verteilung 
des Reichtums des Landes unter der ge-
samten Bevölkerung. 
Geschichte des ANC 

Der ANC wurde am 8. Januar 1912 auf 
der South African Native National Con-
vention (Nationalversammlung aus Dele-
gierten der verschiedenen afrikanischen 
Völker und ethnischen Gruppen aus allen 
Teilen Südafrikas - der Kapkolonie, Na-
tal, Transvaal, dem Oranje-Freistaat und 
Bechuanaland - heutiges Botswana) als 
„South African Native National Con-
gress" (SANNC) in Mangaung, nahe 
Bloemfontein, gegründet. Er war die er-
ste politische Organisation der Afrikaner 
gegen die Kolonialisierung auf dem afri-
kanischen Kontinent. Die Gründer des 
SANNC sahen die Dringlichkeit und 
Notwendigkeit für die Einheit der Afrika-
ner in einer nationalen politischen Orga-
nisation. Die Kriege des Widerstandes 
der einzelnen Volksgruppen waren been-
det und die Industrialisierung des Landes 
hatte begonnen. Das Königreich Großbri-
tannien hatte sich als Kolonialmacht 
durchgesetzt. Die SANNC wurde nach 
Gründung der Union von Südafrika 
durch die britisch-burische Allianz im 
Jahre 1910, die unter Ausschluß und mit 
dem eindeutigen Ziel der Ausgrenzung 
der afrikanischen Bevölkerung stattfand, 
einberufen. Es wurde eine Änderung der 
von der weißen Unionsregierung erarbei-
teten Gesetzesvorlage gefordert, in deren 
Mittelpunkt das Landgesetz stand, das 
1913 in Kraft gesetzt werden sollte und 
die Aufteilung des Landes vorsah: 13% 
wurden zu Reservaten für Schwarze er-

klärt, die später in die sogenannten 
„Homelands" umgewandelt wurden. 87% 
des Landes wurde von den Weißen bean-
sprucht (damals 10% der Bevölkerung). 
Mit der Einführung der „Paßgesetze" 
sollte die Bewegungsfreiheit der schwar-
zen Bevölkerung eingeschränkt werden. 
1914 sandte der ANC, unter Führung 
seines Präsidenten, Reverend J.L. Dube, 
eine Delegation nach London, um der 
britischen Regierung und der Öffentlich-
keit ihren Protest vorzutragen. 
Das erste Nationale Exekutivkomitee be-
stand aus Geistlichen, Häuptlingen, dem 
Anwalt Pixley ka Isaka Seme, dem Jour-
nalisten Sol Plaatje und weiteren Intel-
lektuellen, die sich hauptsächlich als Un-
tertanen der britischen Majestät sahen. 
Ihre politischen Forderungen waren eher 
gemäßigt und beschränkten sich auf all-
gemeines Wahlrecht für alle Afrikaner 
und eine getrennte Vertretung für die af-
rikanische Bevölkerung im Parlament. 
Die Gründung des ANC setzte weitere 
politische und soziale Prozesse in Gang 
wie z.B. die Gründung der ersten Frauen-
organisation „Bantu Women's League" 

(1918) und der ersten Gewerkschaft für 
afrikanische Arbeiter, die „Industrial and 
Commercial Workers' Union of Africa" 
(1919). 1921 fanden die ersten großen 
Streiks der Bergarbeiter statt, was zur 
Gründung der Kommunistischen Partei 
von Südafrika (SACP) führte. 1923 wur-
de der Name ANC angenommen, da die 
Organisation die Vision der Befreiung 
des afrikanischen Kontinents von koloni-
aler Herrschaft repräsentierte. 1925 über-
nahm der ANC „Nkosi Sikelel'i Afri-
ka"(Gott segne Afrika) als seine Natio-
nalhymne und bestimmte seine National-
flagge: Schwarz für die Menschen; Grün 
für die Landschaft; Gold für den Reich-
tum. 
Die politischen Appelle des ANC in Süd-
afrika und England waren wenig erfolg-
reich, so daß die 30er Jahre von Frustra-
tion und der Suche nach neuen Strategien 
gekennzeichnet waren. In den 40er Jah-
ren bekam der ANC neuen Auftrieb von 
einer jungen Generation Intellektueller, 
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Politiker und Studenten, die gegenüber 
der traditionellen Politik des ANC unge-
duldig und unzufrieden waren und die 
weiße Vorherrschaft in Frage stellten. Im 
Jahre 1943/44 wurde die ANC-Jugendli-
ga, unter Führung von Anton Lembede, 
Nelson Mandela, Oliver Tambo, Walter 
Sisulu, A.P. Mda u.a., gegründet, die u.a. 
die Umwandlung des A N C in eine Mas-
senorganisation sowie ein militanteres 
Vorgehen gegen die weiße Vorherrschaft 
forderte. Anton Lembede, der erste Präsi-
dent der Liga, entwickelte die Philoso-
phie des Afrikanismus. Nelson Mandela, 
Generalsekretär der Jugendliga, rief zur 
Mobilisierung der Massen auf. Zur glei-
chen Zeit wurde die Frauenliga des 
ANC , unter Führung von Madi-Hall Xu-
ma, gegründet. 

1945 verabschiedete der ANC ein Doku-
ment - „The African Claims" - das auf 
den Artikeln der „Atlantic Charter" 
(1941) basierte und im wesentlichen das 
Recht auf -> Selbstbestimmung aus der 
Sicht der Afrikaner sowie ein Wahlrecht 
nach dem Prinzip: „Eine Person - eine 
Stimme" und die Abschaffung der Ras-
sentrennung forderte. Im Jahre 1948 wur-
de mit dem Machtantritt der Nationalen 
Partei (NP ) die Rassentrennung ( - » 
Apartheid) institutionalisiert und der 
Apartheid-Staat errichtet. 1950 wird die 
SACP verboten und alle Anti-Apartheid-
Aktivitäten als „kommunistisch" einge-
stuft. 1952 leitete der ANC, gemeinsam 
mit dem South African Indian Congress 
und mit Unterstützung weiterer politi-
scher Organisationen, wie dem Coloured 
People's Congress und dem Congress of 
White Democrats, eine massive Kampa-
gne der Nichtbefolgung von Apartheid-
gesetzen („Defiance Campaign") ein. 
Diese Kampagne kulminierte in dem 
Volkskongreß von Kliptown 1955, einer 
Versammlung aller demokratischen Kräf-
te Südafrikas, auf der die Freiheitscharta 
(„Freedom Charter") verabschiedet wur-
de. Die Charta stellte die Legitimität der 
Regierung in Frage und faßte die Forde-
rungen der demokratischen Bewegung 
nach einem vereinten Südafrika, in dem 

Schwarz und Weiß gleichberechtigt le-
ben, zusammen. Ein Jahr später über-
nahm der A N C die Freiheitscharta als 
sein offizielles Programm. Dies führte 
zur Abspaltung einer Gruppe von Afrika-
nisten, die die Zusammenarbeit mit Wei-
ßen rigoros ablehnten und 1959 den Pan 
Africanist Congress (PAC) , mit dem 
Leitsatz „Afrika gehört den Afrikanern", 
gegründeten. 

Das Apartheid-Regime reagierte auf den 
Volkskongress mit verstärkten Repressa-
lien, u.a. mit der Verhaftung von 156 
Teilnehmern des Volkskongresses, die 
des Hochverrats angeklagt wurden. 
Am 9. August 1956 marschierten 20.000 
Frauen aller Hautfarben in einer landes-
weiten Aktion nach Pretoria, um gegen 
die Verschärfung der Paßgesetze zu pro-
testieren. Die Welle der Massenproteste 
setzte sich zum Ende der 50er Jahre fort. 

1960 verstärkten sich die landesweiten 
Kampagnen gegen die Paßgesetze. Am 
21. März 1960 massakrierte die Polizei 
70 Demonstranten im Township von 
Sharpeville („Sharpeville Massacre"), 
was internationale Empörung gegen das 
Apartheidregime auslöste. Im selben Jahr 
wurden ANC und PAC verboten. Der 
ANC beschloß, in den Untergrund zu ge-
hen und den Kampf fortzusetzen. Die 
Regierung verhängte den Ausnahmezu-
stand. Der damalige Präsident des ANC, 
Chief Albert Luthuli, erhielt den Frie-
densnobelpreis. 
Bewaffneter Kampf 

1961 kündigte Nelson Mandela an, den 
politischen Kampf auch mit militärischen 
Mitteln weiterzuführen. Am 16.12.1961 
wurde der bewaffnete Flügel des ANC, 
Umkhonto we Sizwe ( M K ) - der „Speer 
der Nation", gegründet. Nelson Mandela 
wurde dessen Oberkommandierender. 
Damit war die Phase des gewaltlosen Wi-
derstandes beendet. Der militärische Flü-
gel war der politischen Führung des 
ANC untergeordnet. Die ersten Aktionen 
von M K bestanden überwiegend aus Sa-
botageakten gegen Schlüsselinstitutionen 
und -einrichtungen der Regierung. 1962 
wurde Nelson Mandela zu fünf Jahren 
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Haft wegen „illegaler Grenzüberschrei-
tung" verurteilt. Die restliche Führung 
des ANC wurde auf der Rivonia-Farm 
verhaftet. Am 11.7.1963 begann der so-
genannte „Rivonia-Prozeß". Die Ange-
klagten - Nelson Mandela, Walter Sisulu, 
Govan Mbeki, Andrew Mlangeni, Ray-
mond Mhlaba, Ahmed Kathrada, Elias 
Motsoaledi und Dennis Goldberg - wur-
den wegen Hochverrats zu lebenslängli-
chen Haftstrafen verurteilt. Dies stellte 
einen schweren Rückschlag für den ANC 
dar. 

Oliver Tambo wurde beauftragt, den 
ANC im Exil neu zu organisieren. Im 
Exil schloß der ANC eine Kampf-Allianz 
mit anderen Befreiungsbewegungen, wie 
der SWAPO (Namibia), der ZAPU (Sim-
babwe), der FRELIMO (Mocambique) 
und der MPLA (Angola). In den 70er 
Jahren war die Anwesenheit des ANC im 
Lande kaum spürbar. Militärische Aktio-
nen waren nur eingeschränkt möglich 
und die Untergrundarbeit kam nur lang-
sam voran. Erst mit Erringung der Unab-
hängigkeit Mocambiques und Angolas 
1975 änderte sich die politische Situation 
im südlichen Afrika. 
Eine junge Generation mit einer neuen 
Politik veränderte die politische Land-
schaft in Süd-Afrika in den 70er Jahren 
radikal. Studenten der „Black Conscious-
ness"-Bewegung unter Führung von Ste-
ve Biko entwickelten die Ideologie des 
schwarzen Bewußtseins. Die Bewegung 
bestimmte das politische Geschehen und 
führte am 16.Juni 1976 zum Schülerauf-
stand von Soweto, bei dem fast 1000 
Schüler und Schülerinnen von den Si-
cherheitskräften erschossen wurden. Ste-
ve Biko starb 1977 in Polizeihaft. Tau-
sende Jugendliche verließen das Land 
und schlössen sich den Befreiungsbewe-
gungen im Exil an. Dies führte zur Stär-
kung des bewaffneten Kampfes. 
Die 80er Jahre waren durch spektakuläre 
militärische Aktionen von MK und die 
Entstehung der demokratischen Massen-
bewegung gekennzeichnet. Die Kampa-
gne zur Befreiung Nelson Mandelas wur-
de Mittelpunkt der politischen Aktivitä-

ten und kulminierte 1983 in der Grün-
dung der Vereinten Demokratischen 
Front (UDF) sowie des Dachverbandes 
der Gewerkschaften (COSATU) 1985. 
Der Widerstand in Südafrika erreichte in 
dieser Zeit einen Höhepunkt. 1985 rief 
der ANC in seiner Nationalkonferenz in 
Kabwe, Sambia die Bevölkerung zum 
Volksaufstand auf, um damit Südafrika 
unregierbar zu machen. 1989 verabschie-
dete der ANC die Deklaration von Hara-
re, in der die Bedingungen für Verhand-
lungen mit der Regierung und die Aufhe-
bung der Saktionen festgelegt wurden. 
Die Freilassung Mandelas 
Am 11. Februar 1990 wurde Nelson 
Mandela nach 27 Jahren Haft aus dem 
Gefängnis entlassen und der ANC und 
andere Bewegungen wieder zugelassen. 
Unter Führung von Nelson Mandela lei-
tete der ANC die ersten Friedensgesprä-
che mit dem Apartheidregime ein. Im 
August 1990 wurde vom ANC ein Ab-
kommen mit der Regierung abgeschlos-
sen, worin er sich verpflichtete, den be-
waffneten Kampf einzustellen. Im Ge-
genzug sagte die Regierung die Freilas-
sung aller politischen Gefangenen und 
die Rückkehr von zehntausenden Südaf-
rikanern aus dem Exil zu. Im Juni 1991 
traf sich der ANC zum ersten Mal mit 
Mangosuthu Buthelezi, dem Führer der 
Inkatha Freedom Party, um die Gewalt in 
Natal und in den Townships zu beenden. 
Daraufhin wurde ein Nationales Frie-
densabkommen zwischen ANC, südafri-
kanischer Regierung, Inkatha, einigen 
Regierungen der Homelands und weite-
ren politischen Kräften zur Beendigung 
der Anwendung von Gewalt als politi-
sches Mittel unterzeichnet, womit die 
Grundlage für Verhandlungen über eine 
neue südafrikanische Verfassung gelegt 
wurde. 

Der ANC bestätigte im Dezember 1990 
den Weg zu Verhandlungen mit der Re-
gierung und rief alle Anti-Apartheid-
Kräfte zu Gründung einer "Patriotic 
Front" als einer gemeinsamen Plattform 
auf. Bei der ersten Nationalkonferenz des 
ANC nach der Legalisierung im Juli 
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1991 wurde die Organisation neugebildet 
und eine neue Führung, mit Nelson Man-
dela als Präsidenten, Oliver Tambo als 
Nationalen Vorsitzenden und Cyril Ra-
maphosa als Generalsekretär, gewählt. 
Weiterhin wurde ein Bündnis zwischen 
ANC, COSATU und SACP für den Ver-
handlungsprozeß und für eine gemeinsa-
me Wahlkampagne beschlossen. Darauf-
hin erarbeitete das Bündnis zusammen 
mit Basisorganisationen das Entwick-
lung- und Wiederaufbau-Programm (Re-
construction and Development Pro-
gramm, RDP) zur Umgestaltung der Ge-
sellschaft und Abschaffung der Un-
gleichheiten. Der ANC übernahm dieses 
Programm als sein Regierungsprogramm. 
Die demokratische Verfassung 
Der Verhandlungsprozeß - „CODESA -
Convention for a Democratic South Afri-
ca" begann 1991 unter Beteiligung von 
26 Parteien. Kern der Verhandlungen 
war die ANC-Forderung nach Einsetzung 
einer neutralen Übergangsregierung und 
Erarbeitung einer Übergangsverfassung, 
die den Weg für die ersten allgemeinen 
und demokratischen Wahlen für die ge-
samte Bevölkerung ebnen sollte. Die 
Homelands sollten in ein vereintes Süd-
afrika wiedereingegliedert werden. 
Regierung der Nationalen Einheit 
Nach vierjährigen Verhandlungen einig-
ten sich alle Parteien, vom 27.-29. April 
1994 die ersten demokratischen und all-
gemeinen Wahlen in der Geschichte Süd-
afrikas, unter internationaler Beobach-
tung, abzuhalten. Es wurde eine Regie-
rung der Nationalen Einheit und eine 
Verfassungsgebende Versammlung, mit 
einer maximalen Amtszeit von fünf Jah-
ren, gewählt. Der ANC erhielt 62,7%, die 
Nationale Partei 20,4%, die Inkatha 
10,5% und der PAC 1,3%. Der ANC 
wurde somit Regierungspartei und bilde-
te die erste demokratisch gewählte Re-
gierung Südafrikas. Im Parlament sind 
außerdem weitere Parteien, wie die libe-
rale Democratic Party und die ultrarechte 
Freedom Front, vertreten. Es existiert ei-
ne Nationalversammlung (National As-
sembly) und ein Senat. Die Nationalver-

sammlung wählte Nelson Mandela zum 
Präsidenten, der das neue Kabinett bilde-
te. Thabo Mbeki (ANC) wurde Erster 
und F.W. De Klerk Zweiter Vizepräsi-
dent. 
Nationale Versöhnung 
Es gibt geteilte Meinungen, ob die Poli-
tik des ANC zur friedlichen Lösung und 
Kompromißbereitschaft die Richtige war. 
Die Haltung Präsident Mandelas zur Ver-
söhnung stößt auf Kritik. Das „ultralin-
ke" und „sozialistische" Spektrum, z.B. 
die Azanian People's Organisation 
(AZAPO), die Worker's Organisation of 
South Africa (WOSA) und teilweise der 
PAC, sehen die Veränderung in Südafri-
ka als eine Abweichung von den revolu-
tionären Prinzipien des Befreiungskamp-
fes und eine Schwächung der Befreiungs-
bewegung, da die „Täter" von gestern 
noch einen Teil der Regierung bilden 
und die Weißen ihre Privilegien weiter-
hin genießen. 

Der ANC dagegen und ein breites Spek-
trum der südafrikanischen Bevölkerung 
sehen die Veränderung als die Möglich-
keit, unter Beteiligung aller politischen 
Kräfte eine Zukunft in Frieden und Frei-
heit zu gestalten, um den weiteren sozia-
len und wirtschaftlichen Zerfall des Lan-
des zu verhindern. Durch konkrete Maß-
nahmen der Entwicklung und des Wie-
deraufbaus soll die Lebensqualität der 
benachteiligten Mehrheit verbessert und 
damit die Wunden der Vergangenheit ge-
heilt werden. Die Politik der Konsensfin-
dung stellt den neuen Charakter des ANC 
dar, und ist wichtiger Bestandteil der 
neuen Demokratie. 

LiL: Meli, F. : South Africa belongs to us - A 
History of the ANC, Harare 1988; Plaatje, S.: 
Native Life in South Africa, London 1916, 
Braamfontein 1982; Mandela, N.: Long Walk 
To Freedom, South Africa 1994; Karis, T./ Car-
ter, G.M.: From Protest to Challenge: A Docu-
mentary History of African Politics in South Af-
rica", California 1972; Sparks, A. : Tomorrow Is 
Another Country, South Africa 1994; Docu-
ments of the ANC National Conference, Sambia 
1985, Bloemfontein 1994. 

Luyanda Mpahlwa 
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Annexion 
1. Begriff 
Annexion ist die gewaltsame (-• Gewalt) 
Inbesitznahme eines Teils des Territori-
ums eines Staates durch einen anderen 
Staat mit dem für andere deutlich erkenn-
baren Willen, sich dieses endgültig anzu-
eignen. Besteht die gewaltsame Inbesitz-
nahme in der Anwendung kriegerischer 
Mittel (-• Krieg) spricht man von Erobe-
rung. Geht infolge der kriegerischen 
Auseinandersetzung ein ganzer Staat un-
ter und fällt sein Gebiet dann in den Be-
sitz des Siegerstaates, ist dies eine Debel-
lation. Jedenfalls muß die gewaltsame In-
besitznahme des Gebietes eine Verlet-
zung des souveränen Staatswillens dar-
stellen (-»Souveränität). Sie muß gegen 
den Willen des betroffenen Staates erfol-
gen und ist von dem Fall zu unterschei-
den, in dem ein Friedensvertrag aus-
drücklich und freiwillig (!) die Abtretung 
(Zession) des betroffenen Gebietsteils 
festlegt. 
2. Bedeutung für die internationale Poli-
tik und Beispiele 
Die Entstehung des neuzeitlichen Staa-
tensystems ist das Resultat der langan-
dauernden Rivalitätskämpfe zwischen 
den Fürstenstaaten des 16. Jahrhunderts, 
das sich im 17. Jahrhundert als System 
grundsätzlich gleichberechtigter, aber 
faktisch durch die Machtpotentiale unter-
scheidbarer Staaten darstellte und ab dem 
18. Jahrhundert vom Gleichgewichtsstre-
ben bestimmt wurde. Nach Meyers rea-
gierte das politische Denken der Zeit auf 
die neuen Herausforderungen durch die 
Ausbildung der Lehre von der Staatsrai-
son als theoretische Legitimation der 
Forderung nach Selbsterhaltung des 
Staates, nach Autonomisierung der Poli-
tik als Folge der Auflösung des überkom-
menen, mittelalterlich-universalistischen 
(-+ Universalität) Zusammenhanges von 
Macht und individueller Herrschertu-
gend, Politik und Recht und nach Maxi-
mierung der eigenen Machtstellung. Der 
Rekurs auf die Staatsraison erlaubt dem-
nach im Außenverhältnis die Definition 
der Interessen des Gemeinwesens und die 

Durchsetzung dieser Interessen gegen an-
dere (auch) mittels militärischer Gewalt. 
Annexionen stellen eine mögliche Folge 
der Durchsetzung eigener Machtinteres-
sen im Wege einer aggressiven Expansi-
onspolitik (-• Aggression) dar. Dabei 
werden die sicherheitspolitischen Fakto-
ren wie im Fall der Annexion Hawaiis 
durch die USA im Juli 1898 ebenso un-
terschätzt wie handelspolitische Aspekte 
(Sicherung der Handelswege; Handel), 
die auch bei der „formalen" Annexion 
der Burenrepubliken (Oranje-Freistaat 
und Transvaal) durch Großbritannien ei-
ne maßgebliche Rolle spielten (Kontrolle 
über die Vergabe von Rohstoffnutzungs-
Konzessionen). Weitere Beispielsfälle 
sind die Annexionen Rußlands in Bessa-
rabien zwischen 1774 und 1828, Preu-
ßens Annexionen ab 1866 (u.a. die Ein-
gliederung Hannovers zwischen 1866 
und 1868), die Annexion Süd-Rhodesi-
ens durch Großbritannien ab 1894, die 
Annexion Österreichs (März 1938) und 
der tschechischen Gebiete von Böhmen 
und Mähren (März 1939) durch das 
Deutsche Reich und der baltischen Staa-
ten durch die Sowjetunion (Juli 1940). 
Gegenbeispiele angesichts eines fehlen-
den Annexionswillens sind zum einen 
die Übernahme der Regierungsgewalt in 
Deutschland durch die Vier Mächte, die 
ausdrücklich erklärten, daß dies nicht die 
Annexion Deutschlands bewirken sollte 
(Berliner Erklärung vom 05. Juni 1945). 
Zum anderen gilt die formale Annexion 
der Burenstaaten durch Großbritannien 
im Mai und September 1900 als bloße 
„Papierannexion". 
3. Einfluß der Vereinten Nationen 
Vor der Gründung der -» Vereinten Na-
tionen konnte sich im zwischenstaatli-
chen Verkehr kein allgemeiner völker-
rechtlicher Grundsatz durchsetzen (-• 
Völkerrecht), der die Staaten zur Nicht-
anerkennung gewaltsamen Gebietser-
werbs verpflichtete. Insbesondere konnte 
sich die Stimson-Doktrin (-+ Doktrin) 
vom 07. Januar 1932 außerhalb Ameri-
kas nicht behaupten, in der es unter Be-
zugnahme auf den Pariser Antikriegspakt 
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(Briand-Kellogg-Pakt von 1928) heißt, 
daß „die Vereinigten Staaten nicht beab-
sichtigen, irgendeinen Zustand, Vertrag 
oder Übereinkunft anzuerkennen, die der 
Völkerbundsatzung oder den Verpflich-
tungen des Pariser Vertrages widerspre-
chen." Zwar enthielt Artikel 10 der Völ-
kerbundsatzung (-* Völkerbund) die 
Pflicht der Mitgliedstaaten, die Unver-
sehrtheit des Gebietes und die politische 
Unabhängigkeit aller Bundesmitglieder 
zu achten. Jedoch kam es zwischen 1919 
und 1945 häufig zu gewaltsamen Ge-
bietswechseln (u.a. Äthiopien, Albanien, 
Mandschurei, Österreich). 
Die Rechtswidrigkeit von Annexionen 
ergibt sich heute aus allgemeinem, zwin-
gendem Völkerrecht (ius cogens), wo-
nach die militärische Gewaltanwendung 
zwischen den Staaten grundsätzlich ver-
boten ist. Dies ergibt sich für die Mit-
gliedstaaten der VN explizit aus Art. 2 
Zif. 4 der Charta. Trotz möglicher Aus-
nahmen vom Gewaltverbot beispielswei-
se im Falle der Selbstverteidigung nach 
Art. 51 der VN-Charta verurteilten die 
Organe der VN den gewaltsamen Ge-
bietserwerb. Beispiele dafür sind die Re-
solutionen des Sicherheitsrates 242 
(XXII) vom 22. November 1967 und 662 
vom 9. August 1990, durch die er die 
Annexionen Israels (Sinai-Halbinsel, 
West-Bank, Ost-Jerusalems und der Go-
lan-Höhen) verurteilte, die Annexion 
Kuwaits durch den Irak für „null und 
nichtig" erklärte und die Staatengemein-
schaft zur Nichtanerkennung der Aktion 
aufforderte ( - • Golfkrieg). 
4. Annexion als überkommener Ausdruck 
internationaler Politik? 
Durch die universelle Geltung des Ge-
waltverbotes, das alle Staaten von der 
zwischenstaatlichen Gewaltanwendung 
abhalten soll, könnte zumindest die ge-
waltsame Inbesitznahme als Institution 
internationaler Expansionspolitik über-
holt sein. Allerdings werden die Staaten 
weiterhin versuchen können, im Falle ge-
waltsamer Annexionen völkerrechtliche 
Rechtfertigungsgründe ins Feld zu führen 
und auf eine nachträgliche „Sanierung" 

bzw. historische Konsolidierung ihres 
Handelns beispielsweise im Wege der 
Anerkennung durch andere Staaten zu 
setzen wie die Annexion Kuwaits durch 
den Irak belegt. Die Konflikte auf dem 
Territorium der ehemaligen Sowjetunion 
zeigen, daß Annexionen über Jahrhun-
derte Gewaltpotentiale in sich bergen 
und so Nachwirkungen auf die interna-
tionale Politik haben können. Zudem 
werden annektierende Staaten selten frei-
willig den Rückzug antreten, was die Re-
aktion anderer Staaten hervorrufen kann. 
Jüngstes Beispiel dafür ist wiederum die 
den zweiten Golfkrieg auslösende An-
nexion Kuwaits. Das Eingreifen der Ver-
einten Nationen ist dabei im Einzelfall 
nicht sicher, wie die Annexionen Tibets 
durch China 1951 und Ost-Timors durch 
Indonesien 1975 beweisen. Die Annexi-
on als Handlungsalternative zwischen-
staatlicher Macht- und Expansionspolitik 
wird damit als Phänomen internationaler 
Politik aktuell bleiben. 
Lit: Bindschedler, R.: Annexation, in: Ency-
clopedia of public international law (EPIL), 
Vol. I, London/ New York/ Amsterdam 1992; 
Krell, GJ Müller, H. (Hg.): Frieden und Kon-
flikt in den internationalen Beziehungen, 
Frankfurt/ New York 1994; Neuhold, H:. In-
ternationale Konflikte - Verbotene und erlaub-
te Mittel ihrer Austragung, Versuche einer 
transdisziplinären Betrachtung, Wien/ New 
York 1977; Randelzhofer, A.: Arts. 2(4), 51, 
in: Simma, B. (Hg ): The charter of the United 
Nations: Commentary, Oxford 1994; Rein-
hard, W.: Geschichte der europäischen Expan-
sion, Bde. 1-4, Stuttgart/Berlin 1983-1990. 

Thomas Sumerauer 

Apartheid 
Politik der Rassentrennung, die die süd-
afrikanische Regierung unter Führung 
der Nationalen Partei (NP, Partei der Bu-
ren, die sich „Afrikaaner" nennen) seit 
1948 offiziell praktiziert. „Apart" (engl.) 
- getrennt; ,,-heid" (afrikaans) - sein. 
Apartheid bedeutete, daß die Rassendis-
kriminierung, die seit der Gründung der 
Union von Südafrika 1910 praktiziert 
wurde, nun als offizielle Staatspolitik in 
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der Verfassung verankert wurde. Die ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen wur-
den voneinander getrennt und in Katego-
rien als Weiße, sogenannte Farbige/ 
Mischlinge, Inder und Schwarze unter-
schieden. Offiziell bezeichneten die 
Gründer der Apartheid diese als „Politik 
der getrennten, aber gleichen Entwick-
lung". Weiterhin wurden Gesetze zur 
Trennung der Lebensbereiche - Wohnge-
biete, Schulen, Universitäten, öffentliche 
Einrichtungen und Eheschließung u.a. -
eingeführt. Zentral in der Apartheidpoli-
tik war die Konsolidierung der weißen 
Vorherrschaft in Südafrika. Dr. Malan, 
einer der Architekten der Apartheid und 
erster Premierminister der Apartheidre-
gierung, meinte, es ginge nicht nur um 
die Führung, sondern um die Kontrolle 
des Landes durch die Weißen. Grundlage 
der Apartheidpolitik war die calvinisti-
sche Ideologie. Die Quasi-Staatskirche, 
die Niederländische Reformierte Kirche 
(NG Kerk), unterstützte die Doktrin von 
der gottgewollten Verschiedenheit der 
Menschen und rechtfertigte damit die 
Apartheid, die auf den folgenden Pfeilern 
aufgebaut war: die Bevölkerungsklassifi-
zierung durch den „Population Registra-
tion Act", die Einschränkung des Wahl-
rechts sowie die Regelung der Besitzver-
hältnisse bezüglich Grund und Boden 
durch die Landgesetze von 1913 und 
1936, die es Schwarzen verboten, Land 
zu besitzen oder zu erwerben und die 
Einrichtung von „Homelands" regelten. 
Weiterhin legte der „Group Areas Act" 
die Grundlage für die Entstehung von ge-
trennten „Townships" und weißen Vor-
städten, so daß jede der vier Bevölke-
rungsgruppen nur in den ihr zugewiese-
nen Gebieten leben und arbeiten durfte, 
wobei sich die weiße Minderheit die 
reichsten und fruchtbarsten Gebiete (87% 
des Landes) sicherte. 
Die Nationale Partei nutzte die Apartheid 
als Instrument zur Erhöhung des politi-
schen und wirtschaftlichen Einflusses der 
Buren, die aufgrund ihrer eher bäuerli-
chen Herkunft den Engländern bis dahin 
unterlegen waren. Sie diente somit als 

Grundlage für die Entstehung des buri-
schen Nationalismus und für die heutige 
wirtschaftliche Macht der Buren. 
Geschichte 
1948 gewann die Nationale Partei die 
Mehrheit bei den Wahlen, an der nur 
Weiße teilnehmen durften. Erster Pre-
mierminister wurde D.F. Malan. Damit 
war die Überlegenheit der United Party 
von General Smuts, die eher die Interes-
sen der Engländer vertrat, beendet. Das 
Bild Südafrikas änderte sich grundsätz-
lich. Afrikaans, die Sprache der Buren, 
wurde neben Englisch als zweite offiziel-
le Amtssprache eingeführt. Es wurde eine 
Reihe von Gesetzen eingeführt, um das 
Machtmonopol der weißen Minderheit in 
Politik und Wirtschaft zu sichern. Um 
der Opposition alle Rechte zu entziehen, 
beschloß das Apartheidregime 1950 ein 
Verbot der KP und stufte damit alle Anti-
Apartheidaktivitäten als kommunistisch 
ein. Dies löste eine Welle von Protesten 
der Widerstandsbewegung, unter Füh-
rung des -» ANC, aus. 1953 führte die 
Regierung eines der am meisten kritisier-
ten Gesetze ein, den „Bantu Education 
Act" - die Einführung einer minderwerti-
gen „Bantu"-Erziehung, mit der beab-
sichtigt wurde, die schwarze Bevölke-
rung als „Holzsammler und Wasserträ-
ger" zu deklassieren. Schulen und Uni-
versitäten wurden nach Hautfarbe ge-
trennt. 
Die 50er Jahre waren durch die Einfüh-
rung einer Reihe von Gesetzen charakte-
risiert, die die Struktur Südafrikas neu 
definieren sollten. 1958 wurde die Politik 
der Homelands von Dr. H. F. Verwoerd 
entwickelt und umgesetzt, die die Unab-
hängigkeit der Homelands als sog. Ban-
tustans vorsah. Dadurch sollten der afri-
kanischen Bevölkerung nur in den Ho-
melands, den sogenannten „Nation Sta-
tes", politische Rechte eingeräumt wer-
den. 
Die Regierung reagierte mit aller Härte 
auf die Opposition und verhängte 1960 
ein Verbot der Befreiungsbewegungen 
ANC und PAC. Nach dem Massaker von 
Sharpeville gegen friedliche Demonstran-

43 



Apartheid 

ten im selben Jahr wurde der Ausnahme-
zustand verhängt. 1961 rief die Regie-
rung die Republik aus und zog sich aus 
dem Commonwealth zurück. Damit be-
gann die Isolierung Südafrikas. 
In den 70er Jahren erfolgte der Aus-
schluß aus den -» Vereinten Nationen 
und es wurde ein Ölembargo (-• Embar-
go) gegen Südafrika verhängt. 1973 ver-
urteilte die UNO die Apartheid als Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit. Das 
Apartheidregime sah sich zunehmend un-
ter Druck gesetzt: 1975 errangen die 
Nachbarstaaten Angola und Mocambique 
ihre Unabhängigkeit, worauf das südafri-
kanische Regime mit einer Politik der to-
talen Strategie gegen den Kommunismus 
reagierte, die sich u.a. in dem Einmarsch 
in Angola und der finanziellen und mili-
tärischen Unterstützung der Rebellenbe-
wegungen RENAMO und UNITA (-+ 
Revolution) äußerte. 
1976 erschütterte der Soweto-Aufstand 
das Land, ein Aufstand schwarzer Schü-
ler, die gegen das minderwertige Bil-
dungssystem und gegen die Einführung 
von Afrikaans als Schulsprache prote-
stierten. Der Aufstand wurde von der 
südafrikanischen Polizei und den Sicher-
heitskräften blutig beendet, wobei fast 
1.000 wehrlose Schüler und Schülerin-
nen niedergemetzelt wurden. Im gleichen 
Jahr wurde die „Unabhängigkeit" des 
Homelands Transkei von Pretoria erklärt. 
In den 80er Jahren nahmen der interna-
tionale Druck und die Sanktionen gegen 
das weiße Minderheitsregime weiter zu. 
Der Präsident, P. W. Botha, unternahm 
daraufhin einige oberflächliche Reform-
versuche, wie z.B. 1983 die Einführung 
des Dreikammer-Parlamentes, in dem, 
neben den Weißen, auch die Inder und 
Farbigen/ Mischlinge in getrennten Häu-
sern vertreten waren. Ein Wahlrecht wur-
de aber diesen Bevölkerungsgruppen ver-
weigert. Diese Reformversuche wurden 
von der demokratischen Massenbewe-
gung abgelehnt. Der Ausnahmezustand 
wurde 1985 erneut verhängt. 1986 wurde 
bekannt, daß Nelson Mandela und der 
damalige Präsident P. W. Botha erste Ge-

spräche im Gefängnis abgehalten hatten. 
Zur gleichen Zeit nahmen südafrikani-
sche Persönlichkeiten aus Wirtschaft und 
Politik Kontakt mit der ANC-Führung im 
Exil auf, um über die Zukunft des Landes 
zu sprechen. 
Die militärische Besetzung Angolas en-
dete mit dem Rückzug der südafrikani-
schen Truppen, nachdem sie eine Nieder-
lage in der Schlacht von „Quito Canava-
le" erlitten hatten. Damit wurde der Pro-
zeß, der zur Unabhängigkeit Namibias 
führte, eingeleitet. Die Unabhängigkeit 
Namibias wurde am 21. März 1990 er-
klärt und damit das Ende der Apartheid-
herrschaft dort herbeigeführt. 
Das Ende der Apartheid 
Mit dem Machtwechsel innerhalb der 
Nationalen Partei und der Ernennung 
von F.W. De Klerk zum Staatspräsiden-
ten änderte sich die Politik der weißen 
Regierung in Südafrika. Die von De 
Klerk veranlaßte Freilassung Mandelas 
aus dem Gefängnis sowie die Wiederzu-
lassung der Befreiungsbewegungen leite-
te eine radikale Wende in der politischen 
Situation des Landes ein. Die südafrika-
nische Regierung wollte eine Verände-
rung, ohne die Macht zu verlieren. Die 
Befreiungsbewegung dagegen sah die 
Möglichkeit, für eine grundlegende Um-
gestaltung der Gesellschaft. Der 1991 
eingeleitete Verhandlungsprozeß stellte, 
unter Beteiligung aller politischen Partei-
en und Bewegungen, einen Weg zur 
friedlichen Lösung der Konflikte dar. Mit 
der Einführung einer Übergangsverfas-
sung 1993 und der Wahl einer Regierung 
der Nationalen Einheit im April 1994 
wurde die Apartheid als offizielle Regie-
rungspolitik abgeschafft. Südafrika ist 
wieder volles Mitglied des Common-
wealth und der Weltgemeinschaft gewor-
den. Der Prozeß zur Abschaffung der 
Ungleichheiten in der südafrikanischen 
Gesellschaft ist jedoch eine langfristige 
Aufgabe der neuen Demokratie. 
Lit.: De Braganca, A./ Wallerstein, I. (Hg.): 
The African Liberation Reader, Vol. 1, The 
Anatomy of Colonialism, London 1982; Mbe-
ki, G.: Learning from Robben Island - The Pri-
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son Writings of Govan Mbeki, South Africa 
1991; Moodie, T D. : The Rise of Afrikaner-
dom. Power, Apartheid and the Afrikaner Ci-
vil Religion, University of California 1975; 
Sparks, A.: Tomorrow Is Another Country, 
South Africa 1994. 

Luyanda Mpahlwa 

APEC (Asia-Pacific Economic Coopera-
tion) 

APEC ist ein Forum der asiatisch-pazifi-
schen Anrainerstaaten zum regelmäßigen 
Gedankenaustausch und zur wirtschaftli-
chen Kooperation auf der Ebene der 
höchsten Regierungsvertreter. Die Initia-
tive zur Institutionalisierung eines sol-
chen Kooperationsforums ging im Jahre 
1989 von Australien aus, das schon seit 
langem mit Japan zusammen die Schaf-
fung einer pazifischen Freihandelszone 
(PAFTA) befürwortet hatte. Die Motiva-
tion für eine solche Kooperationsinitiati-
ve lag auf der Hand: ungefähr 2 Mrd. 
Menschen leben in dieser Region, und 
diese Region trägt mehr als 40% des 
Welthandels. Für die USA betrug der 
pazifische Handel im Jahre 1994 657 
Mill. DM, der atlantische dagegen nur 
361 Mill. DM. 
Zum Gründungstreffen in Australien ka-
men 12 Anrainerstaaten und die Zahl ist 
inzwischen auf 18 gewachsen (vgl. die 
tabellarische Übersicht über die bisheri-
gen Treffen). 
Ziele 
Die APEC, die gerade in letzter Zeit zu-
nehmend an Bedeutung gewonnen hat, 
strebt weder eine EU-ähnliche Wirt-
schafts- und Währungsintegration noch 
eine gemeinsame Handelspolitik an, son-
dern zielt ab auf die gegenseitige Abstim-
mung und Koordination von Wirtschafts-
und Außenhandelspolitiken. Man spricht 
von einer asiatischen OECD. 
Die Grundphilosophie für die Arbeits-
weise der APEC ist Kooperation auf der 
Basis der Freiwilligkeit und Nichtgebun-
denheit. 
Konflikte 

Die Vielfalt von Interessen der Mitglied-

staaten und deren Kulturen sowie die 
Unterschiede in der politisch-demokrati-
schen und ökonomischen Entwicklung 
gaben auf den regelmäßigen Treffen häu-
fig Anlaß zu starkem Dissens unter den 
Mitgliedstaaten. Mit anderen Worten: es 
wird schwierig sein, von der APEC eine 
gemeinsame Zielsetzung und Strategie in 
naher Zukunft zu erwarten: das amerika-
nische Interesse geht dahin, die APEC 
auf die Schiene eines GATT-ähnlichen 
(-• WTO/ GATT) Verhandlungsstils, und 
gemeinsamer kollektiver Handlungen zu 
bringen, die meisten asiatischen Staaten 
hingegen insistieren auf Voluntarismus 
und Pragmatismus. Einige asiatische 
Staaten, wie z.B. Malaysia und China, 
zeigen ein zurückhaltendes Engagement 
wegen der offensichtlichen Hegemonie-
bestrebungen der Amerikaner in der 
APEC. Gerade diese Staaten betonen die 
Notwendigkeit einer nur von den asiati-
schen Staaten getragenen Kooperations-
einrichtung (genannt EAEC - East Asia 
Economic Caucus), wobei u.a. Japan, 
Südkorea und Taiwan diese Initiative im 
Grunde unterstützen, dies jedoch unter 
dem Druck der Amerikaner nicht kund-
tun. 
Entwicklungen 
Die starke Heterogenität der Mitglied-
staaten im Hinblick auf ökonomische 
und politisch-militärische Interessen und 
die großen Unterschiede in der politisch-
demokratischen und ökonomischen 
Entwicklung und nicht zuletzt die kultu-
rellen und rassischen Divergenzen haben 
gemeinsame, auf eine einheitliche Linie 
gerichtete Beschlüsse nicht möglich ge-
macht. Der bisher größte Erfolg der 
APEC war die aus der sog. Bogor Decla-
ration (1994) hervorgegangene Handels-
liberalisierung mit dem Ziel der Schaf-
fung einer Freihandelszone bis zum Jahr 
2020. Allerdings sollen die Industriestaa-
ten (USA, Kanada, Australien, Japanetc.) 
bereits bis 2010 die für eine Freihandels-
zone notwendigen Schritte einleiten. Fer-
ner wurde beschlossen, Schritte zur Har-
monisierung von Zollverfahren und Stan-
dards zu erarbeiten, Studien über Infra-
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